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1. Voraussetzungen, Fragestellungen und 
Vorgehen: Einführung 

Als international anerkannter Wissenschaftler und „Gründungsvater“ der „Stiftung zur 
Erforschung der spinalen Kinderlähmung“ fungiert Heinrich Wilhelm Pette als Namens-
geber des heutigen „Heinrich-Pette-Instituts/Leibniz-Institut für Experimentelle Virolo-
gie“ (HPI). Während Pettes herausragende Leistungen als Forscher auf dem Gebiet der 
spinalen Kinderlähmung und Multiplen Sklerose gut dokumentiert sind, ist über sein 
Wirken in der NS-Zeit bislang wenig bekannt. Vor diesem Hintergrund erging Anfang 
2012 eine Anfrage der damaligen Senatorin der Hamburgischen Behörde für Wissen-
schaft und Forschung (BWF), Dr. Dorothea Stapelfeldt, an das HPI, die Vergangenheit 
Pettes in den Jahren 1933 bis 1945 zu untersuchen, um „eine feste und kritikfreie 
Grundlage für die zukünftige Verwendung des Namens Heinrich Pette herbeizufüh-
ren.“1 Ausgangspunkt für diese Anfrage bildeten kritische Nachfragen zu Pettes Mit-
gliedschaft in der NSDAP seit dem Jahr 1933. 
Das HPI beauftragte kurze Zeit später den renommierten Medizinhistoriker Heinz-Peter 
Schmiedebach, ein Gutachten „zur Stellung von Heinrich Pette im Nationalsozialis-
mus“2 vorzulegen. Das von Andrea Brinckmann und Heinz-Peter Schmiedebach erar-
beitete „Gutachten über das Verhältnis des Neurologen Professor Dr. Heinrich Pette 
zum Nationalsozialismus und sein wissenschaftliches Werk zwischen 1933 und 1945“ 
(im Folgenden „Erstgutachten“/EGA) konzentriert sich auf die Darstellung dreier As-
pekte: erstens auf Pettes Rolle als Gutachter bei Zwangssterilisationen, zweitens auf die 
Frage, ob Pettes Forschungsergebnisse auf „Begleitforschungen von ‚Euthanasie‘-Mor-
den“ beruhten, sowie drittens auf eine „Mitwisserschaft an ‚Euthanasie‘-Verbrechen“ 
durch „Kontakte zu ‚belasteten Medizinern‘“ (alle Zitate EGA, S. 2). 
Die Ergebnisse des EGA zeichnen ein vielschichtiges und ambivalentes Bild von Hein-
rich Pette. Diese Vielschichtigkeit und Ambivalenz entspricht den Ergebnissen eines 
Großteils neuerer biografischer Untersuchungen insbesondere zum Nationalsozialis-
mus. Zum einen ist die Quellenlage dieser Zeit aufgrund von Kriegszerstörungen und 
vorsätzlicher Vernichtung von Unterlagen oft lückenhaft, insbesondere im Fall poten-
ziell „belasteter“ Biografien. Zum anderen werden Quellen zum persönlichen „Verhal-
ten“ generell wenig überliefert, so dass biografische Untersuchungen häufig mit Plau-
sibilität argumentieren müssen und selten zu eindeutigen Ergebnissen, geschweige 
denn endgültigen „Wahrheiten“ kommen können. Eine Biografie im Speziellen und der 
Nationalsozialismus im Allgemeinen sind viel zu komplex, als dass sie sich auf einfache 
Antworten bringen lassen. Insofern sind populäre Zuschreibungen wie „Nazi“ oder „Re-
gimegegner“ bzw. „belastet“ oder „unbelastet“ keine Kategorien, mit denen wissen-
schaftliche Untersuchungen operieren können. 

1 Thomas Dobner/Nicole Elleuche, Antrag an die Stiftung zur Bekämpfung neuroviraler Erkrankungen 
auf Gewährung von Mitteln zu der Erstellung eines Gutachtens über das Verhältnis des Neurologen 
Professor Dr. Heinrich Pette zum Nationalsozialismus und sein wissenschaftliches Werk zwischen 1933 
und 1945, 13.06.2014, S. 3. 
2 Ebd. 
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Dass Brinckmann und Schmiedebach ihre offenen Fragen als solche benennen anstatt 
Eindeutigkeit zu suggerieren und einfache Antworten zu geben, spricht daher für die 
Qualität ihrer Untersuchung. Als Ergebnis weist das EGA eindeutig nach, dass Pette mit 
eigenen Gutachten an Sterilisationsverfahren beteiligt war. Brinckmann und Schmiede-
bach konnten angesichts der umfassenden Quellenlage jedoch nur zwei Fälle untersu-
chen, so dass beide zu diesem Aspekt weitere Forschungen anregen, um ein größeres 
Gesamtbild betrachten zu können. Für die zweite zentrale Frage zu möglichen For-
schungen Pettes mit „belastetem Material“ finden die beiden Verfasser keine Belege 
und regen daher ebenfalls weitere Recherchen, u.a. im Bundesarchiv Berlin, an. Für den 
dritten Aspekt, Pettes „Mitwisserschaft an ‚Euthanasie‘-Verbrechen“, zeichnet das EGA 
sowohl Kontakte Pettes zu maßgeblichen „Euthanasie“-Profiteuren wie Hugo Spatz, Ju-
lius Hallervorden u.a. als auch Pettes Beratungen der Arbeit des KWI für Hirnforschung 
nach, so dass eine Kenntnis von „Euthanasie“-Verbrechen sehr wahrscheinlich sei. Wei-
tere Hinweise zu entsprechenden Kontakten vermutet das EGA im Bundesarchiv und 
im Archiv des Max-Planck-Instituts für Psychiatrie in München (EGA, S. 20). Offene Fra-
gen bleiben nach Lektüre des EGA außerdem das Datum des Parteieintritts Pettes und 
die Bewertung seiner Parteimitgliedschaft. Und nicht zuletzt wird der immerhin vier-
jährige Verlauf des Entnazifizierungsverfahrens im EGA kaum in den Blick genommen. 
Brinckmann und Schmiedebach nutzen das Verfahren und die von Pette genannten 
Entlastungargumente zwar sinnvollerweise als Ausgangspunkt ihrer Darstellung (EGA, 
S. 5), was eine Fokussierung ihrer Untersuchung fördert. Sie ordnen den langen Verlauf 
des Verfahrens aber zu wenig in zeitgenössische Kontexte ein und ziehen nur einzelne 
Dokumente des Entnazifizierungsverfahrens heran. 
Kurz gesagt bietet das EGA einen differenzierten Überblick über wesentliche Aspekte 
sowie erste Befunde zu den drei Hauptfragen, mit denen sich Pettes Rolle in der NS-
Zeit einordnen lässt. Obwohl einige Fragen offen bleiben und die Wissensbasis für 
„eine eindeutige Einschätzung“ nach Aussage von Brinckmann und Schmiedebach „zu 
schmal“ bleibe (EGA, S. 19), argumentieren sie stets plausibel und kommen zu einem 
differenzierten Gesamteindruck: „Pette tat sich nicht als überzeugter und fanatischer 
Nationalsozialist und Fürsprecher nationalsozialistischer Erbgesundheitspolitik hervor. 
Er war jedoch entgegen seiner Verlautbarungen kein ausgewiesener Regimegegner“ 
(EGA, S. 19). 
Neben den von Brinckmann und Schmiedebach formulierten o.g. Anregungen für wei-
tere Forschungen bietet die Replik von Dirk Pette (dem Sohn Heinrich Pettes) auf das 
EGA Anhaltspunkte für weitere Untersuchungen. Mehrere Schlussfolgerungen des EGA 
werden von Dirk Pette in Frage gestellt. Von den insgesamt zwölf größeren Kritikpunk-
ten scheinen uns drei für unser Gutachten besonders bedenkenswert zu sein. Erstens 
bleibt das EGA in seiner Bewertung des Entnazifizierungsverfahrens widersprüchlich, 
wie Dirk Pette anmerkt. Tatsächlich war Heinrich Pette zumindest zeitweilig auch vor 
dem Abschluss des Verfahrens an der Neurologischen Klinik tätig, so dass u.a. zu klären 
wäre, als wie „belastet“ Pette nach 1945 galt. Zweitens war Heinrich Pette zeitlebens 
über sein Eintrittsdatum in die NSDAP unsicher, was bei Brinckmann und Schmiede-
bach angesichts seiner genauen Kenntnis der Parteimitgliedsnummer für Irritationen 
sorgt, die zwar formuliert, allerdings nicht aufgelöst werden. Auch hier regt Dirk Pette 
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weitere Forschungen an. Drittens sollten für Heinrich Pettes „Kampf gegen die Eutha-
nasie“ (EGA, S. 11-12) sämtliche verfügbaren Quellen – und damit auch der im HPI 
liegende Nachlass der Familie Pette – berücksichtigt werden, wie Dirk Pette zu Recht 
fordert. 
Andere Kritikpunkte Dirk Pettes am EGA wiederum sind zumindest widersprüchlich und 
werfen ebenfalls Fragen auf, die z.T. in unserem Gutachten geklärt werden sollten. Das 
gilt z.B. für den Einwand gegen Brinckmanns und Schmiedebachs Befund zur 
„Heyde/Sawade-Affäre“, dass „Ungereimtheiten“ in Pettes Aussage festzustellen seien, 
die im EGA jedoch nicht weiter ausgeführt würden. Tatsächlich wurden bereits 1961 im 
„Heyde/Sawade-Untersuchungsausschuss“ vom Generalstaatsanwalt Zweifel an Pettes 
Aussagen geäußert und diese schriftlich an den damaligen Justizminister Schleswig-
Holsteins weitergegeben, jedoch von diesem nicht weiter verfolgt. In der Forschung 
sind diese Ungereimtheiten aufgearbeitet und eindeutig mit Quellen belegt worden. 
Auf diese Zusammenhänge gehen wir im Folgenden daher noch einmal ein (Kapitel 
6.4). Auch der Einwand, dass die Aussagen des EGA zu Kontakten zwischen Pette und 
Spatz „unklar“ seien, ist für uns nicht nachvollziehbar.3 Fraglich ist ebenso Dirk Pettes 
Einwand, dass das EGA eine (für Heinrich Pette entlastende) Aussage aus einem Nach-
ruf bezweifelt. Klaus-Joachim Zülch hatte 1965 in seinem Nachruf auf Heinrich Pette 
behauptet, dieser habe während der NS-Zeit eine konsequente „Aussonderung der ve-
getativen Fälle“ von der Diagnose „epileptischer Anfälle“ verfolgt, um „möglichst viele 
Anfallspatienten vor der Bedrohung durch die Sterilisation zu schützen.“4 Die Vorbe-
halte des EGA auch an dieser Aussage sind allerdings sehr schlüssig: Zum einen muss 
eine kritische Quelleninterpretation entlastende Erinnerungen eines (von Dirk Pette 
selbst benannten) „Zeitzeugen“, der zudem „mit dem wissenschaftlichen Werk und 
Handeln“ Heinrich Pettes „bestens vertraut“ war (Dirk Pette), selbstverständlich hinter-
fragen. Das gilt nicht nur wegen des großen zeitlichen Abstands zwischen Ereignis und 
Nachruf von mehreren Jahrzehnten, sondern gerade wegen des Vertrauens zwischen 
Zülch und Pette. Zum anderen bezweifeln Brinckmann und Schmiedebach die Erinne-
rungen Zülchs ja auch deshalb, weil sie mit ihrer Auswertung einzelner Sterilisations-
verfahren belegen können, dass Pette keineswegs „möglichst viele Anfallspatienten vor 
der Bedrohung durch die Sterilisation zu schützen“ suchte. Da Dirk Pette den Nachruf 
von Zülch trotz dieser eindeutigen Belege auch gegen unser Gutachten ein weiteres 
Mal in Stellung gebracht hat, gehen wir im Folgenden auch auf diesen Zusammenhang 
noch einmal ein. 

Nach den Ergebnissen und offenen Fragen des EGA, den Einwänden Dirk Pettes und 
dem daraus folgenden Auftrag des HPI, ein weiteres Gutachten zu erstellen, ergeben 
sich für unsere Untersuchung folgende Leitfragen: 

3 Zu Spatz‘ und Hallervordens „Begleitforschungen“ zur „Euthanasie“ vgl. zuletzt Michael Martin/Axel 
Karenberg/Heiner Fangerau, Neurologie und Neurologen in der NS-Zeit: Hirnforschung und „Euthana-
sie“, in: Nervenarzt 87 (2016), Suppl. 1, S. 30-41. 
4 Klaus-Joachim J. Zülch, Heinrich Pette, in: Acta Neurochirurgica 13 (1965), S. 133-137, hier S. 135. 
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1. Wie ist Heinrich Pettes Parteizugehörigkeit zu bewerten? Wie ist das unklare Ein-
trittsdatum zu erklären? 

2. Welche Rolle spielte Pette als Gutachter in Sterilisationsverfahren nach dem „Ge-
setz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ (GzVeN)? Für welchen Zeitraum 
lassen sich Gutachten Pettes nachweisen und wie lassen sich Pettes Entschei-
dungen bewerten? 

3. Welchen Stellenwert haben NS-Ideologie, insbesondere „erbbiologische“ und 
„rassenhygienische“ Konzepte in Pettes wissenschaftlichem Werk? 

4. Welche Rolle spielte Pette als Zweiter Vorsitzender der „Gesellschaft Deutscher 
Neurologen und Psychiater“ (GDNP)? Lässt sich aufgrund seiner Kontakte zu „be-
lasteten“ Medizinern eine Mitwisserschaft an „Euthanasie“-Verbrechen nachwei-
sen? 

5. Basieren Forschungsergebnisse Pettes auf Begleitforschungen von „Euthanasie“-
Morden? Lassen sich Pette gar Beteiligungen an „Euthanasie-Verbrechen“ nach-
weisen? 

6. Oder gibt es im Gegenteil Belege für die von Pette nach 1945 mehrfach behaup-
tete „Opposition“ gegen den „Euthanasie“-Film „Ich klage an“ und seinen per-
sönlichen Einsatz gegen „Euthanasie“-Maßnahmen? 

7. Welchen Verlauf nahm das Entnazifizierungsverfahren Pettes, wie lässt sich der 
vierjährige Verlauf des Verfahrens erklären und was sagt das über zeitgenössi-
sche Vorstellungen von einer „Belastung“ Pettes aus? 

Von diesem erweiterten Fragekatalog abgesehen erweitern wir auch den Untersu-
chungsfokus in mehrfacher Hinsicht, um Pettes Biografie differenziert einordnen und 
erklären zu können. 

a) Im Gegensatz zu bisherigen Studien, die oft einen „medizinischen“ Fokus auf 
Pette setzen, betten wir unsere Ergebnisse in zeitgenössische gesellschaftliche 
Kontexte ein. 

b) Obwohl unser Fokus auf der NS-Zeit liegt, werfen wir in mehreren Kapiteln zu-
mindest schlaglichtartig Blicke auf die Zeit nach 1945. Das gilt nicht nur in Bezug 
auf den „Heyde/Sawade-Untersuchungsausschuss“ in den 1960er Jahren (6.4), 
sondern ebenso für die Abschnitte zu Pettes Wirken seit den 1950er Jahren (7.), 
das nicht zuletzt seine Ehrung mit der Namensgebung des Heinrich-Pette-Insti-
tuts erklärt. 

c) Und nicht zuletzt scheinen uns für eine möglichst breite und differenzierte Ent-
scheidungsgrundlage einige Bemerkungen zur Einordnung von Benennungen, 
in diesem Fall des „Heinrich-Pette-Instituts“ und des „Heinrich-Pette-Preises“, 
sinnvoll (8.). 

Von diesen Erweiterungen des Untersuchungsfokus abgesehen haben wir für unser 
Gutachten auch die Quellengrundlage erheblich erweitert. Das gilt zunächst für Quellen 
aus dem Bundesarchiv (im Folgenden BArch) Berlin, die im EGA offenbar nicht selbst 
ausgewertet, sondern aus „zweiter Hand“, also aus der Forschungsliteratur zitiert wur-
den (wofür u.a. die Angaben unterschiedlicher sowie veralteter Signaturen sprechen). 
Hinzu kommt eine Auswertung einzelner Archivalien aus dem Bundesarchiv Koblenz, 
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die über Pettes Biografie nach 1945 Aufschluss geben. Darüber hinaus haben wir sämt-
liche im EGA ausgewertete Archivalien aus dem Staatsarchiv Hamburg (StAHH) erneut 
eingesehen sowie weitere Archivalien im StAHH ausgewertet, die bislang nicht unter-
sucht worden sind. Neben unseren Recherchen in Archiven haben wir nicht zuletzt zahl-
reiche veröffentlichte Quellen (Aufsätze, Nachrufe, Vorträge) und Pressebeiträge zu 
Pette in westdeutschen (Zeit, Spiegel, HA, FAZ, SZ) und ostdeutschen Zeitungen (ND, 
Berliner Zeitung und „Neue Zeit“) ausgewertet. Von besonderer Bedeutung ist zudem 
der Familiennachlass, den Dirk Pette und das HPI uns freundlicherweise zur Verfügung 
gestellt haben. Neben einer umfangreichen Überlieferung privater Korrespondenz fin-
den sich hier zahlreiche Dokumente, Zeitungsberichte, persönliche Berichte von Hein-
rich und Edith Pette sowie Fotografien. Dass diese Quellen für das EGA kaum herange-
zogen wurden, wie Dirk Pette in seiner o.g. Replik moniert, ist in der Tat schwer nach-
vollziehbar. In einer ersten, dem HPI im April 2018 vorgelegten Fassung des Gutach-
tens, hatten wir aus dem am HPI liegenden Nachlass zwar zahlreiche Dokumente und 
die Briefe von Heinrich an Edith Pette, nicht aber die Briefe von Edith an Heinrich Pette 
herangezogen. Diese Lücke unserer Quellen hat Dirk Pette zu Recht kritisiert, so dass 
wir in der hier vorliegenden ergänzten Fassung des Gutachtens beide Seiten der Kor-
respondenz würdigen (vgl. Kapitel 5) und einzelne Aussagen aus Briefen Edith Pettes 
auch in anderen Kapiteln heranziehen. 
Die Sichtung weiterer Archive und Quellenbestände hätte den Rahmen für die Erstel-
lung unseres Gutachtens gesprengt. So ergab eine Vorrecherche im Bundesarchiv-Mi-
litärarchiv in Freiburg keine konkreten Anhaltspunkte für Archivalien mit Bezug zu 
Heinrich Pette. Auch im Archiv der DGN (einer Nachfolgegesellschaft der GDNP) haben 
wir die Auskunft erhalten, dass zu Heinrich Pette zu unseren Fragestellungen keine re-
levanten Unterlagen vorlägen.5 Immerhin sind einschlägige Archive wie das des Max-
Planck-Instituts, v.a. mit seinen Beständen zu den Kaiser-Wilhelm-Instituten, oder das 
Archiv des Universitätsklinikums Eppendorf (UKE), sowie alle Bundesarchive ohnehin 
bereits im Rahmen des EGA bzw. in neueren Forschungen intensiv ausgewertet worden. 
Neben den Arbeiten von Götz Aly, Hans-Walter Schmuhl und Jürgen Peiffer6 stechen 
in diesem Zusammenhang vor allem die jüngsten Forschungen von Heiner Fangerau, 
Axel Karenberg und Michael Martin hervor, die im Rahmen eines von der DGN geför-

5 Für diese Auskunft danken wir Prof. Dr. Franz-Werner Kersting (Münster), der im Rahmen eigener Re-
cherchen bei der DGN für uns angefragt hat. 
6 Vgl. u.a. Götz Aly, Die Belasteten. „Euthanasie“ 1939-1945, Frankfurt/Main 2013 (mit weiteren Belegen 
zu früheren Forschungen Alys); Hans-Walter Schmuhl, Hirnforschung und Krankenmord. Das Kaiser-
Wilhelm-Institut für Hirnforschung 1937-1945 (Forschungsprogramm Geschichte der Kaiser-Wilhelm-
Gesellschaft im Nationalsozialismus, Bd. 1), Berlin 2000; Jürgen Peiffer, Neuropathologische Forschung 
an „Euthanasie“-Opfern in zwei Kaiser-Wilhelm-Instituten, in: Doris Kaufmann (Hrsg.), Geschichte der 
Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im Nationalsozialismus. Bestandsaufnahme und Perspektiven der For-
schung, Göttingen 2000, S. 151-173; Jürgen Peiffer, Wissenschaftliches Erkenntnisinteresse als Tö-
tungsmotiv? Zur Kennzeichnung von Opfern auf deren Krankenakten und zur Organisation und Unter-
scheidung von Kinder-„Euthanasie“ und T4-Aktion (Forschungsprogramm Geschichte der Kaiser-Wil-
helm-Gesellschaft im Nationalsozialismus, Bd. 23), Berlin 2005. 
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derten Forschungsprojekts zur Neurologie in der NS-Zeit wegweisende Studien vorge-
legt haben.7 Nach Abschluss des Gutachtens wurde auf Grundlage eines Datenbank-
Erfassungsprojekts des Hamburger Staatsarchivs eine systematische Recherche eines 
Teils der Erbgesundheitsgerichtsverfahren möglich. Philipp Osten vom Universitätskli-
nikum Eppendorf (UKE) Hamburg war so freundlich, uns Ende 2019 die Ergebnisse sei-
ner Recherchen zu Heinrich Pettes Beteiligung in Erbgesundheitsgerichtsverfahren zur 
Verfügung zu stellen. Diese neuen Ergebnisse untermauern unsere bisherigen Befunde, 
wie haben sie daher in Form eines Nachtrags in Kapitel 4 aufgenommen. 
Die vier letztgenannten Kollegen, Fangerau, Karenberg, Martin und Osten, standen uns 
freundlicherweise sowohl für Beratungen während der Recherchen zum Gutachten als 
auch für eine kritische Diskussion der Ergebnisse zur Verfügung. Diskutieren konnten 
wir unsere Ergebnisse außerdem mit unserem Kollegen Franz-Werner Kersting vom 
LWL-Institut für westfälische Regionalgeschichte Münster, der als Experte für die Psy-
chiatriegeschichte sowohl der NS- als auch der Nachkriegszeit weitere wichtige Anre-
gungen gab. Bei diesen Kollegen möchten wir uns für wichtige Anregungen ebenso 
bedanken wie beim Heinrich-Pette-Institut, das uns den Zugang zum Nachlass Heinrich 
Pettes eröffnet hat. Ebenso großer Dank gebührt dafür Dirk Pette. Er gewährte uns 
Einblick in die am HPI liegenden privaten Dokumente und stand für Nachfragen jeder-
zeit zur Verfügung ohne dabei irgendwelchen Einfluss auf unsere Untersuchung zu 
nehmen. 

7 Vgl. dazu die Aufsätze von Fangerau, Karenberg und Martin im Themenheft „Neurologie und Neuro-
logen in der NS-Zeit“, Nervenarzt 87 (2016), Suppl. 1. 
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2. Mögliche Motive eines „Märzgefallenen“: Pettes 
Parteimitgliedschaft 

NSDAP-Mitgliedschaften werden in öffentlichen Debatten gern zur schlichten Katego-
risierung als überzeugter „Nazi“ genutzt.8 Ebenso verbreitet ist die nicht minder 
schlichte, gegenteilige Ansicht, die Aufnahme in die NSDAP sei eine Art Automatismus, 
ja ein Zwang, z.B. für gewisse Berufsgruppen, gewesen. Diskussionen um die Parteimit-
gliedschaften von Walter Jens und Martin Walser oder renommierter Zeithistoriker wie 
Martin Broszat bieten Beispiele für solche populären Vorstellungen. Von „historischem 
Pech“ sprach etwa Walser-Biograf Jörg Magenau auf „Spiegel online“ und behauptete, 
dass „schulklassenweise“ bzw. über die HJ zahlreiche NSDAP-Mitgliedschaftsanträge 
ohne Wissen der Beteiligten gestellt worden seien.9 

In der Forschung ist vor dem Hintergrund dieser jüngeren Debatten die Frage der Par-
teimitgliedschaft und ihrer Bewertung intensiv diskutiert worden, so dass mittlerweile 
differenziertere Antworten vorliegen. Zunächst einmal veränderten sich Möglichkeiten 
und Aufnahmeprozeduren für die Parteimitgliedschaft im Laufe der Zeit ganz erheblich. 
Zeitweilige Aufnahmesperren nach 1933 und 1942 verengten den Kreis der Anwärter 
oder verlängerten Aufnahmezeiten, während neue Anordnungen, u.a. zur Aufnahme 
von HJ-Mitgliedern im Zweiten Weltkrieg, speziellen Gruppen neue Möglichkeiten des 
Parteieintritts eröffneten.10 Trotz solcher Veränderungen lassen sich zwei Grundsätze 
festhalten, die für unsere Bewertung der Parteimitgliedschaft von Heinrich Pette als 
Hintergrund dienen. Erstens blieb die Mitgliedschaft jederzeit freiwillig, wie Anordnun-
gen der NSDAP noch aus dem Jahre 1937 hervorhoben: 

„Der Grundsatz der Freiwilligkeit, als eines der wertvollsten und wesentlichsten 
Merkmale der Bewegung, muss [...] aufrechterhalten werden. [...] So darf unter kei-
nen Umständen ein Zwang oder ein Druck, der Partei beizutreten, in irgendeiner 
Form ausgeübt werden, auch nicht durch Androhung eines Nachteils für denjeni-
gen Volksgenossen, der nicht in die Partei aufgenommen werden will.“11 

Wenn von Zwang also keine Rede sein kann und „Nachteile“ wegen der Nicht-Mit-
gliedschaft zumindest in offiziellen Anordnungen immer wieder verneint wurden, sind 

8 Vgl. Janosch Steuwer/Hanne Leßau, „Wer ist ein Nazi? Woran erkennt man ihn?“ Zur Unterscheidung 
von Nationalsozialisten und anderen Deutschen, in: Mittelweg 36 23 (2014), S. 30-51, bes. S. 30. 
9 http://www.spiegel.de/kultur/literatur/walsers-nsdap-mitgliedschaft-historisches-pech-a-491868.html 
(letzter Zugriff: 14.09.2017). Einen kritischen Überblick über die Debatte bietet Sven Felix Kellerhoff, Die 
Erfindung des Karteimitglieds. Rhetorik des Herauswindens: Wie heute die NSDAP-Mitgliedschaft 
kleingeredet wird, in: Wolfgang Benz (Hrsg.), Wie wurde man Parteigenosse? Die NSDAP und ihre Mit-
glieder, Frankfurt am Main 2009, S. 167-180. 
10 Juliane Wetzel, Die NSDAP zwischen Öffnung und Mitgliedersperre, in: Benz, Wie wurde man Partei-
genosse, S. 74-90. 
11 Zit. n. Jürgen W. Falter, Wer durfte NSDAP-Mitglied werden und wer musste draußen bleiben?, in: 
Jürgen W. Falter (Hrsg.), Junge Kämpfer, alte Opportunisten. Die Mitglieder der NSDAP 1919-1945, 
Frankfurt/Main 2016, S. 15-39, hier S. 27. Zum Prinzip der Freiwilligkeit vgl. Michael Buddrus, War es 
möglich, ohne eigenes Zutun Mitglied der NSDAP zu werden? Gutachten des Instituts für Zeitge-
schichte München-Berlin für das Internationale Germanistenlexikon 1800-1950, in: Geschichte der Ger-
manistik: Mitteilungen 23/24 (2003), S. 21-26. 

11 

http://www.spiegel.de/kultur/literatur/walsers-nsdap-mitgliedschaft-historisches-pech-a-491868.html


 
 

    
    

    
    

    
      

 
 

     

 

  
   

  
  

    
    

 
 

   
     

     
      

  

 
  

      
       

                                             
     
      

   
             

           
            
 

        
      
              

      

selbstverständlich dennoch Formen indirekten Drucks zu berücksichtigen, wie sie sich 
aus dem Kreis bestimmter Berufsgruppen oder aus sozialen Dynamiken in Familien, im 
Freundeskreis und im Betrieb ergeben konnten. 
Das Prinzip der Freiwilligkeit hängt mit dem zweiten Grundsatz der Exklusivität zusam-
men. Schließlich war die Mitgliedschaft selbst für jene „Volksgenossen“, die den Anfor-
derungen der NSDAP genügten, keineswegs ein Automatismus. Noch 1937, als die seit 
Mai 1933 bestehende Mitgliedersperre gelockert wurde, betonte eine Anordnung den 
nach wie vor bestehenden Exklusivitätsanspruch: 

„Bei der Aufnahme von Volksgenossen in die NSDAP muß oberster Leitsatz aller 
mit der Aufnahme befaßten Dienststellen der Partei sein, daß der Führer in der Par-
tei eine verschworene Gemeinschaft politischen Kämpfertums gestaltet wissen will. 
In die NSDAP sollen nach dem Ausspruch des Führers nur die besten Nationalso-
zialisten als Mitglieder aufgenommen werden.“12 

Der Exklusivitätsanspruch setzte beim Eingang jedes Aufnahmeantrags ein stark regle-
mentiertes Prozedere in Gang, das eine sorgfältige Prüfung des Einzelfalls garantieren 
sollte.13 Auch unter Hamburger Medizinern kam es daher in den 1930er Jahren durch-
aus zu Ablehnungen von Aufnahmeanträgen. Rudolf Degkwitz beispielsweise kam 
gleich zweimal nicht zum Zuge, obwohl er möglicherweise sogar als „alter Kämpfer“ 
am Hitlerputsch 1923 beteiligt gewesen war. Dennoch wurden seine Aufnahmeanträge 
sowohl 1933 als auch 1937 von der NSDAP abgelehnt.14 

Heinrich Pette trat laut Fragebogen für das Berlin Document Center (BDC) vom 17. 
Januar 1948 zum 1. Mai 1933 in die NSDAP ein und erhielt die Mitgliedsnummer 
3278951.15 Pette lässt sich damit in die Gruppe der – bereits zeitgenössisch so benann-
ten – „Märzgefallenen“ einordnen und damit jenen „Parteigenossen“ zurechnen, die 
sich nach der Reichstagswahl vom März 1933 der NSDAP anschlossen. Seither erlebte 
die Partei einen derartigen Ansturm an Mitgliedschaftsanträgen, dass am 19. April ein 
allgemeiner Aufnahmestopp verkündet wurde, der zum 1. Mai in Kraft trat. Infolge des-
sen wurden insbesondere „in den letzten zehn Apriltagen die lokalen Parteibüros der 
NSDAP vom Aufnahmewilligen geradezu überrannt“.16 Von insgesamt um die 1,6 Mil-
lionen im Jahr 1933 gezählten Parteimitgliedern traten ca. 1,3 Millionen nach der 
Märzwahl 1933 ein.17 Da die Aufnahmeanträge trotz des Ansturms nach wie vor penibel 

12 Zit. n. Wetzel, Die NSDAP, S. 76. 
13 Vgl. die Dokumentensammlung des Bundesarchivs: https://www.bundesarchiv.de/oeffentlichkeitsar-
beit/bilder_dokumente/00757/index-0.html.de, letzter Aufruf 14.09.2017. 
14 Vgl. Joist Grolle, Einer der hinsah, wo andere wegsahen: Der Hamburger Kinderarzt Rudolf Degkwitz 
gibt Zeugnis von den NS-Verbrechen, in: Dirk Brietzke/Norbert Fischer/Arno Herzig (Hrsg.), Hamburg 
und sein norddeutsches Umland. Aspekte des Wandels seit der Frühen Neuzeit, Hamburg 2007, S. 377-
389. 
15 StAHH, 221-11, ED 4194, Fragebogen für BDC, 17.01.1948. 
16 Falter, Wer durfte NSDAP-Mitglied werden?, S. 20. 
17 Ingo Haar, Zur Sozialstruktur und Mitgliederentwicklung der NSDAP, in: Benz, Wie wurde man Par-
teigenosse, S. 60-73, hier S. 71. 

12 

https://www.bundesarchiv.de/oeffentlichkeitsarbeit/bilder_dokumente/00757/index-0.html.de
https://www.bundesarchiv.de/oeffentlichkeitsarbeit/bilder_dokumente/00757/index-0.html.de


 
 

 
     

    
   

    

  
  

    
    

  
  

 
  

 
  

 

  
   

    
    

    
     

    
  

 

 
      

     
  

      

                                             
               

    
             

       
              
              

      
      
           

                
           

        

überprüft wurden, der Exklusivitätsanspruch also aufrecht erhalten werden sollte, er-
hielten die letzten „Märzgefallenen“ ihre Mitgliedskarten mitunter erst 1936.18 Bei fast 
allen wurde als Aufnahmedatum rückwirkend der 1. Mai 1933 eingetragen. Aus Angst 
vor „Konjunkturrittern“ kam zu diesen Verzögerungen wegen der genauen Prüfungen 
der Anträge noch eine zweijährige Bewährungszeit für alle Mitglieder hinzu, die nach 
dem 30. Januar 1933 eingetreten waren, „da eine Gewähr für die unbedingte Zuverläs-
sigkeit der Neuhinzugekommenen nicht immer gegeben sei.“19 

Diese Praxis einer verzögerten Aufnahme und eingehenden Prüfung und Mitglied-
schaft „auf Bewährung“ dürfte eine Erklärung für die im EGA (S. 4) formulierte Irritation 
sein, warum Heinrich Pette sich sowohl in seinem Briefwechsel mit seiner Frau Edith als 
auch während des Entnazifizierungsverfahrens nicht genau an das Eintrittsdatum, sehr 
wohl aber an die Mitgliedsnummer erinnerte. Am 20. Mai 1945 schrieb Pette: 

„Abends telephonierte ich mit Brütt, da ich nicht genau wußte, wann wir P.G. [= 
Parteigenossen] geworden sind. Es war Mitte Mai, keinesfalls sind wir ‚Märzgefal-
lene‘. […] Den Tag, wann dies war, wissen wir beide nicht mehr, wir meinen, daß es 
nach Mitte Mai war. Jedenfalls kam unsere Aufnahme erst spät im Sommer heraus 
und wir wurden auf Mitte Mai, soweit ich mich erinnere, zurückdatiert“.20 

Obwohl das Eintrittsdatum an sich noch keinen Beleg für persönliche Motive eines Par-
teieintritts geben kann, erlaubt es doch eine historische Einordnung. So hat Kristine 
Khachatryan mit Hilfe quantitativer Erhebungen nachgewiesen, dass die Mehrheit 
neuer Mitglieder seit dem 30. Januar 1933 aus „Alten Opportunisten“ bestand, wie sie 
v.a. Selbstständige, Angestellte und Beamte ab einem Alter von 40 Jahren umschreibt.21 

Vor 1933 war die Mehrheit der „Parteigenossen“ hingegen „männlich und jünger als 30 
Jahre“ gewesen.22 Auch die Typisierung „Alte Opportunisten“ bleibt indes noch grob, 
ließe sich „Opportunismus“ doch mit ganz unterschiedlichen Beweggründen erklären, 
wie Björn Weigel zu den „Märzgefallenen“ schreibt: „Denkbar ist ja ebenfalls, dass die 
Sorge um die zukünftigen Veränderungen in Staat und Gesellschaft, der Wunsch, mög-
lichst unverdächtig zu erscheinen, oder auch ein gewisser Gruppenzwang eine Rolle 
gespielt haben mögen.“23 

Vor diesem Hintergrund muss Pettes berufliche Situation als Motiv für den Parteieintritt 
berücksichtigt werden. Zwar war ein Parteieintritt auch als Professor, Arzt oder Beamter 
nicht zwingend, aus Karrieregründen aber durchaus von Vorteil, wie sowohl seine Be-
rufung auf die Professur 1934 als auch zwei Jahre später die Ernennung zum Zweiten 

18 William S. Allen, The Nazi Seizure of Power. The Experience of a Single German Town 1922-1945, 
Danbury 1984, S. 286. 
19 Hans Buchheim, Mitgliedschaft bei der NSDAP, in: Gutachten des Instituts für Zeitgeschichte, Mün-
chen 1958, S. 313-323, hier S. 317. 
20 Brief an Edith Pette, 20.05.1945. Vgl. dazu auch die Briefe vom 08.07.1945 und 09.07.1945. 
21 Vgl. Kristine Khachatryan, Junge Kämpfer, alte Opportunisten und gar nicht so wenige Frauen: Eine 
Typologie der NSDAP-Mitglieder, in: Falter, Junge Kämpfer, S. 197-215, bes. S. 211-212. 
22 Haar, Zur Sozialstruktur, S. 62. 
23 Björn Weigel, „Märzgefallene“ und Aufnahmestopp im Frühjahr 1933. Eine Studie über den Opportu-
nismus, in: Benz, Wie wurde man Parteigenosse?, S. 91-109, hier S. 91. Zu den Motiven der Ärzteschaft 
für den Parteieintritt 1933 vgl. die westfälischen Fallstudien in Franz-Werner Kersting, Anstaltsärzte 
zwischen Kaiserreich und Bundesrepublik. Das Beispiel Westfalen, Paderborn 1996. 
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Vorsitzenden der GDNP zeigen sollte, wo „politische Haltung“ als Argument in den 
Verhandlungen zwischen GDNP und Reichsinnenministerium eine zentrale Rolle spielte 
(vgl. 3.3). Dass Pette sich schon länger Hoffnungen auf eine Ernennung zum Ordinarius 
machte, könnte ebenfalls ein Argument für den Parteieintritt gewesen sein. Als Nach-
folger des 1933 emeritierten Max Nonne wurden neben Pette Viktor von Weizsäcker 
und Georg Schaltenbrand vorgeschlagen. Pette galt in der Fakultät nicht nur wegen 
seines klinischen Profils als geeignet. Darüber hinaus gebe er sich auch „Mühe [...] Na-
tionalsozialist zu werden“,24 während die Hochschulkommission der NSDAP gegen 
Weizsäcker politische Vorbehalte pflegte. Weizsäcker sollte daher in den folgenden 
Jahren auch in anderen Zusammenhängen trotz seiner ausgewiesenen wissenschaftli-
chen Spitzenstellung nicht zum Zuge kommen. 
Mochte die Parteimitgliedschaft aus Karrieregründen für Heinrich Pette von Vorteil 
sein, war sie dennoch keine zwingende Voraussetzung für beruflichen Erfolg, wie Volker 
Roelcke am Beispiel von Medizinern gezeigt hat. Demnach war es „auch in öffentlichen 
Institutionen wie etwa Universitäten durchaus möglich, Karriere zu machen, ohne Mit-
glied zu sein.“25 In diesem Zusammenhang haben Martin, Karenberg und Fangerau 
hervorgehoben, dass trotz des hohen nationalsozialistischen Organisationsgrades der 
Ärzteschaft immerhin „die Hälfte der Ärzte nicht Mitglied in einer der genannten Or-
ganisationen“26 war. Hält man sich außerdem vor Augen, dass zahlreiche Mediziner 
und ein Großteil der Hamburger Hochschullehrer erst 1937 in die Partei eintraten27 und 
dass 1933 eben „nur“ 1,5 Millionen der insgesamt 8,5 Millionen „Parteigenossen“ Mit-
glied waren, lässt sich Pettes Eintritt 1933 also nicht als „Automatismus“ oder „Zwang“ 
relativieren. Heinrich Pette selbst hat beides unseres Wissens auch nie behauptet. 
Als einzige Quelle für persönliche Motive liegt der Briefwechsel zwischen Heinrich und 
Edith Pette vor. Heinrich Pette spricht hier im Mai 1945 davon, dass seine Frau „trei-
bende Kraft“ für den Parteieintritt gewesen sei, was Dirk Pette auf die „halbjüdische“ 
Herkunft von Edith Pette zurückführt.28. Da es aus mehreren Gründen als sehr unwahr-
scheinlich erscheint, dass Edith Pette als „Halbjüdin“ galt (vgl. 6.), ist der Eindruck plau-
sibler, dass sich Heinrich Pettes Aufnahmeantrag aus o.g. beruflichen Motiven speiste 
und seine Frau ihn in diesen Motiven zumindest bestärkte. Pette übte weder in der 
NSDAP noch in NSV, NS-Altherrenbund oder NS-Ärztebund ein Amt aus, was einmal 
mehr für eine pragmatische Nutzung der Parteimitgliedschaft und für Karrieregründe 
spricht. 

24 Zit. n. Hendrik van den Bussche, Im Dienste der „Volksgemeinschaft“. Studienreform im Nationalsozi-
alismus am Beispiel der ärztlichen Ausbildung, Berlin 1989, S. 78-79. 
25 Volker Roelcke, Medizin im Nationalsozialismus – radikale Manifestation latenter Potentiale moder-
ner Gesellschaften? Historische Kenntnisse, aktuelle Implikationen, in: Heiner Fangerau/Igor J. Polanski 
(Hrsg.), Medizin im Spiegel ihrer Geschichte, Theorie und Ethik – Schlüsselthemen, Stuttgart 2012, S. 
35-50, hier S. 39. 
26 Michael Martin/Axel Karenberg/Heiner Fangerau, Neurologie und Neurologen in der NS-Zeit: Vo-
raussetzungen und Rahmenbedingungen vor und nach 1933, in: Nervenarzt 87 (2016), Suppl. 1, S. 5-
17, hier S. 16, Hervorhebung im Original. 
27 Anton F. Guhl, Wege aus dem „Dritten Reich“. Die Entnazifizierung der Hamburger Universität als 
ambivalente Nachgeschichte des Nationalsozialismus, Diss. ms., Hamburg 2016, S. 6. 
28 Vgl. dazu das Manuskript von Dirk Pette, Edith Pette – Familie, Leben und Wirken, April 2012, S. 6. 
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Eine „oppositionelle Haltung“ bereits kurz nach Parteieintritt im Jahr 1933, die Pette im 
Juni 1948 behauptete, ist schon vor dem Hintergrund des Aufnahmeantrags sehr un-
wahrscheinlich: Gerade angesichts der verzögerten Aufnahmepraxis und der zweijähri-
gen „Bewährungszeit“ für Neumitglieder hätte eine erkennbare oppositionelle Haltung 
Pettes viel zu gute Gründe für eine Ablehnung seines Antrags geboten. Solche Ableh-
nungen hat es gerade unter den „Märzgefallenen“ gegeben.29 Im Übrigen hätte eine 
von Pette behauptete „oppositionelle Haltung“ ja durchaus für einen Parteiaustritt 
sprechen können, der zeitgenössisch gar nicht so selten war: Immerhin fast 8 Prozent 
aller Parteigenossen, ca. 750.000 Mitglieder, traten zwischen 1925 und 1945 aus der 
NSDAP wieder aus.30 

29 Falter, Wer durfte NSDAP-Mitglied werden?, S. 21. 
30 Vgl. Jonas Meßner, Austritte aus der NSDAP 1925 bis 1945, in: Falter, Junge Kämpfer, S. 271-295, hier 
S. 271. 
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3. Neurologe zwischen „Politik“ und 
„Wissenschaft“: Werk und Wirken in der GDNP 

3.1 Politik und Wissenschaft als „Ressourcen füreinander“ 

Das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Politik während der NS-Zeit erregte schon 
in den frühen Nachkriegsprozessen große Aufmerksamkeit. Während der Nürnberger 
Prozesse stilisierten sich Ingenieure, Techniker, Unternehmer, Mediziner und viele an-
dere gern als „unpolitische“ Experten und konstruierten einen Gegensatz zwischen 
„Wissenschaft“ bzw. „Technik“ und „Expertentum“ auf der einen Seite und „Politik“ auf 
der anderen.31 Dass selbst NS-Größen wie Albert Speer sich dank solcher Exkulpations-
strategien vor schwereren Strafen retten konnten und in der Nachkriegszeit sogar wie-
der hohes Ansehen genossen, belegt die Verbreitung eines Deutungsmusters, dass sich 
z.T. bis heute gehalten hat.32 Nicht nur in den großen Nachkriegsprozessen, auch in 
den Millionen kleinerer Entnazifizierungsverfahren war eine Unterscheidung zwischen 
„Wissenschaft“ und „Politik“ ein gängiges Narrativ für entlastende Selbstdarstellungen, 
das auch Heinrich Pette im Entnazifizierungsverfahren 1946 für sich in Stellung brachte: 
„Ich habe von jeher der Parteipolitik ferngestanden und habe nur der ärztlichen Tätig-
keit und der Wissenschaft gelebt“.33 

Neuere Forschungen zur Medizin- und Wissenschaftsgeschichte bezweifeln eine solche 
Dichotomie von Wissenschaft und Politik und führen dafür vor allem zwei Argumente 
an. Erstens weisen zahlreiche biographische und unternehmensgeschichtliche Einzel-
studien nach, dass eine „unpolitische“ Haltung meist erst seit Kriegsende 1945 betont 
wurde und insofern in erster Linie als persönliche Schutzbehauptung zu verstehen ist. 

31 Vgl. dazu bereits die zeitgenössische Kritik der Prozessbeobachterin Alice Platen-Hallermund, Die 
Tötung Geisteskranker in Deutschland. Aus der Deutschen Ärztekommission beim Amerikanischen Mi-
litärgericht, Frankfurt/Main 1993 (Erstaufl. 1948). Zu entsprechenden Entlastungsstrategien in den 
Nürnberger Prozessen vgl. zuletzt u.a. Kim Christian Priemel/Alexa Stiller (Hrsg.), Reassessing the Nur-
emberg Military Tribunals. Transitional Justice, Trial Narratives and Historiography, New York 2012; zur 
Auseinandersetzung mit Verbrechen der NS-Medizin in den Nürnberger Prozessen und danach vgl. 
u.a. Paul Weindling, „Tales from Nuremberg“. The Kaiser Wilhelm Institute for Anthropology and allied 
medical war crimes policy, in: Doris Kaufmann (Hrsg.), Geschichte der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im 
Nationalsozialismus. Bd. 2, Göttingen 2000, S. 635-652 sowie die Beiträge von Paul Weindling, Etienne 
Lepicard und Annette Weinke in Volker Roelcke/Sascha Topp/Etienne Lepicard (Hrsg.), Silence, 
Scapegoats, Self-Reflection. The Shadow of Nazi Medical Crimes on Medicine and Bioethics, Göttingen 
2014. Zur Auseinandersetzung mit der „Euthanasie“ nach 1945 u.a. in Fachgesellschaften und Ärzte-
kammern vgl. u.a. Sascha Topp, Geschichte als Argument in der Nachkriegsmedizin. Formen der Ver-
gegenwärtigung der nationalsozialistischen Euthanasie zwischen Politisierung und Historiographie, 
Göttingen 2013; Franz-Werner Kersting, Der lange Schatten des NS-Krankenmords. Psychiatriereform 
und „Vergangenheitsbewältigung“ in der Bundesrepublik 1955-1975, in: Sigrid Oehler-Klein/Volker Ro-
elcke (Hrsg.), Vergangenheitspolitik in der universitären Medizin nach 1945. Institutionelle und indivi-
duelle Strategien im Umgang mit dem Nationalsozialismus, Stuttgart 2007, S. 361-386. 
32 Zu Speer und seinen Entlastungsstrategien vgl. aus der Fülle an Studien zuletzt Magnus Brechtken, 
Albert Speer. Eine deutsche Karriere, München 2017. 
33 StAHH, 221-11, ED 4194, Schreiben Pette an die Schulverwaltung Hamburg, 07.08.1946. Zur Proble-
matisierung entsprechender Selbstentlastungen vgl. Roelcke, Medizin im Nationalsozialismus. 
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Wichtiger noch ist zweitens der Befund neuer Forschungen, dass eine Gegenüberstel-
lung zwischen „wissenschaftlichem“ und „politischem“ Handeln in modernen Gesell-
schaftssystemen generell schwer möglich ist. Vielmehr waren „Wissenschaft“ und „Po-
litik“ seit dem 19. Jahrhundert „Ressourcen füreinander“, wie Mitchell Ash in einem 
programmatischen Aufsatz herausgearbeitet hat: „Statt von einer wesensmäßigen oder 
normativ abgeleiteten Trennung zwischen Wissenschaft als dem Reich der Wahrheit 
und Politik als dem Reich der Macht auszugehen, wäre es demnach realitätsnäher, die 
vielfachen und sich ständig verändernden Vernetzungen dieser beiden Handlungsfel-
der bzw. sozialen Teilsysteme genauer zu analysieren.“34 Da sich die Wurzeln insbeson-
dere „rassenhygienischer“ und „erbbiologischer“ Konzepte bis ins 19. Jahrhundert zu-
rückverfolgen lassen, gingen „Wissenschaft“ und „Politik“ hier eine besonders enge Be-
ziehung ein.35 

Für Mediziner sind besonders enge Vernetzungen zwischen „Wissenschaft“ und „Poli-
tik“ ab 1933 nachgewiesen worden. Sie waren als Experten besonders gefragt, avan-
cierte die gesundheitspolitische Neuordnung des „Volkskörpers“ doch zur vordringli-
chen staatlichen und gesellschaftlichen Aufgabe. Das gilt im Übrigen nicht nur für die 
Einführung „rassenhygienischer“ und „erbbiologischer“ Programme, sondern auch 
schon für den Ausbau der Gesundheitsämter und viele andere Maßnahmen, die ab 
Mitte der 1930er Jahre nur mit Hilfe von Wissenschaftlern konzipiert und durchgeführt 
werden konnten. Schon deshalb setzte der Ausbau des Gesundheitswesens von Beginn 
an mehr auf wissenschaftliche Expertise als auf parteipolitische Etikette.36 Obwohl in 
der Partei mitunter massive Vorbehalte gegen die „Schulmedizin“ bestanden, behielten 
im Gesundheitswesen im Zweifelsfalle meist Wissenschaftler das letzte Wort, wie Alfons 
Labisch und Florian Tennstedt mit einem Bonmot konstatiert haben: Bei gesundheits-
politischen Entscheidungen waren nicht „alte Kämpfer“ der Partei, sondern „alte Hasen“ 
aus der Wissenschaft gefragt, die ihre Expertise in den Dienst des Nationalsozialismus 
stellten.37 Auch in der Neurologie waren seit 1933 Entlassungen oder „Kaltstellungen“ 

34 Mitchell Ash, Wissenschaft und Politik als Ressourcen füreinander, in: Rüdiger vom Bruch/Brigitte Ka-
deras (Hrsg.), Wissenschaften und Wissenschaftspolitik. Bestandsaufnahmen zu Formationen, Brüchen 
und Kontinuitäten im Deutschland des 20. Jahrhunderts, Stuttgart 2002, S. 32-51, hier S. 33-34. Vgl. mit 
stärkerem Fokus auf medizinische Forschung Mitchell G. Ash, Ressourcenaustausche. Die KWG und 
MPG in politischen Umbruchzeiten – 1918, 1933, 1945, 1990, in: Dieter Hoffmann/Birgit Kolboske/Jür-
gen Renn (Hrsg.), „Dem Anwenden muss das Erkennen vorausgehen“. Auf dem Weg zu einer Ge-
schichte der Kaiser-Wilhelm-/Max-Planck-Gesellschaft, Berlin 2014, S. 281-314. 
35 Vgl. nach wie vor als Überblick Peter Weingart/Jürgen Kroll/Kurt Bayertz, Rasse, Blut und Gene. Ge-
schichte der Eugenik und Rassenhygiene in Deutschland, Frankfurt/Main 1992. 
36 Vgl. dazu den allgemeinen Befund von Ash: „Am interessantesten dabei ist, daß in den bislang unter-
suchten Fällen die Befürworter der ideologischen Kohärenz meist verloren. Stattdessen setzten sich im-
mer wieder diejenigen Kräfte durch, die eine Nützlichkeit moderner Forschung und Technologie für 
das NS-Regime zeigen oder zumindest behaupten konnten.“ Ash, Wissenschaft, S. 40. 
37 Alfons Labisch/Florian Tennstedt, Der Weg zum „Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheits-
wesens“ vom 3. Juli 1934. Entwicklungslinien und -momente des staatlichen und kommunalen Gesund-
heitswesens in Deutschland, 2. Bde., Düsseldorf 1985, S. 223. 
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etablierter Wissenschaftler folglich eine Ausnahme. Sofern Beamte, Forscher und Ärzte 
„arischen“ Kriterien entsprachen, blieben sie fast immer in Amt und Würden.38 

Der noch heute vorwiegend von Schülern oder Angehörigen der Betroffenen postu-
lierte Gegensatz zwischen „nüchterner Wissenschaft“ und „verblendeter Politik“ ist also 
in erster Linie eine Konstruktion der Nachkriegsjahre, die insbesondere vor dem Hin-
tergrund intensiver Debatten um die „Vergangenheitsbewältigung“ an Popularität ge-
wann. Im „Dritten Reich“ war medizinische Expertise – und selbstverständlich auch wis-
senschaftliche Kritik an Gesundheitsmaßnahmen – sehr erwünscht, ging es doch immer 
um eine Optimierung des „Volkskörpers“ und Gesundheitswesens mit dem Ziel einer 
effektiven Ressourcenausbeute im Dienste der allgemeinen Kriegsvorbereitung.39 Nach 
Volker Roelcke gibt es daher für „eine staatlich aufgezwungene Ideologisierung [...] 
keine historischen Belege. [...] Staat und Partei erwarteten umgekehrt eine wissen-
schaftliche Fundierung und Legitimation für ihre Gesundheits- und Rassenpolitik“.40 

Diese Befunde bilden den Hintergrund für das folgende Kapitel, in dem wir zwei 
Schwerpunkte setzen: Erstens geht es um eine Untersuchung wichtiger Veröffentli-
chungen und Vorträge Heinrich Pettes auf Bezüge zur NS-Ideologie, zweitens um sein 
Wirken in der GDNP, wobei sich beide Aspekte in der folgenden Darstellung nicht im-
mer voneinander abgrenzen lassen. 

3.2 „Erbbiologie“ und „Rassenhygiene“ in Pettes Veröffentlichungen und Vorträgen 

Im Gesamtüberblick haben „rassenhygienische“ und „erbbiologische“ Konzepte in Pet-
tes wissenschaftlichem Werk wenig Bedeutung, wie bisherige Forschungen überein-
stimmend festhalten. Allerdings weisen diese Forschungen ebenso darauf hin, dass Be-
züge zur NS-Ideologie zumindest bis Mitte der 1930er Jahre häufiger zu finden sind.41 

Den Auftakt gab im November 1933 das berühmt-berüchtigte „Bekenntnis der Profes-
soren an den deutschen Universitäten und Hochschulen zu Adolf Hitler und dem nati-
onalsozialistischen Staat“, das Heinrich Pette gemeinsam mit anderen Professoren un-
terschrieb. Auch hier war Dabeisein kein Zwang, unterschrieben längst nicht alle Pro-
fessoren das Bekenntnis.42 Ein häufig zitiertes Beispiel ist weiterhin Pettes Antrittsvor-
lesung in Hamburg am 16. Januar 1935, in der Pette nicht „nur“ einer NS-Gesundheits-
politik im Sinne der „Erbbiologie“ das Wort redete, sondern ebenso explizit eine soziale 
„Auslese“ als Kernaufgabe der Neurologie forderte: 

38 Vgl. dazu u.a. die Auseinandersetzungen um Hans Demme bei Hans-Walter Schmuhl, Die Gesell-
schaft Deutscher Neurologen und Psychiater im Nationalsozialismus, Berlin 2016, S. 112-114. 
39 Vgl. Winfried Süß, Der „Volkskörper“ im Krieg. Gesundheitspolitik, Gesundheitsverhältnisse und Kran-
kenmord im nationalsozialistischen Deutschland 1939-1945, München 2003. 
40 Volker Roelcke, Zeitgeist und Erbgesundheitsgesetzgebung im Europa der 1930er Jahre. Eugenik, 
Genetik und Politik im historischen Kontext, in: Nervenarzt 73 (2002), S. 1019-1030, hier S. 1024. 
41 Vgl. u.a. Hendrik van den Bussche, Die Hamburger Universitätsmedizin im Nationalsozialismus, Berlin 
2014, S. 238-239. 
42 Nationalsozialistischer Lehrerbund Deutschland – Sachsen (Hrsg.), Bekenntnis der Professoren an 
den deutschen Universitäten und Hochschulen zu Adolf Hitler und dem nationalsozialistischen Staat, 
Dresden 1933, S. 130. 
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„Es gibt noch ein anderes Kapitel in der Neurologie, das in den letzten Jahren ge-
wachsen und mehr noch im Wachsen begreifen ist: die Auswertung erbbiologischer 
Erkenntnisse auf neurologische Erkrankungen. In Auswirkung auf den Wechsel sei-
ner weltanschaulichen Grundhaltung steht der Neurologe hier vor der wichtigsten 
Aufgabe. Neben dem Psychiater ist er in erster Linie mitberufen, die krankhaften 
Erbanlagen innerhalb unseres Volkes zu erfassen. Zu den vordringlichsten Aufga-
ben einer neurologischen Klinik gehört deswegen die weitere Ausgestaltung einer 
auf Auslese gerichteten sozialen Hygiene.“43 

Diese Worte fanden nicht nur als Vortrag, sondern ebenso als Aufsatz der renommier-
ten „Deutschen Medizinischen Wochenschrift“ (DMW) den Weg in die Öffentlichkeit. 
Sie waren insofern mehr als das bloße Lippenbekenntnis eines Neuberufenen in einem 
Hamburger Festsaal, sondern ein programmatisches Statement, das den weltanschau-
lichen „Wechsel“ der Neurologie im Leitorgan der Zunft markierte. Das gilt umso mehr, 
als Pette in dieser Zeit bereits als Kandidat für den zweiten Vorsitz der GDNP gehandelt 
wurde (3.3). Auch in seiner Eröffnungsansprache zur Ersten Jahresversammlung der 
GDNP in Dresden 1935 stellte Pette entsprechende Bezüge zwischen der Neurologie 
und der NS-Gesundheitspolitik besonders heraus. In „der Zeit des gewaltigen Ringens 
um die Schaffung einer neuen Lebensgrundhaltung [...] nicht zuletzt auch im Rahmen 
der neuen Gesetze der Volksgesundheit“ hätten Neurologen demnach „die Pflicht, wei-
ter zu kämpfen“ und sich „dabei geschlossen bereitzustellen zur Mitarbeit an den Auf-
gaben, die der neue Staat uns als Ärzten und Forschern aus einem besonders wichtigen 
Gebiet der Medizin übertragen hat.“ Dabei, auch das machte Pette als ausdrückliche 
Abkehr von der bisherigen Programmatik deutlich, reiche die bislang übliche „Erfas-
sung konstitutioneller Eigenarten des Einzelindividuums [...] oft nicht aus, hier kann, wie 
wir glauben, nur ein auf Anlage und Reaktionsweise ganzer Sippen gerichtetes Schauen 
weiterhelfen.“44 

Ob diese Programmatik Pettes persönlicher Überzeugung oder strategischen Zielen 
geschuldet war, den gesellschaftlichen Nutzen der Neurologie im NS-Staat und im 
Fachverband zu betonen, muss angesichts fehlender Quellen offen bleiben. Beides ist 
denkbar, allerdings ist beides eben auch ein Beleg dafür, dass Pette keineswegs – wie 
später behauptet – bereits 1933 oder nach dem Röhmputsch eine oppositionelle Hal-
tung eingenommen habe. Dass Pette versucht haben soll, „eine weitgehend ‚entpoliti-
sierte‘ Rede zu halten“, wie Wolfgang Firnhaber über diese Ansprache urteilt, ist also 
nicht nachzuvollziehen.45 2009 hat Firnhaber in Pettes Eröffnungsansprache von 1935 
gar einen Hinweis dafür sehen wollen, dass Pette „sich nicht sogleich hat irritieren und 

43 Heinrich Pette, Aufgaben und Ziele der Neurologie, in: DMW 61 (1935), S. 1759-1765, Zitat S. 1762, 
Hervorhebungen im Original, zit. n. Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 126. 
44 Eröffnungsansprache des Zweiten Vorsitzenden Pettes, in: Verhandlungen der Gesellschaft Deut-
scher Neurologen und Psychiater. Erste Jahresversammlung in Dresden vom 1.-4. September 1935, 
Berlin 1936, S. 11-14, Zitate S. 11, 12, 14. 
45 Firnhaber räumt daher ein, dass Pette dieser Versuch „nach unserer Einschätzung aber nicht vollstän-
dig gelungen scheint.“ Wolfgang Firnhaber, Festvortrag zum 90. Jubiläum der Gründung der Gesell-
schaft Deutscher Nervenärzte in Dresden am 14. September 1907, in: Nervenarzt 69 (1998), S. 722-727, 
hier S. 726. 
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von dem neuen Zeitgeist hat gefangennehmen lassen.“46 Schon angesichts der oben 
zitierten Ausschnitte ist auch diese Interpretation mehr als erklärungsbedürftig. 
In der zweiten Hälfte der 1930er Jahre gingen Bezüge zur Erbbiologie und „Rassenhy-
giene“ in Pettes Vorträgen und Veröffentlichungen zurück.47 In den Kurzvorträgen zur 
Begrüßung der Teilnehmer auf der Zweiten und Dritten Jahresversammlung der GDNP 
in den Jahren 1936 und 1937, auf denen sich Vertreter von Staat und Partei einfanden, 
sind kaum Verweise Pettes auf die NS-Erbgesundheitspolitik feststellbar. Vielmehr kon-
zentrierte sich Pette seit den späten 1930er Jahren zunehmend auf eine wissenschaft-
liche Kritik an Vererbungstheorien, insbesondere im Fall der Multiplen Sklerose. So 
stellte Pette 1938 in der „Münchener Medizinischen Wochenschrift“ (MMW) klar, dass 
unter Medizinern nach wie vor gefragt werde, „ob die m.S. als eine Erbkrankheit zu 
werten ist. Diese Frage ist […] unbedingt zu verneinen.“48 Auch bei der Diagnose „er-
bliche Fallsucht“ riet Pette in einem Aufsatz ein Jahr später zur Vorsicht und forderte 
eine differenzierte Forschung, um erbliche von nicht-erblichen Fällen zu unterschei-
den.49 

Diese Veröffentlichungen und eine von ihm betreute Dissertation führte Pette nach 
1945 als Beleg für seine „oppositionelle Haltung“ an, was in mehrfacher Hinsicht nicht 
überzeugt. Zunächst einmal galt wissenschaftliche Kritik an „Erbtheorien“ im Allgemei-
nen oder an gesundheitspolitischen Konzepten im Besonderen keineswegs als Kritik 
am NS-Regime, sondern als erwünschte Auseinandersetzung um die Verbesserung von 
Gesundheitsmaßnahmen (vgl. 3.1). Kritische Plädoyers für eine genauere Bewertung 
„erblicher“ Epilepsiefälle hatten ebenfalls bereits Mitte der 1930er Jahre Karl Bonhoef-
fer, Georg Schaltenbrand und Carl Schneider formuliert.50 Wissenschaftliche Einwände 
machten Pette also mitnichten zum Oppositionellen. Darüber hinaus forderte Pette mit 
seiner Zurückweisung fragwürdiger Erbdiagnosen keineswegs ein Ende des „Gesetzes 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ und den Abbruch der damit einhergehenden 
Zwangssterilisationen, sondern allenfalls dessen genauere Umsetzung, wie Hendrik van 
den Bussche hervorhebt. Demnach sei „die Forderung nach einer grundlegenden Di-
agnostik nicht über das hinaus“ gegangen, „was von jedem Arzt erwartet werden darf. 
Die Bezeichnung ‚Gegner des Nationalsozialismus‘ ist deswegen nicht angebracht.“51 

Pettes wissenschaftliche Kritik hatte keine negativen Konsequenzen, im Gegenteil: So-
wohl als Repräsentant der GDNP als auch als Neurologe blieb Pette bis zum Ende des 

46 Wolfgang Firnhaber, Die Gesellschaft Deutscher Nervenärzte (DGN) während der Zwangsvereinigung 
zur Gesellschaft Deutscher Neurologen und Psychiater (GDNP) in den Jahren 1934 bis 1939, in: Schrif-
tenreihe der Deutschen Gesellschaft für Geschichte der Nervenheilkunde 15 (2009), S. 387-402, hier S. 
391. 
47 Vgl. auch van den Bussche, Die Hamburger Universitätsmedizin, S. 240. 
48 Heinrich Pette, Die heutige Auffassung vom Wesen der multiplen Sklerose, in: MMW 85 (1938), S. 
1801-1806, hier S. 1804. 
49 Vgl. Heinrich Pette, Über den vegetativen Anfall, in: Zeitschrift für die gesamte Neurologie und Psy-
chiatrie 165 (1939), S. 320-325. Vgl. hierzu van den Bussche, Die Hamburger Universitätsmedizin, S. 
240-241. 
50 Vgl. Martin u.a., Neurologie und Neurologen, S. 24-26. 
51 van den Bussche, Die Hamburger Universitätsmedizin, S. 242. 
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„Dritten Reichs“ sowohl in sämtlichen Hamburger Behörden als auch in allen Reichsmi-
nisterien ein gefragter Ansprech- und Kooperationspartner (3.3). Das zeigt sich auch 
an Pettes – zumindest im zeitgenössischen Vergleich – ausgedehnter Reisetätigkeit, die 
sich zum Teil in seinem Werk niederschlägt. Seit Beginn des Zweiten Weltkriegs stießen 
deutsche Wissenschaftler eigentlich immer häufiger an finanzielle Grenzen und „wehr-
wirtschaftliche“ Vorbehalte bei der Planung von Vortrags- und Kongressreisen. Schon 
vor 1939 waren Auslandsreisen wegen der Devisenkontingentierung von der Zustim-
mung staatlicher und Parteistellen abhängig gewesen. In den Kriegsjahren kamen je-
doch wegen der Einberufungen und wegen schärferer Sparmaßnahmen nur noch be-
vorzugte Experten in den Genuss von Auslandsreisen. Dass sämtliche Reiseanträge Pet-
tes vom Reichsministerium des Innern (RMI) bzw. Reichministerium für Erziehung, Wis-
senschaft und Volksbildung (REM) genehmigt wurden und Pette noch Ende 1942 aus-
gedehnte Vortragsreisen in die Schweiz, nach Ungarn sowie Bulgarien unternehmen 
konnte,52 ist also ein weiterer Befund dafür, dass eine oppositionelle Haltung oder gar 
eine „Verfolgung“ Pettes durch Ministerien schwer denkbar erscheint. 
Wenn man aus der Kritik an Vererbungstheorien also keine Kritik an der NS-Gesund-
heitspolitik ableiten kann, bleibt dennoch festzuhalten, dass Pette zumindest ab den 
späten 1930er Jahren für seine wissenschaftlichen Überzeugungen eintrat und diese 
weniger dem Zeitgeist anpasste als viele seiner Kollegen. Pette wusste bei öffentlichen 
Veranstaltungen zwar bei Bedarf im Sinne des Regimes zu repräsentieren, wie im Fol-
genden noch zu zeigen sein wird. In seinen späteren Schriften blieb er indes seiner 
wissenschaftlichen Agenda treu und von NS-ideologischen Bezügen weitgehend frei. 
Deutlich macht dies auch Pettes Monographie von 1942, in der tatsächlich „nicht ein 
einziges Wort zu Politik und Ideologie“53 zu finden ist, wie Dirk Pette zu Recht hervor-
gehoben hat. Dabei wäre in einer Veröffentlichung von mehr als 600 Seiten ja durchaus 
Raum für zeitgemäße Anbiederungen an das NS-Regime, zumindest in Vorbemerkun-
gen oder Danksagungen, gewesen.54 

Eine Ausnahme von diesem Trend stellt Pettes Vortrag auf der Vierten Jahresversamm-
lung der GDNP im September 1938 dar. Da Rüdin seine Teilnahme an der Versamm-
lung kurzfristig hatte absagen müssen, eröffnete Pette als Zweiter Vorsitzender die Ta-
gung. Nach den einleitenden Grußworten an die anwesenden Vertreter von Ministe-
rien, Partei und Wehrmacht sowie an „die Vertreter der Presse“ wendete sich Pette noch 
einmal gesondert an „die Kollegen aus der Ostmark nicht nur als Freunde, die sie uns 
ja von jeher waren, sondern als Brüder und Glieder eines geeinten Großdeutschlands.“55 

52 Vgl. BArch, R 4901, 2921; StAHH, 361-6, I 0319, Bd. 3, Bericht Pette über seine Vortragsreise nach 
Bulgarien, 18.11.1942; StAHH 361-6, I 0319, Bd. 5, Pette an Reichsministerium für Wissenschaft, Erzie-
hung und Volksbildung, 23.05.1942. Weitere Reisen, v.a. nach Nordfrankreich, unternahm Pette als be-
ratender Neurologe für die Kriegsmarine. 
53 Dirk Pette, Replik an Heinz-Peter Schmiedebach, 05.09.2012, S. 10. Dirk Pette war so freundlich, uns 
Einsicht in seine Schriftwechsel zu eröffnen. 
54 Heinrich Pette, Die akut entzündlichen Erkrankungen des Nervensystems, Leipzig 1942. 
55 Heinrich Pette, Eröffnungsansprache des II. Vorsitzenden Professor Dr. H. Pette, in: Paul Nitsche 
(Hrsg.), Verhandlungen der Gesellschaft Deutscher Neurologen und Psychiater. Vierte Jahresversamm-
lung, gehalten in Köln vom 25. bis 27. September 1938, Julius Springer: Berlin 1939, S. 4-6, hier S. 4. 
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Im Jahr des „Anschlusses“ waren das in der deutschen Öffentlichkeit gängige Gruß-
worte, die für eine Beurteilung der ideologischen Ausrichtung Pettes noch wenig aus-
sagen. Sie bestärken allenfalls den Eindruck, dass Pette sich der Öffentlichkeitswirk-
samkeit und Aufgaben seiner Ansprache bewusst war. Die von ihm zuvor begrüßte ver-
sammelte Parteiprominenz und Presse erwartete kein Fachreferat, sondern eine Ein-
ordnung der Tagung in zeitgenössische Entwicklungen, wie Pette in seiner Ansprache 
selbst betonte.56 Diesen Erwartungen wurde Pette mehr als gerecht. Zunächst wies er 
noch einmal auf den wichtigen Beitrag Rüdins zur „Gesundheitspflege“ hin, da 

„wir [...] gerade ihm und seiner Schule wichtigste Anregungen und bahnbrechende 
Arbeiten verdanken, die mit zur Grundlage einer nationalsozialistischen Gesund-
heitsführung geworden sind. Daß die von Rüdin und seinen Schülern gesäte Saat 
aufgehen und Früchte tragen konnte, dazu bedurfte es eines von Grund auf neu 
gelockerten Bodens, wie er erst durch den Nationalsozialismus geschaffen worden 
ist.“ 

Diese Ehrerbietung an den Ersten Vorsitzenden war für Pette als Zweiten Vorsitzenden 
eine Pflichtaufgabe. Gleichwohl unterwarfen diese Sätze die gesamte GDNP der „nati-
onalsozialistischen Gesundheitsführung“. Der anschließende letzte Absatz markiert die-
ses allgemeine Bekenntnis zur NS-Ideologie noch deutlicher: 

„Darum […] gedenken wir wie stets auch in dieser Stunde dankerfüllten Herzes des 
Mannes, der mit fast übermenschlicher Energieentfaltung Deutschland zu der Höhe 
geführt hat, auf der wir heute stehen. Wir sind fester denn je davon überzeugt, daß 
er im Rahmen seines großen kulturaufbauenden Arbeitsprogrammes auch der 
deutschen Wissenschaft und nicht zuletzt der Medizin neue unbegrenzte Entwick-
lungsmöglichkeiten geben wird. Ich bitte Sie, sich zu erheben und unseres großen 
Führers zu gedenken. Unser Führer und Reichkanzler, Adolf Hitler, Sieg-Heil!“57 

Wolfgang Firnhaber hat diese Passage und die „für Heinrich Pette ganz ungewöhnliche 
Wortwahl und Diktion“ damit erklärt, dass dieser „wahrscheinlich auf den vorgefertig-
ten Text des Vorsitzenden“,58 also auf Rüdins Redemanuskript, zurückgegriffen habe. 
Tatsächlich erscheint angesichts der kurzfristigen Absage Rüdins die Interpretation 
plausibel, dass Pette Passagen eines vorgeschriebenen Manuskripts übernahm. Pettes 
eben zitierte elegische Würding Rüdins belegen allerdings, dass das Manuskript von 
ihm zumindest überarbeitet und durch neue Passagen ergänzt wurde. Selbst wenn sich 
Rüdin durch ein gesundes Selbstbewusstsein auszeichnete, wäre ein solches Eigenlob 
selbst für ihn nicht öffentlich sagbar gewesen. Pette hätte also ebenso die letzte Pas-
sage umformulieren und beispielsweise das Treuebekenntnis zum „Führer“ abschwä-
chen können, ohne den Comment zu verletzen. 
Die naheliegendste Erklärung für den von Firnhaber vermerkten – und im Vergleich mit 
Pettes Gesamtwerk tatsächlich „ungewöhnlichen“ – Tonfall ist, dass Pette sich des spe-

56 Pette, Eröffnungsansprache des II. Vorsitzenden, S. 5. 
57 Beide Zitate in Pette, Eröffnungsansprache des II. Vorsitzenden, S. 6. 
58 Wolfgang Firnhaber, Inwieweit beeinflussten nationalsozialistische rassenhygienische und erbbiolo-
gische Ideen die Erste Jahresversammlung der Gesellschaft Deutscher Neurologen und Psychiater 
(GDNP) 1935 in Dresden? Manuskript des Vortrags in Halle 2009, S. 7. 
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zifischen Settings seiner Eröffnungsansprache bewusst war. Seine Adressierung anwe-
sender Vertreter aus Ministerien, Partei und Verwaltung, sein Eingehen auf die mit-
schreibende Presse, das Verlesen von Grußtelegrammen der GDNP an Hitler und Reich-
sinnenminister Frick (die Dankestelegramme Hitlers und Fricks gingen während der Ta-
gung ein) – alles das setzte die Rahmenbedingungen für eine Ansprache, die eine öf-
fentliche Positionierung der Fachgesellschaft im NS-Staat erforderte. Pette erfüllte 
diese Aufgabe vorbildlich. Selbst wenn Teile der Ansprache aus Rüdins Feder stamm-
ten, was eine Vermutung bleibt, gab Pette qua Amt und mit dem Gewicht seiner wis-
senschaftlichen Expertise ein demonstratives Bekenntnis zur „neuen Zeit“ und zu den 
„neuen unbegrenzten Entwicklungsmöglichkeiten“ der Medizin im NS-Staat ab. Selbst 
wenn man Pette angesichts seiner wissenschaftlichen Agenda für eine eigenständige 
Neurologie zugesteht, dass er die von ihm genannten „neuen Entwicklungsmöglich-
keiten“ in erster Linie für neurologische Forschungen nutzen wollte, schrieb er doch 
der Gesellschaft als Ganzes und den „rassenhygienischen“ Ansätzen Rüdins öffentlich 
– und zwar nicht nur fachöffentlich – eine tragende Rolle für seine Disziplin zu. Gerade 
dieser Ausnahmefall macht also deutlich, dass Pette sich seiner repräsentativen Funk-
tion als Zweiter Vorsitzender jederzeit bewusst war und er diese Funktion sowohl im 
Sinne des Regimes als auch der Gesellschaft korrekt ausfüllte. Diese Ergebnisse unter-
streichen einmal mehr, dass sich eine von Heinrich Pette in den Jahren nach 1945 be-
hauptete „oppositionelle Haltung“ mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
ausschließen lässt. 
Eine weitere Leitfrage unserer Untersuchung betrifft die mögliche Beteiligung an bzw. 
die Kenntnis von verbrecherischen Experimenten. Das EGA kommt in dieser Hinsicht zu 
keinem abschließenden Ergebnis. Schmuhls Standardwerk zur GDNP, das auf einer in-
tensiven Auswertung u.a. der Bundesarchive und des Historischen Archivs des Max-
Planck-Instituts für Psychiatrie in München fußt, bietet zur direkten Beteiligung Pettes 
an Menschenversuchen oder an „Euthanasie“-Verbrechen ebenfalls keine Hinweise. 
Auch in den von uns gesichteten Akten des Bundesarchivs konnten wir keine Quellen 
zu dieser Frage finden. Indirekte Bezüge zwischen Pettes Werk und Institutionen, die 
in verbrecherische Experimente verstrickt waren, lassen sich in erster Linie über das 
„Kaiser-Wilhelm-Institut für Hirnforschung“ (KWI) herstellen, das „an der Begleitfor-
schung zum Genozid an psychisch Kranken und geistig Behinderten im ‚Dritten Reich‘ 
maßgeblich beteiligt“59 war. 1937 wurde Heinrich Pette von Hugo Spatz in das Kurato-
rium des KWI berufen. Zu Spatz pflegte Pette ein enges Verhältnis, wie mehrere Ver-
weise in den Briefen zwischen Edith und Heinrich Pette zwischen 1940 und 1945 sowie 
Heinrich Pettes Einsatz für Spatz im Entnazifizierungsverfahren belegen, worauf bereits 
Brinckmann und Schmiedebach ausdrücklich hinweisen (EGA, S. 9-10). Edith Pette be-
zeichnete Spatz als „anima candida“ und schätzte ihn „als Mensch“ sehr, wie Dirk Pette 
in seiner Replik erklärt. Darüber hinaus war ein früherer Mitarbeiter am KWI, Rudolf 
Janzen, seit Anfang April 1939 bei Pette als Assistenzarzt tätig.60 Auf Janzens am KWI 

59 Hans-Walter Schmuhl, Hirnforschung und Krankenmorde. Das Kaiser-Wilhelm-Institut für Hirnfor-
schung 1937-1945, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 50 (2002), S. 559-509, hier S. 560. 
60 Vgl. Cornelius Borck, Hirnströme. Eine Kulturgeschichte der Elektroenzephalographie, Göttingen 
2005, S. 276-277. 
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gewonnene Expertise zum „Ausbau der Methodik zur Anwendung für die Untersu-
chung am Menschen“ wies Pette in einem Schreiben an die DFG im Mai 1939 ausdrück-
lich hin. In diesem Schreiben beantragte Pette finanzielle Mittel zur Beschaffung von 
Apparaten für „hirnbioelektrische Untersuchungen“.61 Wie Pette in einem weiteren 
Schreiben an die DFG im April 1939 erklärte, habe er für „klinische und pathogenetische 
Fragestellungen“ in seiner Klinik „umfangreiches Material“ von Epileptikern gesam-
melt.62 

Diese letztgenannten Funde stellen keinen Beleg für Pettes Kenntnis, geschweige denn 
für dessen Mitwirken an verbrecherischen Experimenten dar. Wahrscheinlicher er-
scheint es, dass die von Pette in dem o.g. Schreiben genannten „Fragestellungen“ auf 
„erbbiologische“ Hirnforschungen zielten, wie sie in den Jahren zuvor am UKE bereits 
von K. Pass angestellt worden waren.63 Auch Dirk Pettes Hinweis, dass Heinrich Pette 
auf EEG-Untersuchungen abzielte, ist in diesem Zusammenhang plausibel. Da Pette 
sich sowohl als Kuratoriumsmitglied auf mehreren Sitzungen am KWI als auch persön-
lich mit KWI-Mitarbeitern wie Janzen, Hallervorden u.a. austauschte, wie seine langjäh-
rigen Tätigkeiten am KWI und seine Rolle in der GDNP sowie ferner der Briefwechsel 
mit seiner Frau belegen, wird er sehr wahrscheinlich von Sterilisations- und „Euthana-
sie“-Begleitforschungen gewusst haben. Von einer Mitwisserschaft gehen auch sämtli-
che vorliegenden neueren Forschungen aus: War die „Euthanasie“ ohnehin schon ein 
„offenes Geheimnis“64 unter den Deutschen, waren Begleitforschungen unter Experten 
insbesondere des engeren Kreises des KWI-Beirats umso bekannter.65 Im Übrigen hat 
Heinrich Pette seine Kenntnis von Verbrechen nach 1945 ja selbst wiederholt hervor-
gehoben, um seine Rolle als „Oppositioneller“ und Gegner der „Euthanasie“ zu unter-
mauern. 
Ein Mitwirken Pettes an verbrecherischen Experimenten ist nach unserem gegenwärti-
gen Kenntnisstand allerdings wenig wahrscheinlich. Da weder die Forschungen 
Schmuhls noch die Auswertung von Archivalien des UKE durch Brinckmann und 
Schmiedebach in dieser Hinsicht Ergebnisse erbracht haben, da außerdem Unterlagen 
des UKE den Luftangriffen auf Hamburg im Juli 1943 zum Opfer gefallen sind und dar-
über hinaus unsere Nachforschungen im Hamburger Staats- und Berliner Bundesarchiv 
keine verwertbaren Quellen erbracht haben, bestehen für weitere Nachforschungen zu 
diesem Aspekt keine konkreten Anhaltspunkte. 

61 BArch, R 73/13585, Schreiben Pette an die DFG, 26.05.1939. 
62 BArch, R 73/13585, Schreiben Pette an die DFG, 19.04.1939. 
63 K.E. Pass, Erbpathologische Untersuchungen in Familien von Hirntumorkranken, in: Zeitschrift für die 
gesamte Neurologie und Psychiatrie 161 (1938), S. 204-211. Vgl. dazu auch van den Bussche, Die Ham-
burger Universitätsmedizin, S. 241. 
64 Robert Jütte/Wolfgang U. Eckart/Hans-Walter Schmuhl/Winfried Süß, Medizin und Nationalsozialis-
mus. Bilanz und Perspektiven der Forschung, Göttingen 2011, S. 229. 
65 Vgl. neben den o.g. Forschungen Hans-Walter Schmuhl, Grenzüberschreitungen. Das Kaiser-Wil-
helm-Institut für Anthropologie, menschliche Erblehre und Eugenik, 1927-1945, Göttingen 2005; zur 
Begleitforschung an Zwangssterilisierten vgl. Hans Walter Schmuhl, Die Begleitforschung zum NS-Ste-
rilisationsprogramm. Das Beispiel des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Anthropologie, menschliche Erblehre 
und Eugenik, in: Regina Wecker u.a. (Hrsg.), Wie nationalsozialistisch ist die Eugenik? Internationale 
Debatten zur Geschichte der Eugenik im 20. Jahrhundert, Köln 2009, S. 107-118. 
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3.3 Heinrich Pette als Repräsentant der GDNP 

Für eine Einordnung Pettes in die NS-Zeit ist nicht nur sein Werk, sondern ebenso sein 
Wirken als Zweiter Vorsitzender der GDNP relevant, wie ja schon unsere Überlegungen 
zur Eröffnung der Jahresversammlung 1938 nahelegen. Die GDNP war im „Dritten 
Reich“ weit mehr als eine wissenschaftliche Fachgesellschaft, wie Schmuhl an den en-
gen Vernetzungen zwischen Verband, Partei und Staat nachweist. Auch dank des guten 
Zusammenarbeitens zwischen Arthur Gütt vom RMI und Ernst Rüdin als Vorsitzendem 
befand sich die Gesellschaft seit ihrer Gründung als GDNP umgehend „an der Schnitt-
stelle von Wissenschaft und Politik“. Sie nahm daher massiven Einfluss auf die „Kon-
zeption, Planung, Durchführung, Legitimierung, Evaluation und Fortentwicklung natio-
nalsozialistischer Biopolitik“.66 

In seiner Funktion als Zweiter Vorsitzender vertrat Pette zum einen fachliche Interessen 
der Neurologie, die sich seit Gründung der GDNP im September 1935 mit der Psychi-
atrie unter einem Verbandsdach wiederfand, was insbesondere unter Neurologen auf 
Kritik stieß. Zum anderen erfüllte Pette aber auch allgemeinere repräsentative Aufga-
ben innerhalb der Gesellschaft und für ihre Außendarstellung, sowohl auf Tagungen 
und Kongressen als auch im Schriftverkehr mit Behörden und Ministerien. Diese reprä-
sentative Funktion war auch ein Grund für Pettes Berufung nach Hamburg 1935. Bei 
der Suche nach einer geeigneten Besetzung waren zunächst Otfried Foerster, Viktor 
von Weizsäcker und Hans Demme ins Gespräch gebracht worden. Die beiden erstge-
nannten galten aus politischen Gründen jedoch als unberufbar. Max Nonne brachte 
daher in den weiteren Verhandlungen Heinrich Pette ins Spiel,67 der aus fachlichen und 
aus „politischen Gründen“ als geeignet erschien. Selbst Rüdin, der Hans Demme als 
Zweiten Vorsitzenden favorisiert hatte, gab sich mit diesem Vorschlag zufrieden, galt 
Pette doch „als ‚Parteigenosse‘ als ‚politisch zuverlässig‘“.68 

Mochte Pette als Zweiter Vorsitzender auch der „berufspolitisch einflussreichste Neu-
rologe“69 in der NS-Zeit sein, blieb seine Gestaltungsmacht in der GDNP letztlich be-
grenzt. Pette war zwar über alle Aktivitäten der Gesellschaft informiert und an der Aus-
wahl von Referenten für Tagungen bzw. von Autoren für Verbandsschriften beteiligt. 
Die Impulsgeber, das weist Schmuhl für die Programmplanung und Politikberatung des 
Verbandes nach, blieben indes Rüdin und Nitsche.70 Pettes Position „in der zweiten 
Reihe“ wird auch mit seiner persönlichen Agenda für eine eigenständige Neurologie 
nachvollziehbar. Selbst bzw. gerade wegen des institutionellen Zusammengehens von 
Neurologen und Psychiatern setzte Pette sich in der GDNP und gegenüber den Reichs-
ministerien für eine Eigenständigkeit der Neurologie ein. Dass Pette sogar bei seinem 
ersten Auftritt als Zweiter Vorsitzender auf der Ersten Jahresversammlung der gerade 
vereinten Gesellschaft die Selbstständigkeit der Neurologie betonte, ist dafür ein deut-
liches Zeichen. „Durchaus selbstbewusst“, so hält Schmuhl fest, „grenzte Pette in seiner 

66 Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 178. 
67 Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 124. 
68 Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 125. 
69 van den Bussche, Hamburger Universitätsmedizin, S. 238. Als Zweiter Vorsitzender der GDNP fun-
gierte Pette zugleich als Leiter der neurologischen Abteilung. 
70 Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 160-161, 181-207. 
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Rede die Neurologie sowohl gegenüber der Psychiatrie als auch gegenüber der Inne-
ren Medizin ab.“71 Dass Pette die gesamte Zeit des „Dritten Reichs“ über als Zweiter 
Vorsitzender der GDNP fungierte, hinderte ihn nicht daran, höchste Ministerialbeamte 
und Parteidienststellen wiederholt auf Benachteiligungen der Neurologie hinzuweisen. 
Noch Ende 1942 schrieb Pette in einem siebenseitigen Bericht an „Reichsgesundheits-
führer“ Leonardo Conti von massiven Problemen, die der Neurologie nach ihrer insti-
tutionellen und curricularen Zusammenführung mit der Psychiatrie entstanden seien. 
Sein Schreiben war ein Plädoyer für eine stärkere Eigenständigkeit der Neurologie in 
der institutionellen Förderung und universitären Ausbildung.72 Solche Initiativen, für 
die sich noch zahlreiche weitere Beispiele anführen ließen, unterstreichen einmal mehr 
die bereits beschriebene wissenschaftliche Konsequenz Pettes seit den späten 1930er 
Jahren (3.2). Sie zeigen zudem, dass Pette für eine immer radikalere „rassenhygieni-
sche“ und „erbbiologische“ Ausrichtung der Psychiatrie, die Rüdin in der GDNP seit 
Mitte der 1930er Jahre betrieb,73 nicht verantwortlich war. 
Pettes Initiativen stehen aber ebenso wenig für die seit den 1950er Jahren verbreitete 
Meinung, dass Pettes Kampf für die Neurologie als Beleg für die „Resistenz“ des Fachs 
gegen den Nationalsozialismus zu sehen sei. Auch lässt sich aus den Versuchen für eine 
fachliche Unabhängigkeit nicht ableiten, dass die Neurologie – im Gegensatz zur Psy-
chiatrie – vor Konzepten der NS-Ideologie gefeit gewesen sei, wie behauptet wurde. 
Nach Firnhaber habe sich die Psychiatrie auf den gemeinsamen GDNP-Jahresversamm-
lungen mit „erbbiologischen“ und „rassenhygienischen“ Fragen beschäftigt, während 
sich Neurologen „ausschließlich auf wissenschaftliche Themen [...] ohne nationalsozia-
listische ideologische Tendenzen“74 spezialisiert hätten. „Diese starke Dichotomisie-
rung“ zwischen Neurologie und Psychiatrie, so stellen Martin, Fangerau und Karenberg 
fest, „mag zwar heutigen Neurologen gefallen“.75 Sie konstruiert aber eine „politische“ 
Zurückhaltung ihrer Zunft, die es nicht gegeben hat. Pette zielte zweifellos auf eine 
Autonomie der Neurologie, er stellte aber nicht die Rolle der Neurologie für die NS-
Gesundheitspolitik, geschweige denn das NS-Regime als solches in Frage. Dass Pette 
in seinem Kampf für eine eigenständige Neurologie als Mitstreiter gerade die Größen 
der NS-Gesundheitspolitik wie Leonardo Conti zu gewinnen suchte, unterstreicht die-
sen Befund. 
Mit dieser Bemerkung ist ein weiterer wichtiger Aspekt zur Bewertung der Rolle Pettes 
in der GDNP angesprochen.76 Neben den oben bereits genannten Kontakten mit dem 
höchsten Funktionär der NSDAP für Gesundheitsfragen, Leonardo Conti, tauschte Pette 
sich bis kurz vor Kriegsende außerdem mit Maximinian de Crinis und Siegfried Hand-
loser über die Planung einer Tagung aus.77 Handloser war seit 1942 nicht weniger als 

71 Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 157. 
72 BArch, R 9361 VI, 2289, Schreiben Pette an Conti, 15.12.1942. 
73 Vgl. Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 180. 
74 Firnhaber, Inwieweit beeinflussten, S. 38. 
75 Martin u.a., Neurologie und Neurologen, S. 26. 
76 BArch, R 96 I/11, Schreiben Rüdin an Nitsche, 06.02.1941. 
77 BArch, R 9361 VI/ 2289, Schreiben Pette an de Crinis, 20.05.1944. 
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Chef des Wehrmachtssanitätswesens,78 de Crinis wiederum als Planer der „Aktion T4“ 
beteiligt an Menschenversuchen und „Euthanasie“-Verbrechen.79 Letztgenannter wird 
übrigens auch von Edith Pette in einem Brief bereits 1940 als Fürsprecher für Heinrich 
Pette in Stellung gebracht, um Pettes Stellung am UKE zu verbessern.80 

Ob der Austausch mit Schaltenbrand, Julius Hallervorden oder Hugo Spatz, den bereits 
das EGA und die Forschung belegt, durch das Amt des Zweiten Vorsitzenden in der 
GDNP intensiviert wurde, ist sehr wahrscheinlich, aber schwer nachzuweisen. Nach-
weisbar ist hingegen, dass Pette sich bis in die letzten Kriegsjahre (im Falle von Spatz 
auch darüber hinaus) nicht zuletzt dank seiner Verbandsfunktion mit hohen Vertretern 
der Partei und mit Verantwortlichen für Menschenversuche und „Euthanasie“ aus-
tauschte. Dass die „Euthanasie“ in Pettes Kollegenkreis ohnehin auf Zustimmung stieß, 
zeigt nicht zuletzt Max Nonne, zu dem Edith und Heinrich Pette ebenfalls ein enges 
Verhältnis pflegten. Nonne positionierte sich zwar durchaus kritisch gegenüber dem 
Regime, wenn er aus seiner Solidarität gegenüber jüdischen Ärzten kein Hehl machte. 
Gleichwohl trat auch Nonne in einer Denkschrift von 1942 „für die Tötung geistig Be-
hinderter im Zusammenhang mit rassenhygienischen Maßnahmen als Gutachter un-
missverständlich und mit drastischen Worten ein: Die ‚Beseitigung der geistig völlig 
Toten‘ sei ‚kein Verbrechen, keine unmoralische Handlung, keine gefühlsmäßige Roheit 
[sic!], sondern ein erlaubter, nützlicher Akt.‘“81 

Pettes Amt als Zweiter Vorsitzender ermöglichte nicht nur, sondern erforderte sogar 
ein gutes Verhältnis zu Vertretern von Staat und Partei. Das gilt zum einen, weil die 
Wahl des Stellvertreters laut Satzung der Gesellschaft (§ 5) vom Reichsinnenminister 
bestätigt werden musste, der zudem jederzeit eine Amtsenthebung anordnen 
konnte.82 Die von Pette nach 1945 behauptete „Verfolgung“ durch Reichsministerien 
ist also auch aus diesem Grund unglaubwürdig. Falls Pette öffentlich eine kritische oder 
gar oppositionelle Haltung eingenommen hätte, wäre das Reichsinnenministerium an-
gesichts der großen gesundheitspolitischen Bedeutung der GDNP mit Sicherheit ein-
geschritten. Zum anderen war ein gutes Verhältnis zwischen Pette, den Reichsministe-
rien und der NSDAP für die erfolgreiche Durchführung von Tagungen entscheidend. 
Eine führende Rolle spielte er u.a. auf dem Internationalen Neurologen-Kongress im 
September 1939 in Kopenhagen, nachdem Rüdin als Erster Vorsitzender seine Teil-
nahme hatte absagen müssen.83 Pette nahm umgehend Kontakt mit dem Reichsinnen-
, Reichserziehungs- und Reichswirtschaftsministerium auf, um für eine größere Zahl als 
die ursprünglich vorgesehenen Referenten eine entsprechend hohe Summe an Devisen 

78 Wolfgang U. Eckart, Generaloberstabsarzt Prof. Dr. med. Siegfried Handloser, in: Gerd Ueberschär 
(Hrsg.), Hitlers militärische Eliten (Bd. 2), Darmstadt 1998, S. 87-92. 
79 Vgl. Thomas Beddies, Universitätspsychiatrie im Dritten Reich: Die Nervenklinik der Charité unter 
Bonhoeffer und de Crinis, in: Rüdiger vom Bruch (Hrsg.), Die Berliner Universität in der NS-Zeit. Bd. 2: 
Fachbereiche und Bibliotheken, Stuttgart 2005, S. 55-72, bes. S. 70. 
80 Brief Edith an Heinrich Pette, 17.10.1940. 
81 Martin u.a., Neurologie und Neurologen, S. 9, hier auch die Belege für die zitierte Denkschrift Non-
nes. 
82 BArch, R 96 I/11, Satzung der Gesellschaft Deutscher Neurologen und Psychiater, 1935. 
83 BArch, R 4901/2921, Schreiben Rüdin an Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volks-
bildung, 01.02.1939. 
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zu erhalten.84 Das RMI übertrug Pette daraufhin die Leitung der deutschen Delegation, 
bat um einen Austausch mit der NSDAP-Auslandsorganisation und um einen Ab-
schlussbericht nach der Tagung.85 Dass Pette in Kopenhagen am 25. September 1939 
eine Festrede hielt, auf der Pette „die gutnachbarlichen Beziehungen, die Harmonie 
wissenschaftlicher Zusammenarbeit“ lobte, hat Dirk Pette in seinen „Anmerkungen“ 
vom September 2018 als „diplomatisches Meisterstück“ interpretiert, „das der Umge-
hung politischer Pflichtübungen diente, wie sie vom offiziellen Repräsentanten 
Deutschlands zu Zeiten von Nationalsozialismus und Blitzkrieg zu erwarten gewesen 
wären“.86 Diese Interpretation widerspricht sowohl zeitgenössischen Vorstellungen als 
auch dem Forschungsstand. Dänemark galt – wie Skandinavien überhaupt – als „ari-
sches“ Mutterland und – erst Recht vor der Operation „Weserübung“ – als potenzieller 
Bündnispartner, so dass eine gute Beziehung zwischen Dänemark und dem Reich selbst 
von höchster NS-Repräsentanz gelobt wurde. Dass Pette sich in seiner Bankettrede 
aber ohnehin auf enge „wissenschaftliche“ Beziehungen fokussierte, wie das von Dirk 
Pette angeführte Zitat selbst belegt, unterstreicht unseren unten noch genauer ausge-
führten Befund von Pettes Haltung als „unbestechlicher Wissenschaftler“ spätestens 
Ende der 1930er Jahre. 
In der Diskussion um Heinrich Pettes Rolle im Nationalsozialismus spielen zwei weitere 
Ereignisse eine Rolle, die im Zusammenhang mit seinem Wirken in der GDNP erörtert 
werden können: Die von Pette behauptete öffentliche Kritik des Films „Ich klage an“ (1) 
und die Behauptung Pettes, er habe im Jahr 1941 eine Tagung in Wien bzw. in Würz-
burg geplant, um eine kritische Auseinandersetzung mit der „Euthanasie“ in der GDNP 
zu befördern (2). 
(1) Seit seiner Aufführung 1941 stieß der Film „Ich klage an“ in Teilen der deutschen 
Bevölkerung und vor allem in der katholischen Kirche auf scharfe, zum Teil auch öf-
fentliche Kritik.87 Außerdem war unter Medizinern die Darstellung einzelner Krankhei-
ten umstritten, wie auch Schriftwechsel in der GDNP zeigen. Im September 1941 
schrieb Nitsche an Rüdin von einem – namentlich nicht genannten – Kollegen, der eine 
Überarbeitung des Films mit folgender Argumentation angeregt habe: 

„Die Multiple Sklerose sei doch eine in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle chro-
nisch verlaufende[,] durch lange Remissionen ausgezeichnete Krankheit, bei der die 
Therapie nicht völlig wirkungslos bleibe. Vielleicht deshalb auch sei die Multiple 
Sklerose unzweckmässig [als Beispiel im Film] gewählt. Es bedeute ja auch eine un-
sagbare Härte all den vielen Polysklerotikern und ihren Angehörigen gegenüber, 
hier in einem preisgekrönten, offiziellen Film ihre Krankheit als nicht nur unheilbar, 

84 Vgl. die Schriftwechsel zwischen Pette und den Ministerien zwischen Februar und Mai 1939 in BArch, 
R 4901/2921. 
85 BArch, R 4901/2921, Schreiben Ministerialdirektor Fritz Cropp (RMI) an Pette, 05.04.1939; BArch, R 
4901/2921, Schreiben Pette an RMI, 02.09.1939. 
86 Pette, Anmerkungen, S. 6. 
87 Sylke Hachmeister, Kinopropaganda gegen Kranke. Die Instrumentalisierung des Spielfilms „Ich 
klage an“ für das nationalsozialistische „Euthanasieprogramm“, Baden-Baden 1992; Christian Kuchler, 
Bischöflicher Protest gegen nationalsozialistische „Euthanasie“-Propaganda im Kino: „Ich klage an“, in: 
Historisches Jahrbuch der Görresgesellschaft 126 (2006), S. 269-294. 
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sondern als rapid verlaufend und nach kurzer Zeit zu einem qualvollen Tode füh-
rend verlaufend dargestellt zu sehen. Man wisse wirklich als Arzt nicht mehr, wie 
man sich diesen armen Menschen und ihren Angehörigen gegenüber zu verhalten 
habe. [...] Könnte nun nicht von Seiten der Gesellschaft Deutscher Neurologen und 
Psychiater aus veranlasst werden, daß wenigstens die immer wiederholte Krank-
heitsbezeichnung aus dem Film herausgenommen werden kann?“88 

Auf den ersten Blick bestätigt die hier geäußerte Kritik an einer falschen Darstellung 
der Multiplen Sklerose Pettes Position, entspricht sie doch dessen Kritik an einer allzu 
einfachen Diagnose der „Erbepilepsie“ (3.2). Ein zweiter Blick auf die GDNP-Unterlagen 
weckt allerdings erhebliche Zweifel, dass in dieser Passage Pette als Urheber der Kritik 
gemeint war. Warum hatte Pette sich mit diesem Einwand nicht direkt an Rüdin ge-
wandt, mit dem er sowohl als Zweiter Vorsitzender schon qua Amt als auch wegen 
Antipathien zu Nitsche sein Vorliegen viel besser hätte vorbringen können? Auch nach 
eigener Aussage stand Pette mit Rüdin in einem besseren Austausch als mit Nitsche, 
so dass er – so auch Pettes mehrfache Behauptungen nach 1945 – mit Rüdin die „Eu-
thanasie“-Kritik im Verband voranbringen wollte. Zudem ist es unwahrscheinlich, dass 
Nitsche als Schrift- bzw. Geschäftsführer der GDNP ausgerechnet Pette als stellvertre-
tenden Vorsitzenden dieser Gesellschaft gegenüber dem Vorsitzenden Rüdin als „ein 
Kollege“ bezeichnet hätte. Und selbst wenn man Pette trotz dieser erheblichen Zweifel 
als Urheber der Filmkritik annehmen möchte, entspricht der hier dokumentierte Ein-
wand nicht der von Pette nach 1945 behaupteten öffentlichen Fundamentalkritik an 
der „Euthanasie“. Zurückgewiesen wurde hier – und zwar nur im internen Briefwechsel 
innerhalb der GDNP-Führungsspitze – eine wissenschaftlich ungenaue Darstellung ei-
ner einzelnen Krankheit, nicht aber der Film im Allgemeinen, geschweige denn die „Eu-
thanasie“ als Ganzes. 
Falls Pette sich bei anderen Gelegenheiten gegen derartige Darstellungen des Films 
exponierte – wofür sich weder im Schriftwechsel mit seiner Frau noch in anderen Un-
terlagen irgendwelche Anhaltspunkte finden –, hätte er sich keineswegs in eine oppo-
sitionelle Rolle oder gar in die Gefahr einer „scharfen Beobachtung“ und Verfolgung 
begeben, wie Pette nach 1945 behauptete. Mehrere Mediziner und sogar Rüdin und 
Nitsche selbst, die sich gegenüber der „Euthanasie“ ja ansonsten ausgesprochen offen 
zeigten, äußerten massive Einwände an der Darstellungsweise des Films, nachdem die-
ser in der Bevölkerung vermehrt für Unruhe gesorgt hatte. Rüdin und Nitsche stellten 
in mehreren Antworten auf Anfragen von Betroffenen und von Seiten der NSDAP klar, 
dass die Multiple Sklerose allenfalls in einigen Fällen erblich sei, so dass ihre Diagnose 
nicht zwangsläufig Sterilisationen begründe.89 Diese Klarstellung sorgte 1942 sogar für 
eine entsprechende Stellungnahme des „Rassenpolitischen Amts“ der NSDAP, das Nit-
sche um eine Einschätzung gebeten hatte.90 Falls Pette also für eine wissenschaftliche 
Kritik am Film innerhalb der GDNP den Anstoß gegeben hat, befand er sich mit seinen 

88 BArch, R 96 I/18, Schreiben Nitsche an Rüdin, 21.09.1941. 
89 Vgl. die Stellungnahmen von Rüdin und die Briefwechsel zwischen Rüdin und Nitsche im Januar und 
Februar 1942 in BArch, R 96 I/14. 
90 BArch, R 96 I/14, Schreiben des Rassenpolitischen Amtes der NSDAP-Reichsleitung an Nitsche, 
13.01.1942. 
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Einwänden in bester Gesellschaft mit Befürwortern des NS-Regimes wie Rüdin und Nit-
sche. 
(2) Ein zweites Schlüsselereignis betrifft die nach 1945 geäußerte Behauptung, Pette 
habe im Herbst 1941 in Wien bzw. auf der Jahresversammlung der GDNP in Würzburg 
eine Tagung zur Kritik der „Euthanasie“ veranstalten wollen. Da die Tagung – wie Pette 
selbst einräumen musste – nicht stattfand und er in einem Brief an Edith Pette schon 
Ende April 1941 feststellte, dass eine Tagung „aus mancherlei Gründen nicht tunlich, ja 
absolut nicht möglich“91 sei, lässt sich dieses Vorhaben ohnehin nicht belegen. Hendrik 
van den Bussche hat Pettes Behauptung indes noch mit weiteren Gründen bezweifelt: 
Zum einen bezieht van den Bussche sich auf Briefe Rüdins, nach denen die Tagung im 
Herbst 1941 entweder Erfahrungsberichte zur „T4-Aktion“ oder „Psychotherapeuti-
sches“ behandeln sollte. Zum anderen fällt Pettes Name in all diesen Dokumenten laut 
van den Bussche kein einziges Mal.92 Da van den Bussche für seine Aussagen keine 
Archivbelege bietet und das EGA zu dieser Frage keine eigenen Forschungen vorlegt, 
haben wir im Bundesarchiv Nachforschungen nach dieser Tagung angestellt. Auch das 
von uns eingesehene Tagungsprogramm der – wie gesagt abgesagten – Sechsten Jah-
resversammlung der GDNP in Würzburg 1941 bietet für eine kritische Haltung Pettes 
keinerlei Belege. Vielmehr hätte sich die GDNP hier auf einer üblichen Fachtagung mit 
zahlreichen Vorträgen, u.a. des „Euthanasie“-Hauptverantwortlichen Werner Heyde zu 
„Spätfolgen bei Hirnschädigungen“, präsentiert. Für diese „Normalität“ des Tagungs-
programms spricht sogar ein – übrigens auch von Dirk Pette angeführter – Brief Edith 
Pettes an ihren Mann vom 14. September 1941, in dem sie vom Ausfall des Kongresses 
schreibt: „Ich habe ja immer den Kongress als ‚lächerliches Gemache‘ empfunden, der 
zu einer Zeit starten soll, wo wirklich um Sein oder Nichtsein gekämpft wird. Aber für 
die Herren Heyde u. Nitsche ist ja wohl auch dieser Kampf nur eine liebliche Sieges-
spielerei. Sie werden sich wundern.“93 Falls Heinrich Pette auf dieser Konferenz die „Eu-
thanasie“ hätte diskutieren wollen und die Veranstaltung tatsächlich jene nach 1945 
von Pette behauptete Bedeutung für eine kritische Auseinandersetzung mit dem NS-
Regime hätten haben sollen, wäre Edith Pettes Zuschreibung als „lächerliches Gema-
che“ nicht nachvollziehbar. 
Selbst für die im Rahmen dieser Tagung abgehaltene Mitgliederversammlung war 
keine Zeit für allgemeine Diskussionen vorgesehen, geschweige denn ein Beitrag, der 
eine Auseinandersetzung mit aktuellen gesundheitspolitischen Fragen erlaubt hätte. 
Pette selbst hätte auf der Mitgliederversammlung gemeinsam mit G. Döring einen Vor-
trag zu „Initialstadien der Entmarkungsencephaliomyelitiden“ präsentieren sollen.94 

Von einem kritischen Beitrag zur „Euthanasie“ ist also an keiner einzigen Stelle die 

91 Brief Heinrich an Edith Pette, o.D. Dirk Pette hat den Brief mit überzeugenden Gründen auf „Ende 
April 1941“ datiert. 
92 Vgl. van den Bussche, Die Hamburger Universitätsmedizin, Anm. 252. 
93 Brief Edith an Heinrich Pette, 14.09.1941. 
94 Sechs Jahre später veröffentlichte Pette den entsprechenden Beitrag, vgl. Heinrich Pette, Das Prob-
lem der Entmarkungsencephalomyelitiden in dynamischer Betrachtung, in: Klinische Wochenschrift 
24/25 (1947), S. 897-904. 
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Rede.95 Sie erscheint angesichts der oben vorgebrachten archivalischen und Brief-Be-
lege extrem unglaubwürdig. 
Wenn Pettes Selbstdarstellung als Initiator einer kritischen Tagung also unglaubwürdig 
ist, findet sich im Bundesarchiv indes ein vager Beleg für den Versuch einer kritischen 
Diskussion von „Euthanasie“-Maßnahmen innerhalb der GDNP. In einem Brief vom Juni 
1941 schrieb Nitsche an Rüdin von „etwaigen Quertreibereien“ gegen das „kommende 
Euth.Gesetz [sic]“, die während der Planung des Würzburger Tagungsprogramms von 
ihm bemerkt worden seien. Namen nannte Nitsche in dieser Passage nicht, stattdessen 
berichtete er Rüdin von seiner Aufforderung an Walter Creutz (seit Mai 1939 Nachfol-
ger Nitsches als Schriftführer der GDNP),96 dass dieser ggf. §11 (4) der GDNP-Satzung 
anwenden und einen kritischen Vortragsvorschlag ablehnen solle. 
Im folgenden Absatz ging Nitsche im Zusammenhang mit der allgemeinen Tagungs-
planung dann namentlich auch auf Heinrich Pette ein, der wiederum mit einem 
„O.St.Arzt Scholz“ gesprochen habe.97 Nitsche nennt dieses Gespräch Pettes allerdings 
nicht im Zusammenhang mit dem im Absatz davor genannten „Quertreibereien“. Mög-
licherweise, aber auch diese Vermutung ist nicht zu belegen, hatte der hier genannte 
Scholz für die Tagung eine Auseinandersetzung mit den „Euthanasie“-Maßnahmen 
vorgeschlagen, woraufhin Pette sich mit Scholz über dessen Vorschlag besprochen ha-
ben könnte. Dass Pette selbst sich innerhalb der GDNP als Kritiker der „Euthanasie“ 
exponierte, bleibt also weiterhin sehr unwahrscheinlich, zumal Pette ja im Tagungspro-
gramm fest vorgesehen war. Die von Nitsche genannten „Quertreibereien“ hätten im 
Falle Pettes als stellvertretender Vorsitzender nicht nur die o.g. Anwendung von §11 (4) 
der GDNP-Satzung, sondern ebenso eine Meldung an das Reichsinnenministerium und 
eine Entbindung Pettes aus seiner Funktion erfordert. Heinrich Pettes Zusammenarbeit 
mit Rüdin, Creutz und Nitsche bei weiteren Tagungsplanungen auch in den Folgejahren 
und seine anhaltende Förderung durch Reichsministerien stehen dem ebenso entge-
gen wie das bereits genannte Recht des Reichsinnenministers, Pette als Stellvertreter 
der GDNP abzusetzen.98 

Von diesen Ergebnissen abgesehen widersprechen noch weitere Funde der Behaup-
tung, dass die Würzburger Tagung als Forum der „Euthanasie“-Kritik hätte dienen sol-
len. In einem Schreiben an Viktor Brack – immerhin Stellvertreter Bouhlers für das „Eu-
thanasie“-Programm – beantragte die GDNP im Mai 1941 eine Förderung für die Würz-
burger Tagung in Höhe von 5.000 bis 10.000 RM bei der „Reichsarbeitsgemeinschaft 

95 BArch, R 36/1740, Programm und Einladung zur 6. Jahresversammlung der Gesellschaft Deutscher 
Neurologen und Psychiater in Würzburg, 05.-07.10.1941. Vgl. zum Programm der Tagung auch Martin, 
Neurologie und Neurologen: Hirnforschung, S. 39 
96 Vgl. Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 253, 277-278. 
97 BArch R 96 I/11, Schreiben Nitsche an Rüdin, 17.06.1941. 
98 Schmuhl nennt in seiner Darstellung zur Ersten Jahresversammlung der GDNP im Jahr 1935 Brief-
wechsel zwischen Nitsche und Rüdin um einen „Quertreiber“, Dr. Hammer, der 1935 und 1936 gegen 
das Sterilisationsgesetz Front gemacht habe und daher als Referent aus dem Tagungsprogramm „hin-
auskomplimentiert“ worden sei. Möglicherweise war Hammer auch 1941 wieder aktiv und daher ein 
Problem in den Tagungsplanungen Nitsches und Rüdins. Vgl. Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 127, Anm. 
497. 
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Heil- und Pflegeanstalten“ (RAG).99 Die RAG war nicht weniger als die Dienststelle für 
die „Aktion T4“, also die zentrale Schnitt- und Schaltstelle für die „Euthanasie“.100 Nach-
dem die RAG der GDNP tatsächlich die erbetene Höchstsumme von 10.000 RM zuge-
sagt hatte, bedankte sich Rüdin für die „Förderung der im Interesse des Staates und 
der Partei liegenden Arbeiten unserer Gesellschaft“.101 Dass Pette als GDNP-Stellver-
treter und Mitorganisator der Tagung102 von dieser Förderung durch die „Euthanasie“-
Verantwortlichen keine Kenntnis hatte, ist ebenso unwahrscheinlich wie dessen Be-
hauptung, dass er ausgerechnet auf einer Tagung die „Euthanasie“ kritisch habe disku-
tieren wollen, die von der hauptverantwortlichen Institution für die „Euthanasie“ maß-
geblich gefördert wurde. Im Übrigen hing die Absage der Tagung keineswegs mit kri-
tischen Tagesordnungspunkten zusammen, wie nach 1945 behauptet wurde. Vielmehr 
war die Absage zum einen der allgemeinen Maßnahme geschuldet, dass zugunsten der 
deutschen Kriegsanstrengungen Ressourcen gespart werden sollten. Zum anderen 
teilte Creutz in einem Rundschreiben Mitte September 1941 allen Tagungsteilnehmern 
mit, dass mehrere Referenten, wahrscheinlich aufgrund von Einberufungen, verhindert 
seien.103 

Alles in allem machen Pettes wissenschaftliches Werk und sein Wirken in der GDNP 
deutlich, dass seine Rolle im Nationalsozialismus differenziert betrachtet werden muss. 
Das gilt zum einen in diachroner Perspektive, veränderte sich Pettes Agenda als Wis-
senschaftler doch vor allem in Bezug auf „erbbiologische“ Konzepte. Bis Mitte der 
1930er Jahre zeigte sich Pette in Vorträgen und Veröffentlichungen gegenüber „ras-
senhygienischen“ Ansätzen offen. So entwarf Pette bis 1935 in mehreren programma-
tischen Vorträgen und Veröffentlichungen „zeitgemäße“ Ansätze einer Neurologie und 
gab die entsprechenden Schlagworte aus der Erbbiologie vor: „Sippe“ statt „Indivi-
duum“, „Erblichkeit“ als Krankheitsfaktor sowie „Auslese“ als Optimierungsmaßnahme 
für das „Volksganze“ – das waren Begriffe, mit denen Pette den Beitrag der Neurologie 
für die NS-Gesundheitspolitik demonstrierte. Vor diesem Hintergrund ist das spätere 
Werk umso bemerkenswerter: Ende der 1930er Jahre stellte sich Pette offen gegen eine 
allzu inflationäre Anwendung der „Erbbiologie“, wenn diese seinen Forschungsansät-
zen widersprach. Kurz gesagt zeigte Pette sich seit den späten 1930er Jahren als ver-
gleichsweise unbestechlicher Wissenschaftler. Anbiederungen an das NS-Regime, wie 
sie viele Vorworte und Danksagungen wissenschaftlicher Arbeiten jener Jahre schmü-
cken, finden sich unseres Wissens in den 1940er Jahren nicht mehr. Wissenschaftliche 
Konsequenz kennzeichnete nicht zuletzt sein Engagement für eine Eigenständigkeit 
der Neurologie, für die er selbst als Funktionär der GDNP konsequent eintrat, obwohl 
bzw. gerade weil die Standesvertreter der Psychiatrie in ideologischer Hinsicht während 
des „Dritten Reichs“ ungleich agiler agierten und sich so mehr Ressourcen erschlossen. 

99 BArch, R 96 I/11, Schreiben der GDNP an Oberdienstleiter Brack, 23.05.1941. 
100 Vgl. bereits Ernst Klee, „Euthanasie“ im NS-Staat. Die „Vernichtung lebensunwerten Lebens“, Frank-
furt/Main 1983. 
101 BArch, R 96 I/11, Schreiben Rüdin an RAG, 17.07.1941. 
102 Zur Rolle Pettes bei der Tagungsplanung vgl. u.a. BArch R 96 I/11, Schreiben Rüdin an Heyde, 
19.08.1941. 
103 BArch, R 36/1740, Rundschreiben der GDNP, 15.09.1941. 
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Pettes wissenschaftliche Unbestechlichkeit seit den späten 1930er Jahren darf aller-
dings nicht als „oppositionelle Haltung“ missverstanden werden. Pette arbeitete als Re-
präsentant der GDNP kontinuierlich an einer Schnittstelle zwischen „Wissenschaft“ und 
„Politik“, dank der die Gesellschaft zur maßgeblichen Agentur für die schnelle Etablie-
rung und effektive Umsetzung der NS-Gesundheitspolitik avancierte. Dass Pette 1938 
eine überschwängliche Lobrede auf den „Führer“ und das „neue Denken“ im Gesund-
heitswesen hielt, zeigt, dass Pette sich seiner repräsentativen Funktion im „Dritten 
Reich“ jederzeit bewusst blieb. Insofern ließe sich sogar Pettes Kampf für eine eigen-
ständige Neurologie letztlich als eine Art Integrationsangebot interpretieren. Unter 
Neurologen galt sein ständiger Einsatz für eine größere Autonomie ja eben auch als 
Signal, dass ihre Interessen in der GDNP nach wie vor Gehör fanden. Nicht zuletzt in 
den Ehrungen und Nachrufen Pettes nach 1945 schlägt sich dieses Motiv nieder. 
Wohl nicht zuletzt wegen dieses Integrationsangebots blieb die Gesellschaft allen dis-
ziplinären Gegensätzen zum Trotz als gemeinsamer Verbund von Neurologen und Psy-
chiatern das gesamte „Dritte Reich“ über voll funktionsfähig.104 Und nicht zuletzt ar-
beitete Pette bis zum Ende des „Dritten Reichs“ als Zweiter Vorsitzender der GDNP mit 
Größen der NSDAP, mit Reichsministerien sowie mit Wissenschaftlern zusammen, die 
„Euthanasie“-Maßnahmen und Menschenversuche zu verantworten hatten. Von einer 
„scharfen Beobachtung“ durch Reichsbehörden oder Parteidienststellen, wie sie nach 
1945 von Pette und Kollegen behauptet wurde, kann daher nicht die Rede sein. Selbst 
von einem Rückzug, einer Art „innerer Emigration“, kann man angesichts der bis zuletzt 
guten Kontakte und anhaltenden Förderung Pettes durch staatliche und Parteidienst-
stellen nicht sprechen. 

104 Die Geschäftsführung der GDNP kam erst aufgrund der verschärften Kriegslage „nahezu zum Erlie-
gen“. Vgl. Schmuhl, Die Gesellschaft, S. 181. 
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4. Gutachter in Sterilisations-Verfahren 

Das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ (GzVeN) war einer der ersten 
und zugleich wichtigsten Marksteine nationalsozialistischer „Rassenpolitik“. Das Gesetz 
trat zum Jahresbeginn 1934 in Kraft und führte im gesamten Reich „Erbgesundheits-
gerichte“ ein, die über Zwangssterilisationen „Erbkranker“ entschieden.105 Bei den Erb-
gesundheitsgerichten wurden Anträge auf Unfruchtbarmachung meist von Amtsärz-
ten, ferner von Pflegekräften oder Angehörigen gestellt. Ein Amtsrichter und zwei Ärzte 
entschieden an den Erbgesundheitsgerichten über die Fälle. Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen nahmen die „Erbgesundheitsobergerichte“ entgegen, die mit ihrer An-
nahme oder Ablehnung des Widerspruchs eine endgültige Entscheidung über den Ste-
rilisationsbeschluss fällten (GzVeN § 10, 3). 
Diese letztgenannten Entscheidungen der Erbgesundheitsobergerichte stehen im Fol-
genden im Fokus, da sich für diese Verfahren im Staatsarchiv Hamburg mehrere Gut-
achten Heinrich Pettes finden lassen. Eine systematische Untersuchung mehrerer tau-
send Verfahren der Erbgesundheitsgerichte war bis Anfang 2019 – und damit bis zum 
Abschluss dieses Gutachtens – nicht praktikabel, wie bereits Andrea Brinckmann und 
Heinz-Peter Schmiedebach im EGA überzeugend darlegen (EGA, S. 6). Brinckmann und 
Schmiedebach haben für Ihr Gutachten eine stichprobenartige Auswertung einiger Be-
schlüsse des Erbgesundheitsobergerichts aus zwei Jahren, nämlich auf dem Jahr 1934 
(ausgewertet wurden 140 Beschlüsse) und aus 1937 (ausgewertet wurden 110 Be-
schlüsse) vorgenommen. Sie kommen nach dieser Auswertung zu dem Ergebnis, dass 
Pette 1934 an mindestens zwei Beschlüssen über eine Zwangssterilisation beteiligt war, 
während für 1937 kein Fund vorlag (EGA, S. 6-7). Dieses Ergebnis lässt zwei wichtige 
Fragen offen. Erstens sind Zahlen von zwei (1934) bis null (1937) Beschlüssen schwer 
einzuordnen, da die betreffenden Jahrgänge 1934 und 1937 mit jeweils ca. 1.000 Be-
schlüssen von Brinckmann und Schmiedebach nicht vollständig gesichtet worden sind. 
Zweitens wäre die noch entscheidendere Frage zu beantworten, ob Pette – entgegen 
seiner Selbstdarstellung, nach der er wegen „Boykotts“ von der Gutachtertätigkeit aus-
geschlossen worden sei (6.) – noch in den späten 1930er oder frühen 1940er Jahren106 

als Gutachter für das Erbgesundheitsobergericht tätig war. 
Zur Klärung dieser beiden zentralen Fragen haben wir sämtliche Beschlüsse der Jahr-
gänge 1934 (insgesamt ca. 1.000 Beschlüsse), 1935 (1.093 Beschlüsse), 1936 (1.135 Be-
schlüsse) und 1940 (163 Beschlüsse) ausgewertet.107 Im Gesamtüberblick zeigt diese 

105 Reichsgesetzblatt, Teil 1, Nr. 86/1933, 25.07.1933, S. 529-531. Vgl. als Gesamtdarstellungen nach wie 
vor die Standardwerke Gisela Bock, Zwangssterilisationen im Nationalsozialismus. Studien zur Rassen-
politik und Frauenpolitik, Opladen 1986; Hans-Walter Schmuhl, Rassenhygiene, Nationalsozialismus, 
Euthanasie. Von der Verhütung zur Vernichtung „lebensunwerten Lebens“, Göttingen 1987; Astrid Ley, 
Zwangssterilisationen und Ärzteschaft. Hintergründe und Ziele ärztlichen Handelns 1934-1945, Frank-
furt/Main 2004. 
106 Verfahren der Erbgesundheitsobergerichte liegen im Hamburger Staatsarchiv nur bis 1941 vor. 
107 Vgl. StAHH, 224-1, 11, Bd. 1; 11, Bd. 2; 11, Bd. 3; 11, Bd. 4; 11, Bd. 5; 11, Bd. 6; 11, Bd. 12. Für ein er-
schöpfendes Ergebnis wäre die Auswertung aller im Staatsarchiv lagernden Erbgesundheitsoberge-
richtsakten, also auch der bislang nicht gesichteten Jahrgänge 1937 bis 1939 und der Jahrgänge 1941 
bis 1944, sowie die anschließende Prüfung tausender Erbgesundheitsgerichtsverfahren in den Akten 
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Auswertung zunächst einmal eine gewaltige Entscheidungsmacht der externen Gut-
achter in Erbgesundheitsobergerichtsverfahren, die für ca. zehn bis 15 Prozent aller von 
uns ausgewerteten Beschlüsse (mit großen Schwankungen zwischen den einzelnen 
Jahrgängen) von den Erbgesundheitsobergerichten bestellt wurden. Bei sämtlichen Be-
schlüssen des Erbgesundheitsobergerichts, an denen Pette als externer Gutachter be-
teiligt war, gab seine Diagnose den Ausschlag für eine Annahme oder Ablehnung des 
Widerspruchs. Das gilt ausdrücklich auch für jene Fälle, in denen die drei Hauptverant-
wortlichen des Erbgesundheitsobergerichts bereits eine andere Entscheidung als Pette 
getroffen hatten, wie im Folgenden noch zu zeigen sein wird: Auch hier schloss sich 
das Gericht stets der Entscheidung des externen Gutachtens an. Pette hatte die Ent-
scheidung über Zwangssterilisationen also ganz in seiner Hand. 
Bei unserer Auswertung kamen zudem mehrere neue Beschlüsse zum Vorschein, in 
denen Pette als Gutachter (meist des Erbgesundheitsobergerichts, vereinzelt wohl auch 
des Erbgesundheitsgerichts)108 tätig war. Für 1934 finden sich nach Durchsicht aller 
Fälle insgesamt drei (statt der bislang bekannten zwei) Beschlüsse, in denen Pette als 
Gutachter wirkte. Davon bestätigte Pette in allen drei Fällen die Rechtmäßigkeit der 
Zwangssterilisation. 1935 finden sich ebenfalls drei Beschlüsse mit Gutachten Pettes 
(zwei seiner Diagnosen bestätigten die Sterilisationsforderungen), 1936 sogar sieben 
Beschlüsse (davon drei Bestätigungen der Sterilisationsforderung) sowie 1940 weitere 
drei Beschlüsse (keine Bestätigung). Bereits dieser Überblick zeichnet ein widersprüch-
liches Bild. Einerseits wird sichtbar, dass Pette keineswegs – wie nach 1945 behauptet 
– von der Gutachtertätigkeit ausgeschlossen wurde. Vielmehr war er noch im Jahr 1940 
mit Gutachten an Sterilisationsverfahren beteiligt. Auch legte Pette die Diagnose „Erbe-
pilepsie“ keineswegs stets möglichst eng aus, um „möglichst viele Anfallspatienten vor 
der Bedrohung durch die Sterilisation zu schützen“,109 wie Zülch 1965 behauptete. Der 
Kommentar zum GzVeN von Arthur Gütt, Ernst Rüdin und Falk Ruttke hatte festgelegt, 
dass Krankheitsverläufe von „traumatischer oder sonst wie exogener Natur“110 als nicht 
erblich galten, was Pette als Hamburger Spezialisten der Epilepsieforschung gegenüber 
dem Gericht große Entscheidungsspielräume eröffnete. Deutlich wird im Gesamtüber-
blick aber auch, dass Pette 1940 in allen drei Gutachten dem Widerspruch der Betroffe-
nen Recht gab, so dass er in diesem Jahr keine Sterilisation befürwortete. Zumindest 
1940 scheint Pette seinen Entscheidungsspielraum also zugunsten der Betroffenen 
ausgelegt zu haben. Da Pette noch 1947 öffentlich die Wiederaufnahme der Sterilisa-
tionsgesetze forderte und sich mit dieser Forderung an die „Spitze“ einer „Gruppe 

der Gesundheitsämter (mit entsprechender individueller Antragstellung auf Sperrfristverkürzung) und 
damit ein Arbeitsaufwand von mindestens mehreren Monaten notwendig, was den Arbeitsrahmen un-
seres Gutachtens überstiege. Angesichts der Befunde des EGA und unserer Ergebnisse halten wir die-
sen Aufwand indes auch nicht für gerechtfertigt. Mit Kriegsausbruch ging die Zahl der Verfahren in 
Hamburg deutlich zurück, bereits 1940 wurden „nur“ noch 163 Fällen dokumentiert. 
108 In den knappen Begründungen der Erbgesundheitsobergerichte wird begrifflich nicht immer genau 
zwischen „Gutachten“ (der Erbgesundheitsgerichte) und „Obergutachten“ (in Widerspruchs-Verfahren 
der Erbgesundheitsobergerichte) unterschieden. 
109 Zülch, Heinrich Pette, S. 135 
110 Zit. n. Martin u.a., Neurologie und Neurologen, S. 20. 
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deutscher Ärzte“ stellte,111 ist der von Pette retrospektiv behauptete „Boykott“, ge-
schweige denn ein öffentlicher Widerstand gegen das Gesetz gleichwohl schwer vor-
stellbar. In diesem Sinne bestätigen wir das Ergebnis des EGAs, dass Pette „kein Gegner 
des Erbgesetzes, sondern nur Gegner leichtfertig diagnostizierter erblicher Epilepsie“ 
(EGA, S. 7) war, und untermauern diesen Befund mit einer sehr viel breiteren Erhe-
bungsgrundlage. 
Allerdings werfen unsere Funde auch ein neues Licht auf Pettes Mitwirken am GzVeN. 
Bislang kamen Brinckmann, Schmiedebach und van den Bussche zu der Schlussfolge-
rung, dass Pette in Fällen der „Erbepilepsie“ eine genaue Diagnose gefordert und viele 
Fälle als nicht erblich diagnostiziert habe, was ja seiner wissenschaftlichen Überzeu-
gung entsprach (3.2). Von solchen Fällen abgesehen haben wir jedoch weitere Gutach-
ten gefunden, in denen Pette bei anderen Diagnosen als Epilepsie, nämlich „Schwach-
sinn“ und „Trunksucht“, eine Erblichkeit diagnostizierte und damit Sterilisationen be-
fürwortete.112 Obwohl der wissenschaftlich valide Nachweis der Erblichkeit dieser 
„Krankheiten“ selbst in zeitgenössischer Perspektive kritisch diskutiert wurde, scheute 
Pette in diesen Fällen nicht vor eindeutigen Diagnosen zurück, die eine Zwangssterili-
sation zur Folge hatten. 
Noch gravierender erscheinen uns vier Fälle, in denen Pette die Diagnose „Erblichkeit“ 
sogar gegen die Ansicht des Erbgesundheitsobergerichts durchsetzte und damit Steri-
lisationen befürwortete, die vom Gericht abgelehnt worden wären. Im ersten Fall hatte 
die 25jährige Charlotte T.113 im September 1935 dem Beschluss des Erbgesundheits-
gerichts auf Sterilisation wegen erblicher Epilepsie mit einem umfangreichen Schreiben 
widersprochen.114 T.s Brief war offenbar überzeugend. So hielt das Erbgesundheits-
obergericht die „Begründung des Schreibens [...] für beachtlich“115 und nahm das Ver-
fahren an sich. Obwohl Pette bei der Diagnose „Erbepilepsie“ eigentlich besondere 
Sorgfalt anmahnte und das Gericht selbst bereits Zweifel an der Diagnose deutlich ge-
macht hatte, schrieb er eine „eingehende Begründung [...], daß es sich bei Frl. T. um 
echte epileptische Anfälle vom genuinen Typ“ handele. Diesen „überzeugenden Aus-
führungen“ schloss sich das Gericht schließlich an, so dass der Widerspruch der 25jäh-
rigen gegen die Zwangssterilisation Anfang November 1935 abgelehnt wurde. 
Zur selben Zeit war das Erbgesundheitsobergericht in einem zweiten Fall unsicher bei 
einer Entscheidung des Erbgesundheitsgerichts, dieses Mal wegen der Diagnose „er-
blichen Schwachsinns“. Der 40jährige August v. H. hatte gegen diese Diagnose und 

111 StAHH 361-6, I 0319 Bd. 5, Hamburger Allgemeine Zeitung, Wieder Sterilisierung?, 19.09.1947. Auf 
diese Meldung weist bereits das EGA hin. 
112 Vgl. dazu u.a. die Gutachten Pettes über die Diagnose „Schwachsinn“ oder „Trunksucht“ in StAHH 
224-1, 11 Bd. 3, Beschluss des Erbgesundheitsobergerichts Wg. 515/35, 30.12.1935; StAHH 224-1, 11 
Bd. 4, Beschluss des Erbgesundheitsobergerichts, Wg 333/36, 26.06.1936; StAHH 224-1, 11 Bd. 4, Be-
schluss des Erbgesundheitsobergerichts Wg. 362/36, 19.11.1936; StAHH 224-1 Bd. 4, Beschluss des 
Erbgesundheitsobergerichts Wg. 453/36, 17.01.1938. 
113 Alle Nachnamen von Betroffenen der Zwangssterilisation wurden gemäß Antrag auf Schutzfristver-
kürzung beim Staatsarchiv Hamburg anonymisiert. 
114 Das Schreiben ist in den Akten nicht überliefert. 
115 StAHH 224-1, 11 Bd. 2, Beschluss des Erbgesundheitsobergerichts, Wg. 314/1935, 04.11.1935. Hier 
auch alle folgenden unbelegten Zitate. 
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gegen den Sterilisationsbeschluss Widerspruch eingelegt und war vom Erbgesund-
heitsobergericht daraufhin persönlich angehört worden. In dieser Anhörung hatte v. H. 
behauptet, dass seine Erkrankungen auf ein „organisches Leiden“ zurückzuführen 
seien. Auch hier war das Erbgesundheitsobergericht offenbar von den Ausführungen 
des Betroffenen überzeugt, machte es in seinem Beschluss doch „Zweifel“116 geltend, 
„ob die tatsächlich vorhandenen Schwachsinnserscheinungen wirklich angeboren 
sind“. Auch dieses Mal war Pette allerdings anderer Meinung: Sein Gutachten konsta-
tierte eindeutig einen „angeborenen Schwachsinn“, woraufhin der Sterilisationsbe-
schluss gültig blieb. 
Ein dritter Fall aus dem Jahr 1935 betraf wie bei Charlotte T. ebenfalls „erbliche Epilep-
sie“, also jene Diagnose, bei der Pette angeblich möglichst viele Betroffene hatte retten 
wollen. Im Falle des Erich G., zum Zeitpunkt der Verhandlungen 25 Jahre alt, hatte sogar 
schon die erste Instanz, das Erbgesundheitsgericht, erhebliche Zweifel am Befund des 
Amtsarztes erhoben und den Sterilisationsantrag von sich aus bereits abgelehnt, „weil 
es die Richtigkeit der Diagnose nicht als genügend gesichert erachtete.“ Gegen die 
Ablehnung des Sterilisationsantrags durch das Erbgesundheitsgericht hatte der antrag-
stellende Amtsarzt Beschwerde eingelegt, die nun das Erbgesundheitsobergericht be-
schäftigte. Dieses teilte offenbar die Zweifel des Erbgesundheitsgerichts, da es Herrn 
G. zu einer Anhörung einlud und anschließend von Pette ein Gutachten anforderte. 
Dessen Diagnose kam trotz der Zweifel beider Gerichte und dem Widerspruch des Be-
troffenen zur eindeutigen Schlussfolgerung, „daß genuine Epilepsie“ vorliege, so dass 
der Sterilisationsbeschluss gültig wurde. 
Ein Jahr später, Ende 1936, kam es zu einem vierten, besonders problematischen Fall. 
Der 29jährige Robert Carl R. hatte dem Beschluss des Erbgesundheitsgerichts und der 
Diagnose „erblicher Schwachsinn“ widersprochen, da er als Sechsjähriger eine schwere 
Schädelverletzung erlitten habe.117 Im Gespräch mit dem Erbgesundheitsobergericht 
machte R. einen „normalen“ Eindruck, so dass für das Gericht „schwere Intelligenzde-
fekte nicht zu erkennen waren“ und Pette als externer Gutachter bestellt wurde. Dieser 
kam indes zu dem eindeutigen Befund, „daß doch echter Schwachsinn“ vorliege, ob-
wohl sogar der Intelligenztest „allein Schwachsinn nicht überzeugend“ nachgewiesen 
habe, wie Pette selbst einräumen musste. Er führte daher das mangelhafte Argumen-
tations- und Reflexionsvermögen von R. als Beweis für „erblichen Schwachsinn“ an. 
Demnach zeigte „sich neben einer Hilflosigkeit gegenüber begrifflich abstrakten Din-
gen und rechnerischen Anforderungen vor allem auch eine Schwäche der Urteilsbil-
dung und Mangel an Kritik gegenüber dem eigenen Verhalten.“ Obgleich alle drei Mit-
glieder des Erbgesundheitsobergerichts (Horstkotte, Löffler und Schröder) die Diag-
nose „erblicher Schwachsinn“ zuvor bezweifelt hatten, schlossen sie sich nun dem Gut-
achten Pettes und damit dem Sterilisationsantrag an. 
Zusammengefasst kommt unsere Untersuchung zu fünf wesentlichen Ergebnissen. Ers-
tens kann von einem nach 1945 behaupteten „Boykott“ Pettes als Gutachter in Verfah-
ren des „Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ nicht die Rede sein. In allen 

116 StAHH 224-1, 11 Bd. 3, Beschluss des Erbgesundheitsobergerichts, Wg. 515/35, 20.12.1935. 
117 StAHH, 224-1, 11, Bd. 4, Beschluss des Erbgesundheitsobergerichts, Wg. 362/36, 19.11.1936. 
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von uns untersuchten Jahrgängen bis einschließlich 1940 können wir eindeutig Verfah-
ren mit Beteiligung Pettes nachweisen. Pette hat also auch in diesem Punkt nach 1945 
nachweislich die Unwahrheit behauptet. Zweitens finden sich für die ebenfalls nach 
1945 behauptete besonders kritische Diagnose der „Erbepilepsie“ zugunsten der Be-
troffenen bis einschließlich 1936 keinerlei Belege. Allerdings legte Pette drittens diese 
Kriterien zumindest im Jahr 1940 zugunsten Betroffener aus, was für eine Wandlung 
seiner Einstellung sprechen könnte. Viertens traf Pette selbst bei Diagnosen Entschei-
dungen für Sterilisationen, die rein gar nichts mit „erblicher Epilepsie“ – und damit mit 
seinem hauptsächlichen Arbeitsfeld – zu tun hatten. Und fünftens hätte Pette wenigs-
tens in jenen Fällen eine Sterilisation leicht verhindern können, in denen das Gericht 
selbst (in einem Fall sogar beide Instanzen) bereits im Vorfeld ernste Zweifel an der 
Diagnose für Sterilisationen geäußert hatte. Ohne erkennbaren Druck oder andere An-
reize entschied Pette dennoch anders – und damit gegen die Interessen der Betroffe-
nen. Insofern entspricht auch die nach 1945 kolportierte Behauptung, Pette habe sei-
nen Entscheidungsspielraum stets zugunsten der Betroffenen genutzt, nachweislich 
nicht der Wahrheit. 

*** 

Unsere Ergebnisse zu Pettes Beteiligung an Erbgesundheitsverfahren werden mittler-
weile von neuen Forschungen durch Philipp Osten erhärtet. Nach Abschluss unseres 
Gutachtens wurde am Hamburger Staatsarchiv ein Projekt abgeschlossen, dass eine 
datenbankbasierte – und damit deutlich einfachere – Erfassung von Antragstellern und 
Gutachtern aus ungefähr einem Drittel aller Erbgesundheitsverfahren ermöglicht: Im 
Herbst 2019 waren von insgesamt ca. 16.000 Verfahren um die 5.000 Verfahren in einer 
Datenbank eingearbeitet und damit per Stichwortsuche im Staatsarchiv recherchierbar. 
Waren für Brinckmann, Schmiedebach und uns bislang aus den erläuterten arbeitsöko-
nomischen Gründen nur die in unseren Gutachten ausgewerteten Verfahren der Er-
bobergesundheitsgerichte auswertbar, konnte Osten im Herbst 2019 im Staatsarchiv 
Hamburg nun auch Beteiligungen Pettes in ca. einem Drittel aller Verfahren der unteren 
Instanz, der Erbgesundheitsgerichte recherchieren. Osten hat Thießen im Dezember 
2019 sowohl eine Auflistung der von ihm ermittelten Verfahren als auch eine schriftli-
che Einschätzung zur Rolle Pettes in Erbgesundheitsverfahren vorgelegt, die zu folgen-
dem Fazit kommt: „Die Erbgesundheitsgerichtsgutachten belasten Pette. In einigen Fäl-
len spricht er sich aus wissenschaftlichen Gründen gegen Sterilisierungen aus, in ande-
ren ist er Motor der zu Zwangssterilisierungen führenden Verfahren. Pette war nur sel-
ten Gutachter in Erbgesundheitsverfahren. Der Anteil der von ihm ausgesprochenen 
Befürwortungen von Zwangssterilisationen ist ausgesprochen hoch.“118 

Im Einzelnen konnte Osten aus den 5.000 erfassten Verfahren 15 Fälle ermitteln, in 
denen Pette als Gutachter diente. In sieben dieser Fälle (46,7%) sprach Pette sich für, in 
acht gegen eine Sterilisierung aus.119 Erhellend ist in diesem Zusammenhang Ostens 

118 Mail von Philipp Osten an Heiner Fangerau und Malte Thießen, 17.12.2019. 
119 Vgl. auch Anlage „Exzerpte aus Erbgesundheitsgutachten von Heinrich Pette im Bestand 352-11 des 
Hamburger Staatsarchivs“ in der o.g. Mail von Osten, 17.12.2019. 
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Vergleich dieser Fälle mit denen des Hamburger Psychiaters Hans Bürger-Prinz. Der 
Psychiater galt bekanntermaßen als entschiedener Befürworter des GzVeN. Von den 
5.000 im Staatsarchiv erfassten Fällen sind 84 Bürger-Prinz zuzuordnen, in 30 dieser 
Verfahren (35,7%) sprach sich Bürger-Prinz für eine Sterilisierung aus. Pettes Anteil an 
Verfahren, in denen er sich für Sterilisationen ausspricht, liegt damit höher als der von 
Bürger-Prinz. Pette argumentierte in einigen Gutachten laut Osten auf „dem wissen-
schaftlichen Stand der Zeit“, in anderen Fällen hingegen befürwortete Pette trotz um-
strittener Diagnosen eine Sterilisation, so z.B. „entgegen der Bitte der Ehefrau“ bei ei-
nem „Patienten, der ein Alkoholdelirium durchlebt hatte“. Auch diese Befunde decken 
sich mit den von uns oben dargestellten Ergebnissen aus den Erbobergesundheitsge-
richtsverfahren. 
Ob in Zukunft eine vollständige Aufarbeitung aller Hamburger Erbgesundheitsgerichts-
verfahren mit einer Beteiligung Pettes möglich und sinnvoll ist, sollte das HPI in Ab-
sprache mit dem Hamburger Staatsarchiv entscheiden. Die bislang von Brinckman, Os-
ten, Schildt, Schmiedebach und Thießen ausgewerteten Quellen kommen gleichwohl 
allesamt unabhängig voneinander zu dem gemeinsamen Ergebnis, das weder ein nach 
1945 behaupteter „Boykott“ noch ein konsequentes Eintreten Pettes für Betroffene von 
Sterilisationsverfahren festzustellen ist. Vielmehr urteilte Pette in verhältnismäßig vielen 
Fällen für eine Sterilisation, mitunter auf eigene Initiative (in Erbgesundheitsgerichts-
verfahren) und in einzelnen Fällen sogar gegen das Urteil von Kollegen, die Sterilisati-
onen abgelehnt hatten. 
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5. Wissenschaftler im Weltkrieg: Annäherungen an 
Pettes Selbstverständnis 

Für eine Untersuchung der Rolle Heinrich Pettes in der NS-Zeit fehlen trotz insgesamt
guter archivalischer Überlieferung wichtige Quellen: Private Zeugnisse wie Tagebücher, 
persönliche Berichte oder sonstige Aufzeichnungen sind im Nachlass kaum vorhanden. 
Ergänzende Hinweise bietet daher eine Auswertung des Briefwechsels zwischen Hein-
rich und Edith aus den Jahren 1939 bis 1945, der zumindest in Teilen überliefert worden 
ist. Heinrich Pettes Briefe liegen für die Zeit von 1940 bis 1945, jene von Edith Pette für 
die Jahre zwischen 1939 und 1943 vor. 
Der Quellenwert dieser Briefe sollte indes nicht überschätzt werden. Obwohl Briefe auf 
den ersten Blick einen direkten Einblick in das Privatleben versprechen, ist bei genaue-
rer Betrachtung Vorsicht geboten. In der Selbstzeugnis- und Biografieforschung be-
steht seit Langem Einigkeit, dass Briefe, Tagebücher und persönliche Aufzeichnungen 
keinen unmittelbaren Zugriff auf „authentische“ Erfahrungen eröffnen. Vielmehr sind 
diese Quellen immer auch Selbstdarstellungen, die häufig strategische Ziele zur per-
sönlichen Rechtfertigungen oder Überzeugung des Adressaten und Dritter verfol-
gen.120 Von diesen Einschränkungen abgesehen gelten für Briefe in Zeiten des „Dritten 
Reichs“ noch einmal spezifische Rahmenbedingungen. Obgleich die Zensur in erster 
Linie die „Feldpost“ betraf und nur ein verschwindend geringer Anteil privater Brief-
wechsel staatspolizeilich untersucht wurde, war im „Dritten Reich“ bei vielen Absendern 
das Misstrauen vor einem Mitlesen Dritter groß. Im Schriftwechsel zwischen Heinrich 
und Edith Pette wird dieses Misstrauen an einzelnen Andeutungen zu Entwicklungen 
deutlich, über die man lieber noch einmal in Ruhe sprechen solle. 
Eine Lektüre des Schriftwechsels zwischen Heinrich und Edith Pette kann also nicht den 
Anspruch erheben, einen „authentischen“ Einblick in Heinrich Pettes Verständnis oder 
Verhalten während der NS-Zeit offen zu legen. Zumindest aber kann die Auswertung 
zeitgenössische Selbstdeutungen der Briefschreiber zu Tage fördern und aufzeigen, 
was zwischen Heinrich und Edith Pette als sagbar galt bzw. was als gemeinsames Wis-
sen geteilt wurde. Damit legt die Auswertung der Briefe eine weitere Grundlage für die 
im nächsten Kapitel folgende Untersuchung der Nachkriegszeit (6.). Insbesondere die 
Briefe Heinrich Pettes in der Zeit um das Kriegsende, in der Heinrich und Edith Pette 
keine Zensur oder gar polizeiliche Konsequenzen zu befürchten hatten, sind als Quelle 
für Pettes Auseinandersetzung mit der NS-Zeit von hoher Relevanz, so dass einige von 
ihnen im Anschlusskapitel (6.) noch einmal herangezogen werden. 
Im Gesamtüberblich und Vergleich beider Briefschreibenden schlägt Edith Pette in den 
Schreiben an ihren Mann durchweg kritischere Töne an als Heinrich Pette. Skepsis, mit-
unter sogar Kritik ist in ihren Briefen sowohl in Bezug auf politische Entwicklungen als 
auch gegenüber einzelnen Kollegen Heinrich Pettes zu hören bzw. zu lesen. Hervorzu-
heben ist in diesem Zusammenhang Edith Pettes Kommentar zum Sieg über Frankreich 

120 Vgl. Thomas Etzemüller, Biographien, Frankfurt/Main 2012, v.a. S. 62-72 sowie die Beiträge in Clau-
dia von Ulbrich/Hans Medick/Angelika Schaser (Hrsg.), Selbstzeugnis und Person. Transkulturelle Per-
spektiven, Köln 2012. 
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im Juni 1940. Während dieses Ereignis bei einem Großteil der Deutschen – selbst bei 
vielen vormaligen Kritikern des Regimes – für wahre Begeisterungsstürme sorgte, 
spricht Edith Pettes Brief von einer geradezu pazifistischen Einstellung: 

„Die Nachricht heute von der Kapitulation Frankreichs ist für mich gleichbedeutend 
mit dem wirklichen Sieg, wenn man den Sieg einer Erlösung gleichsetzt. Es ist nicht 
das Spinnergefühl des unbesiegbaren Volkes[,] das mich berauscht, sondern nur 
das Gefühl, dass dieses furchtbare Morden ein Ende hat. Denn dass es sinnlos, ab-
solut sinnlos war, ist ja wohl auch der Gedanke der Soldaten vorn, die von nichts 
anderem als der Pflicht reden.“121 

Auch für ihre Auseinandersetzung mit einigen Kollegen ihres Mannes lässt es Edith 
Pette nicht an deutlichen Worten fehlen. So würzt sie Ihre Kritik an Schaltenbrands 
Forschungen in einem Brief von 1941 mit allgemeinen Aussagen zum Stand der deut-
schen Forschung: „Nun ja, es gibt eben keine deutsche Wissenschaft mehr, höchstes 
mehr oder minder gute schizoide Phantasten. So was wäre früher ausgepfiffen worden. 
Die Juden scheinen die gesamte deutsche Kritikfähigkeit nach Amerika mitgenommen 
zu haben!“122 

Wird bei Edith Pette also eine kritische Haltung gegenüber politischen und militäri-
schen Entwicklungen deutlich, ist in Heinrich Pettes Briefen dergleichen fast gar nicht 
zu bemerken. Dass Edith Pette in mehreren Briefen wiederholt behauptet, ihr Mann 
habe einen „optimistischeren“ Blick auf die Dinge, betont diesen Gesamteindruck. Auch 
Heinrich Pette schreibt mehrfach, dass er den Pessimismus seiner Frau über die militä-
risch schwierige Lage nicht teile. Eine Sichtung der Briefe Heinrich Pettes scheint daher 
zunächst einmal seine bereits zitierte Selbstdarstellung vom August 1946 zu bestäti-
gen. In mehreren Briefen beschreibt Pette sich explizit als „unpolitisch“. „Nur nicht Po-
litik machen“, erklärt Heinrich Pette z.B. am 29. Juni 1940 seiner Frau, „das zermürbt 
irgendwie und ist unproduktiv, solang man selbst nicht berufen ist[,] Verantwortung zu 
tragen“.123 Wie in diesem Satz begründet Pette seine Politikabstinenz oft mit „Sorgen“ 
und „Gedanken“ über gegenwärtige Entwicklungen.124 Im eben zitierten Brief schlägt 
sich das beispielsweise in einer fatalistischen Bemerkung nieder: „Was hat es denn für 
Zweck, daß wir uns den Kopf zerbrechen wie alles dereinst mal wird“. Etwas später wirft 
Pette gar eine ganz grundsätzliche Frage auf: „Wie wird das Leben weitergehen?“ Da 
er derartige Gedanken in seinen Briefen nur selten ausführt, könnte man aus heutiger 
Sicht vermuten, dass sich hier eine unbestimmt bleibende Kritik am NS-Regime wider-
spiegle. Nach unserer Auswertung des gesamten Quellenkorpus von 1940 bis 1945 er-
scheint indes die Vermutung plausibler, dass Pettes Sorgen sich vorwiegend auf mili-
tärische und außenpolitische Entwicklungen bezogen. Angesichts der zunehmend be-
drohlichen Lage, insbesondere im bombenbedrohten und ab 1943 schwer zerstörten 

121 Brief Edith an Heinrich Pette, 17.06.1940. 
122 Brief Edith an Heinrich Pette, 17.10.1941. 
123 Brief Heinrich an Edith Pette, 29.06.1940. 
124 Vgl. u.a. den Brief Heinrich an Edith Pette vom 21.08.1940. 
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Hamburg, sind diese Sorgen ja mehr als nachvollziehbar.125 Dazu passt ein weiteres 
Zitat aus dem eben genannten Brief, das Pettes Sorgen konkretisiert: 

„Wie wird das Leben weitergehen? So fragen wir uns beide – und doch wie gut, 
daß wir es nicht wissen. Gewiß wir wandelten in den letzten Jahren auf der Höhe 
des Lebens, wir waren innerlich und äußerlich soweit man das sagen darf doch zu-
frieden. Unser aller Geschick ist heute unwiderleglich mit dem großen Geschick un-
serer Nation verbunden. Gebe Gott[,] daß alles zu einem guten Ende kommt.“126 

Betrachtet man Briefe wie diesen als Ganzes, wird deutlich, dass „Politik“, „Sorgen“ und 
„das große Geschick“ von Pette fast immer mit dem Krieg gleichgesetzt werden. Dass 
Edith und Heinrich Pette im eben zitierten Schreiben von 1940 zudem sogar seit meh-
reren Jahren auf der „Höhe des Lebens“ wandelten und sowohl „innerlich“ wie „äußer-
lich“ Zufriedenheit spürten, wie Pette hervorhebt, spricht einmal mehr gegen jegliche 
Konflikte mit dem Regime oder gar eine Widerstandshaltung nach dem „Röhmputsch“, 
die nach 1945 von Pette behauptet wurde. Die „große Politik“ und die „Sorgen“, das 
sind für Heinrich Pette zuallererst militärische Entwicklungen. Da Pette seit Kriegsbe-
ginn als beratender Neurologe der Marine fungierte, sind diese Sorgen einmal mehr 
nachvollziehbar. So beschreibt er auf Reisen ins besetzte Nordfrankreich die Zerstö-
rungen Dünkirchens durch Artilleriebeschuss als besonders abschreckendes Beispiel: 
„Der Krieg ist grausam, wir alle stehen hier auf feindlichem Boden ganz in seinem 
Banne. Aber Dünkirchen steht voran.“127 Auch die 1940 einsetzenden britischen Luft-
angriffe, die zuerst norddeutsche Städte trafen und in der deutschen Öffentlichkeit bald 
für Bestürzung sorgten, beförderten Pettes Sorgen. Dass er in Hamburg mit Wein und 
Medikamenten Schlaf im Luftschutzkeller suchte, wie er schreibt, unterstreicht wach-
sende Sorgen an der „Heimatfront“. Bereits Ende August 1940 berichtet Pette seiner 
Frau, dass er mittlerweile wohl den 60. Fliegeralarm erlebt habe.128 

Auch in anderen Abschnitten wird deutlich, dass Pette sich trotz solcher Sorgen kei-
nesfalls gegen das Regime stellte, im Gegenteil: Das „gute Ende“, das Pette im oben 
zitierten Brief angesichts seiner Sorgen herbeisehnte, war ein „gutes Ende“ im Sinne 
eines deutschen Sieges. „Gebe Gott, daß alles gut wird“129, lautete im September 1940 
ein Stoßseufzer angesichts der von Pette vermuteten deutschen Invasion in Großbri-
tannien, für die Pette folglich das Beste wünschte. Wenn englische Flieger Hamburger 
seltener heimsuchten, gab sich Pette in seiner Stimmung wieder „durchaus gut u. zu-
versichtlich“, wie überhaupt „wir […] hier oben“, gemeint ist die Bevölkerung in Nord-
deutschland, „sehr zuversichtlich, im ganzen sehr abgeklärt“ seien.130 Einige Wochen 
später betonte Pette ein weiteres Mal, „daß die Haltung der Bevölkerung fabelhaft 
ist.“131 

125 Insbesondere Edith Pettes Briefe sind voller Sorge vor der Bedrohung Hamburgs durch Bomberver-
bände, so dass sie Heinrich bereits vor den schweren Angriffen vom Juli/August 1943 mehrfach bittet, 
aus Hamburg nach Garmisch-Partenkirchen zu wechseln. 
126 Alle Zitate in Brief an Edith Pette, 29.06.1940. 
127 Brief an Edith Pette, 31.10.1940, morgens. 
128 Brief an Edith Pette, 29.08.1940. 
129 Brief an Edith Pette, 12.09.1940. 
130 Brief an Edith Pette, 18.08.1940. 
131 Brief an Edith Pette, 12.09.1940. 
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Während Pettes Briefe nach der Verschärfung der Kriegslage 1942/43 noch erstaunlich 
gelassen klingen,132 nehmen seine Sorgen im letzten Kriegsjahr erheblich zu. Dass im 
Jahr 1944 die am 9. November übliche Ansprache Adolf Hitlers ausfiel, kommentiert 
Pette wie folgt: „Sehr vermißt haben wir alle des Führers Rede.“133 Ob diese Bemerkung 
ironisch gemeint war, wie Dirk Pette behauptet, bleibt angesichts des Tenors in Hein-
rich Pettes Briefen und der zeitgenössischen Stimmung fraglich. Tatsächlich wurde die 
im Jahr 1944 erstmalige Absage der alljährlichen Rede Adolf Hitlers zum „Hitlerputsch“ 
von einem Großteil der Deutschen mit Sorge kommentiert und zwar nicht aus „Führer-
begeisterung“, sondern als Anzeichen, dass es mit der staatlichen und militärischen 
Selbstbehauptung Deutschlands endgültig vorbei sei. Insbesondere in mehreren Brie-
fen des letzten Kriegsjahres schlägt sich bei Pette eine fatalistische Stimmung vieler 
Hamburger nieder, die nach der Zerstörung Hamburgs im Sommer 1943 keinen Sinn 
in blutigen Endkämpfen sahen. Als im Frühjahr 1945 im gesamten Deutschen Reich 
„Volkssturm“-Verbände ausgehoben werden sollten, klingt Pette bestürzt, hatte er 
doch das familiäre Schicksal unmittelbar vor Augen: „Soll Jan tatsächlich Soldat werden, 
wie es der heutige Aufruf des Jahrgangs 1929 vorsieht? – Das arme Kind! Ich würde 
alles daran setzen zu [Euch nach Partenkirchen zu] kommen wenn ich wüßte, daß Jan 
fortmuß.“134 

Entsprechend erleichtert gibt sich Pette in seinem Brief, im Übrigen wie ein Großteil der 
Hamburger, über die kampflose Übergabe der Hansestadt durch den Gauleiter Karl 
Kaufmann am 3. Mai 1945.135 Darüber hinaus konnte er bereits wenige Tage später 
dem Kriegsende sogar etwas Gutes abgewinnen: „So traurig es klingt, so haben wir 
doch alle die Überzeugung gewonnen, daß die intensive Besetzung Deutschlands in 
den Zeiten allerhöchster Not ein Glück war. Ruhe und Ordnung bleiben gewahrt“.136 

Einige Tage später fügte Pette hinzu: 
„Ich meine fast, daß es für das deutsche Volk – für kommende Zeiten – so traurig 
es ist und klingen mag, gut war, daß der Krieg auf diese Weise seinen Abschluß 
fand. Auch der einfache Mann im Volk erkennt heute die Struktur der Männer, von 
denen er geführt wurde. Einer Legendenbildung ist wohl definitiv die Spitze abge-
brochen.“137 

Diese Bemerkungen spiegeln keine Begeisterung über eine „Befreiung“ durch die Alli-
ierten wider, von der im Mai 1945 in Hamburg aber ohnehin nur eine verschwindend 
geringe Minderheit sprach. Eher stehen sie für einen Pragmatismus, mit dem Pette sich 
von den – in Hamburg allerdings ebenso seltenen – Endkampf-Fanatikern abhob. Dar-

132 Vgl. u.a. Brief an Edith Pette, 30.10.1944. 
133 Brief an Edith Pette, 09.11.1944. 
134 Brief an Edith Pette, 01.03.1945. Pettes Familie war während des Krieges überwiegend im Ferienhaus 
in Garmisch-Partenkirchen untergebracht. 
135 Brief an Edith Pette, 08.05.1945. Zu zeitgenössischen Erfahrungen der Hamburger während des 
Kriegsendes vgl. Thießen, Eingebrannt, S. 95-108. 
136 Brief an Edith Pette, 11.05.1945. 
137 Brief an Edith Pette, 20.05.1945. 
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über hinaus deuten sie ein – zu dieser Zeit noch keineswegs selbstverständliches – Re-
flexionsvermögen an, dass die „Niederlage“ letztlich eine notwendige Voraussetzung 
für einen Neuanfang war. 
Bringt man all diese Eindrücke auf den Punkt, lässt sich Pette zwar nicht als „Oppositi-
oneller“ oder Regimegegner bezeichnen. Schließlich finden sich für alle nach 1945 ge-
äußerten Behauptungen öffentlicher Systemkritik – z.B. ein „Boykott“ des „Gesetzes zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses“, die Kritik am Film „Ich klage an“, der Kampf ge-
gen die „Euthanasie“ oder die Unterstützung des 20. Juli – in dem gesamten Schrift-
wechsel – und zwar selbst in der zensurfreien Zeit nach Kriegsende – weder von Hein-
rich Pette noch von seiner Frau irgendwelche Hinweise. Dieses Ergebnis ist insofern 
auffällig, weil Pette von anderen Sorgen wie vor dem Einzug seines Sohnes zum „Volks-
sturm“ oder vom „Pessimismus“ seiner Frau über den Kriegsverlauf ganz offen schreibt, 
obgleich diese Schilderungen im Falle einer Zensur ja ebenfalls als „Defaitismus“ hätten 
gelten können. Dass Pette in seinen Briefen erst mit Beginn der „Entnazifizierung“ an-
fängt, seine Widerstandshandlungen seiner eigenen Frau zu „erklären“ (6.1), wirkt da-
her wie der Versuch einer entlastenden Selbstverständigung, wie wir im Folgenden zei-
gen werden. 
Allerdings lässt sich Pette nach Lektüre seiner Briefe ebenso wenig als glühender Par-
teigänger charakterisieren. Selbst wenn in einigen Briefen Zusammentreffen mit NS-
Größen wiedem Hamburger Gauleiter Karl Kaufmann oder dessen Staatssekretär Georg 
Ahrens genannt werden,138 spielen nicht innen- geschweige denn parteipolitische Ent-
wicklungen, sondern der Krieg die Hauptrolle im Schriftwechsel. Auch in dieser Hinsicht 
steht Pette als eher „typischer“ Fall dar: Seine Sorgen vor dem Kriegsverlauf teilte so-
wohl im Jahr 1939 als auch seit der „Kriegswende“ 1942/43 die Mehrheit der Deut-
schen. Und auch Pettes Hoffnungen auf einen schnellen „Endsieg“ nach der Niederlage 
Frankreichs im Jahr 1940 waren in allen Milieus verbreitet und daher nicht zwangsläufig 
Ausdruck fanatischer „Führertreue“. 

138 Brief an Edith Pette, 13.01.1941. 
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6. Pettes Umgang mit der NS-Zeit nach 1945 

Die Unterlagen zu Heinrich Pettes Entnazifizierungsverfahren legen für eine biografi-
sche Einordnung in die NS-Zeit die breiteste Basis. Zum einen bietet Pette mit seinen 
Entlastungsargumenten wesentliche Ansatzpunkte für die Gliederung unseres Gutach-
tens, leiten sich die bisherigen Kapitel doch nicht zuletzt aus den Schwerpunkten des 
Verfahrens ab. Zum anderen prägt Pettes Selbstdarstellung nach 1945 sein Bild bis 
heute, fanden und finden sich Spuren der Entlastungsargumente in Nachrufen und wis-
senschaftlichen Artikeln. Schon aus diesem Grund reicht es selbstverständlich nicht aus, 
Pettes Auseinandersetzung mit der NS-Zeit auf den Abschluss des Entnazifizierungs-
verfahrens im Jahr 1949 zu reduzieren, wie es Firnhaber u.a. vorgezogen haben. Wichtig 
ist vielmehr eine Betrachtung des mehrjährigen Verlaufs des Verfahrens als langfristi-
gen Prozess, in dem sich Pettes Umgang mit dem Nationalsozialismus und seine 
Selbstdarstellung sukzessive wandelte. 
Zusammengefasst lässt sich dieser Prozess in vier Phasen beschreiben, mit denen sich 
auch dieses Kapitel gliedert. In den ersten Tagen und Wochen nach Kriegsende ging 
Pette noch von einer „Belastung“ durch britische Besatzungsbehörden aus und sah sei-
ner Entlassung vergleichsweise nüchtern ins Auge (6.1). Seit 1946 sammelte Pette zwar 
systematisch Entlastungsargumente und -zeugnisse. Da die Entnazifizierungsverfahren 
nicht – wie in der Rechtsprechung üblich – von der Unschuld des Betroffenen ausgin-
gen, sondern diese ihre Unschuld vor den Spruchkammern nachweisen mussten, war 
das Sammeln möglichst vieler „Persilscheine“ in dieser Zeit gängige Praxis.139 Gleich-
wohl relativierte Pette zu diesem Zeitpunkt seine Kritik am Regime noch und räumte 
gewisse Affinitäten zur NS-Gesundheitspolitik sogar explizit ein (6.2). Pettes Wider-
spruch gegen seine Einstufung in Kategorie IV im Sommer 1948 markiert eine dritte 
Entwicklungsstufe der Selbstdarstellung. Von nun an stilisierte sich Pette zum „Oppo-
sitionellen“, der spätestens 1934 gegen das NS-Regime aufbegehrt habe (6.3). Pettes 
pathetische Aussage im Untersuchungsausschuss zur „Heyde/Sawade-Affäre“ Anfang 
der 1960er Jahre bot nicht nur wegen des Tonfalls eine weitere Steigerung dieser ent-
lastenden Selbstdarstellung. Auch wegen des großen zeitlichen Abstands von fast zwei 
Jahrzehnten erklärte sich Pette nun ganz zu einem „Widerstandkämpfer“, ja zum Vor-
kämpfer gegen die „Euthanasie“, der diese quasi im Alleingang gestoppt habe (6.4). 
Wir beschreiben diesen vierstufigen Prozess als eine „kumulative Heroisierung“140: In 
seiner Auseinandersetzung mit der NS-Zeit verwandelte sich Pette sukzessive vom Mit-
läufer zum Widerstandskämpfer, was sich sowohl mit unterschiedlichen Kontexten und 

139 Peter Reichel, Vergangenheitsbewältigung in Deutschland. Die Auseinandersetzung mit der NS-Dik-
tatur von 1945 bis heute, München 2001, S. 34. Vgl. als Überblick u.a. Irmtrud Wojak, Entnazifizierung. 
Geschichte und Interessen, München 2014; Clemens Vollnhals/Thomas Schlemmer (Hrsg.), Entnazifizie-
rung. Politische Säuberung und Rehabilitierung in den vier Besatzungszonen 1945-1949, München 
1991. Als Hamburger Fallstudie vgl. zuletzt Jessica Erdelmann, „Persilscheine“ aus der Druckerpresse? 
Die Hamburger Medienberichterstattung über Entnazifizierung und Internierung in der britischen Be-
satzungszone, München 2016. 
140 Sabine Moller, Karoline Tschuggnall und Harald Welzer haben diesen Begriff für ihre Untersuchung 
von Familiengesprächen über die NS-Zeit geprägt. Demnach werde die NS-Zeit dank eines jahrelangen 
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Zielen seiner persönlichen Entlastungsstrategie im Speziellen als auch mit dem Wandel 
der bundesdeutschen „Vergangenheitsbewältigung“ im Allgemeinen erklärt, wie wir im 
Folgenden aufzeigen. 

6.1 Bilanzen nach Kriegsende 

Knapp zwei Wochen nach Kriegsende zog Heinrich Pette in einem Brief an seine Ehe-
frau eine persönliche Bilanz unter die NS-Zeit. Da die Bilanz zu diesem Zeitpunkt noch 
vergleichsweise selbstkritisch ausfällt, lohnt eine Wiedergabe der gesamten Passage: 

„Ich habe in den letzten Tagen wiederholt gesagt, daß Du eine von den wenigen 
meines engeren Bekanntenkreise seist, die seit etwa 1934, etwa ab der Röhmaffäre
Haltung gewahrt habest. Du bist Deiner Einstellung mit Überzeugung und Mut treu 
geblieben. Wenn ich nicht immer jedenfalls in den ersten Jahren nach dem Um-
bruch Dir restlos gefolgt bin, so mag dies einmal an meiner Konstitution gelegen 
haben, insofern ich leichter zum Kompromiss neigend als Du, zeitweise geglaubt 
hatte, daß durch unsere Mitarbeit das Steuer der Regierung in andere Richtung 
geworfen werden könnte, sodann aber auch weil es für einen Mann in verantwort-
licher Stellung unmöglich war gegen den Strom zu schwimmen. Noch in Köln 1938 
nach dem Zusammentreffen der großen Staatsmänner in München gab ich mich 
der Hoffnung hin, daß sich manches ändern würde und daß wir in ein ruhiges ge-
mäßigtes Fahrwasser kommen würden. Erinnerst Du Dich noch an unseren Aufent-
halt in Godesberg bei Dreesen, als wir abends vom Drachenfels kamen und es hieß, 
daß der Frieden gesichert sei? Heute wissen wir, daß alles Lug und Trug war.“141 

Im Grunde charakterisierte Pette sich in diesem Brief als Mitläufer, der sowohl für seine 
berufliche Karriere als auch wegen seiner Hoffnung zu „Kompromissen“ bereit war. 
Seine Sorgen konzentrieren sich zudem wie im Briefwechsel der Jahre zuvor (5.) allein 
auf den Krieg, wie hier an seiner Schilderung des „Münchener Abkommens“ deutlich 
wird. Dass das Jahr 1938 wegen dieses Abkommens als Zäsur genannt wird, ist auch 
mit Blick auf Äußerungen Pettes im weiteren Verlauf des Entnazifizierungsverfahrens 
äußerst bemerkenswert: Von den „Novemberpogromen“ in diesem Jahr 1938, die nach 
späteren Selbstaussagen seine kritische Haltung befördert hätten,142 ist hier nicht ein-
mal die Rede. Auch andere Entwicklungen im „Dritten Reich“, gegen die Pette sich nach 
späteren Selbstdarstellungen spätestens ab 1934 kritisch gewendet habe, werden hier 
nicht einmal angedeutet. Beim „ruhigen Fahrwasser“ geht es ihm folglich um „Frieden“, 
wie Pette explizit schreibt, aber keineswegs um innen- oder gesundheitspolitische Ent-
wicklungen, geschweige denn um die alltägliche Ausgrenzung, Verfolgung und begin-
nende Vernichtung „politisch“ Andersdenkender und „rassisch“ Verfolgter, die Pette 
erst später herausstellt (6.3). 

kommunikativen Austausches oft als Widerstands- und Heldengeschichte tradiert. Vgl. Harald Welzer, 
Kumulative Heroisierung. Nationalsozialismus und Krieg im Gespräch zwischen den Generationen, in: 
Mittelweg 36 10 (2001), S. 57-73; Harald Welzer/Sabine Moller/Karoline Tschuggnall, „Opa war kein 
Nazi“. Nationalsozialismus und Holocaust im Familiengedächtnis, Frankfurt/Main 2002, S. 62-67. 
141 Brief an Edith Pette, 20.05.1945. 
142 StAHH, 221-11, ED 4194, Einspruch Pettes gegen den Beschluss des Entnazifizierungsausschusses, 
ohne Datum. 
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Diese Passage ist aus drei Gründen von zentraler Bedeutung. Erstens unterstreicht sie 
noch einmal das Ergebnis unseres Kapitels zum Schriftwechsel zwischen 1940 bis 1945 
(5.), dass nicht die NS-Politik im engeren Sinne, sondern der Krieg den Bezugspunkt für 
Pettes Auseinandersetzung mit dem „Dritten Reich“ bildet. Zweitens nennt Pette als 
Beleg für seinen besorgten Blick auf die Außenpolitik in dieser Passage „Köln“ und da-
mit ausgerechnet jenen GDNP-Kongress, auf dem Pette sich mit einer besonders en-
thusiastischen Ergebenheitsadresse an den „Führer“ gewandt hatte (s. 3.2). Für die fol-
gende Untersuchung der Entnazifizierung Pettes ist drittens von Bedeutung, dass die-
ser Brief – ebenso wie alle weiteren Briefe – nicht den winzigsten Hinweis auf „andere“ 
Entwicklungen enthält, gegen die Pette sich nach späteren Selbstdarstellungen im 
„Dritten Reich“ gestellt haben will: Von Zwangssterilisationen oder von der „Euthana-
sie“ ist hier mit keinem Wort die Rede, geschweige denn von politischen oder „rassi-
schen“ Verfolgungsmaßnahmen gegenüber seiner Frau oder gegenüber Erich Graetz. 
Wohl auch angesichts dieser kritischen Selbsteinschätzung gab sich Pette erstaunlich 
fatalistisch, als das Entnazifizierungsverfahren in Hamburg begann. Trotz vereinzelter 
Hoffnungen auf entlastende Fürsprecher143 ging Pette Ende Juni 1945 sogar von seiner 
Entlassung aus und machte bereits Pläne für seine berufliche Karriere außerhalb der 
Universität, wie er in einem Brief notierte: 

„ich bin noch zu wach und in mir arbeitet es stärker denn je, seitdem ich nun auch 
befürchten muß ‚dran‘ zu sein. Ein erheblicher Abbau in der Beamtenschaft, und 
nach allem was ich weiß, wird auch über mich das Rad rollen. Nun, ich werde es 
schicksalsergeben hinnehmen. Du kannst Dir denken, wie mich jetzt schon die 
Frage: an welchem Platz neu aufbauen? bewegt. Soll ich in Hbg. [= Hamburg] blei-
ben oder soll ich zu Euch nach Ga-Pa [Garmisch-Partenkirchen] kommen? – Sana-
torium? – freie Praxis?“144 

Wenige Tage später ist die Entlassung für Pette fast schon beschlossene Sache, aus der 
sich neue Zukunftsplanungen ergeben: „innerlich habe ich mich bereits mit der Tatsa-
che abgefunden, daß ich gehen muß.“145 

Dieser Fatalismus hing wahrscheinlich auch mit der Auseinandersetzung um die NS-
Vergangenheit an der Hamburger Universität zusammen. Obwohl Pette selbst, worauf 
er später im Entnazifizierungsverfahren mehrfach hinwies, kurz nach Kriegsende in ei-
nen „Übergangsausschuss“ des UKE gewählt worden war und sich gemeinsam mit 
Mond, Degkwitz und Joachim Kühnau an die „Säuberung des UKE“ gemacht hatte,146 

bezweifelten mehrere Kollegen Pettes Autorität in dieser Frage. Als der „Übergangs-
ausschuss“ eine Liste mit „einwandfreien“ Hamburger Medizinern (23 Prozent, insge-
samt 20 aller untersuchten Personen), „zweifelhaften“ (51 Prozent, 44 Personen) und 
„negativen“ Personen (22, 26 Prozent) vorlegte, wurde Pette vom Universitätssenat aus 

143 Brief an Edith Pette, 06.06.1945. Auch hier findet sich allerdings kein konkreter Hinweis auf kritische 
Einstellungen oder gar Handlungen, wie sie später im Verfahren angeführt werden. 
144 Brief an Edith Pette, 23.06.1945. 
145 Brief an Edith Pette, 01.07.1945, vgl. auch die ähnlichen Statements und Planungen der zukünftigen 
Praxisarbeit in den Briefen vom 30.06.1945, 08.07.1945, 11.08.1945, 13.08.1945, 22.08.1945. 
146 Vgl. van den Bussche, Hamburger Universitätsmedizin, S. 397-399. 
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der Gruppe der „Einwandfreien“ in die Gruppe der „Zweifelhaften“ heruntergestuft.147 

Einen ganz ähnlichen Eindruck gewann ein britischer Sicherheitsoffizier, der Kollegen 
nach Pettes politischer Einstellung in der NS-Zeit befragt hatte: 

„Prof. Pette wird von seinen Kollegen recht verschieden beurteilt. Ich bin aber doch 
zu dem Gesamteindruck gekommen, dass er ein recht aktiver Nazi gewesen ist. [...] 
In parteipolitischer Hinsicht ist seine Ehefrau als der aktivere Teil anzusehen. Seine 
Rehabilitationsversuche sind recht gut, doch erzählt man, dass Prof. Pette z.B. die 
Atteste für Juden recht gut bezahlt bekommen hat. Er ist nicht als gefährlich anzu-
sehen, doch dürfte seine Rehabilitierung kaum infrage kommen.“148 

Erst ab Juli 1945 finden sich im Schriftwechsel zwischen Heinrich und Edith Pette erste 
Selbstdarstellungen regimekritischen Verhaltens. Anlass ist nun offenbar ein Treffen 
mit Mond, Degkwitz und Scheid, auf dem Pette seine Entlastungsstrategie besprochen 
hatte, wie dieser seiner Frau am 8. Juli berichtet: 

„1) Verhalten dem Erbgesetz gegenüber (fast bestraft worden!), 2.) Nicht Ordinarius 
geworden durch Kribbe […], 3.) Verhalten bei Vergasung von Geisteskranken, 4.) 
Verhalten bei Judenverfolgung, 5.) Einsatz für Fog. Es widerstrebte mir zwar sehr, 
aber ich hätte im Falle der Unterlassung u. im Falle meiner Entlassung ein Schuld-
gefühl meinen Kindern gegenüber gehabt.“149 

Diese Sätze stellen für eine Untersuchung der Auseinandersetzung Pettes mit der NS-
Zeit eine weitere Schlüsselpassage dar. Zunächst einmal ist noch einmal hervorzuhe-
ben, dass Pette erst zwei Monate nach Kriegsende das erste Mal Hinweise auf sein 
angebliches regimekritisches Verhalten festhält, während er zuvor von seiner Entlas-
sung  aus dem Beamtenverhältnis ausging. Und warum musste Pette im Juli 1945 seiner 
eigenen Frau seine – angeblich ja schon jahrelang eingenommene – „oppositionelle“ 
Haltung nun als Liste aufschlüsseln und sogar erläutern? Sehr wahrscheinlich handelt 
es sich bei dem Brief sowohl um eine Art Selbstverständigung über die mit den Kolle-
gen abgestimmte Entlastungsstrategie als auch um eine Rechtfertigung gegenüber sei-
ner Frau, wie Pette mit seinen letzten Bemerkungen zur „Unterlassung“ und zu „Schuld-
gefühlen“ ja sogar selbst unterstreicht. 
Bei den in diesem Brief genannten Entlastungsargumenten handelt es sich um die we-
sentlichen Punkte, die Pette auch bald darauf im Entnazifizierungsverfahren anführen 
sollte. So stellte Pette Anfang Juli 1945 in einem „Nachtrag zum Fragebogen“ die oben 
genannten fünf Entlastungsargumente noch einmal zusammen und erläuterte diese 
ausführlicher. Das oben genannte „Verhalten bei der Vergasung von Geisteskranken“ 
präzisiert Pette nun als eine Initiative von ihm und Rüdin beim Reichsministerium des 
Innern, dank der man „mit der Beseitigung von Geisteskranken nach dieser Zeit, soviel 
mir bekannt, aufgehört habe.“150 Dass Pette hierfür als Zeugen ausgerechnet Rüdin, 
einen der exponiertesten Verfechter einer auf Auslese zielenden „Rassenhygiene“ und 

147 Vgl. Guhl, Wege aus dem „Dritten Reich“, S. 210-211. 
148 StAHH, 221-11, Ed. 4194, Vermerk Ara Security Officer, „PETTE, Heinrich, Universitätsprofessor“, 
o.Dt. Die Bemerkung zu den „Juden“ bezieht sich auf Pettes Behauptungen, dass er auch im „Dritten 
Reich“ jüdische Patienten behandelt habe, wie später auch in seinem Nachtrag zu lesen ist. 
149 Brief an Edith Pette, 08.07.1945. 
150 Vgl. StAHH 361-6, I 0319, Bd. 1, „Nachtrag zum Fragebogen von Prof. H. Pette“, 01.07.1945, 
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Verantwortlichen für Menschenversuche, sowie Kurt Pohlisch, einen der Hauptverant-
wortlichen für die „T4-Aktionen“ benennt, ist zumindest bemerkenswert, wie schon das 
EGA (S. 9) zu Recht hervorhebt. Deutlich wird an diesen Behauptungen im Übrigen 
auch, dass Pette von Beginn des Entnazifizierungsverfahrens an zugab, über „Euthana-
sie“-Maßnahmen von Kollegen informiert gewesen zu sein (s. dazu auch 6.4 und 3.).
Überzeugender erscheint demgegenüber ein weiteres Entlastungsargument, das Pette 
in seinem „Nachtrag“ präzisiert. In diesem weist er auch darauf hin, dass er in der NS-
Zeit jüdische Patienten behandelt habe, wofür er sowohl Zeugen angeben als auch 
mehrere Leumundszeugnisse einreichen kann. Gleich drei (ehemalige) Hamburger Ju-
den, John Streit, Paula Welker und Max Israel, bescheinigten im Januar 1946 schriftlich, 
dass Pette sie selbst und „andere jüdische Familien“ noch in den Kriegsjahren behan-
delt habe.151 In diesem Zusammenhang ist ein Brief Edith Pettes vom 18. Juni 1941 
interessant, in dem Heinrich Pette um „ein Attest“ für einen „Herrn Riecken“ gebeten 
wird, da dieser „sonst Dienstag wieder inhaftiert“ werde. Im anschließenden Absatz 
schreibt Edith Pette noch von einer „Frau Oertzen“, die für ihren Sohn ein Attest benö-
tige. Weitere Angaben – sowohl zu den Motiven für die Atteste als auch zu den Hin-
tergründen der Personen – sind weder diesem noch weiteren Briefen zu entnehmen, 
so dass sich beide Fälle nicht einordnen lassen. Sie könnten allerdings Hinweise auf 
eine Behandlung von Verfolgung bedrohter Patienten geben. 
Auch Pettes Schilderungen über seinen Einsatz im Jahr 1944 für den dänischen Neuro-
logen Mogens Ludolf Fog nach dessen Verhaftung durch die Gestapo wirken zumin-
dest in Teilen plausibel. Mogens war bis Frühjahr 1945 in der Kopenhagener Gestapo-
zentrale inhaftiert gewesen. Für seine Befreiung sorgte allerdings keine Initiative aus 
Deutschland, in dieser Hinsicht übertrieb Pette offenkundig, sondern ein britischer Luft-
angriff, der die Gestapozentrale zerstörte, so dass mehrere Gefangene, unter ihnen Fog, 
fliehen konnten.152 Ob und in welcher Form Pette den dänischen Neurologen unter-
stützt bzw. dessen Freilassung betrieben hat, muss angesichts fehlender Erläuterungen 
Pettes und fehlender Quellen eine offene Frage bleiben. Beide Punkte, sowohl die Be-
handlung „jüdischer“ Patienten als auch die Unterstützung Fogs, spielten in der weite-
ren Argumentation Pettes um sein Entnazifizierungsverfahren allerdings bemerkens-
werterweise kaum eine Rolle. 
Von Bedeutung für eine Einschätzung des Entnazifizierungsverfahrens sind Pettes Auf-
zeichnungen aus dem Sommer 1945 zudem mit Blick auf Auslassungen und Schwer-
punktverschiebungen im Vergleich zu späteren Selbstdarstellungen. Von der Gefahr 
für die Familie durch eine „halbjüdische“ Herkunft seiner Ehefrau oder von einem öf-
fentlichen Kampf gegen den Film „Ich klage an“ ist hier nicht ein einziges Mal die Rede. 
Sogar die einzelnen Entlastungsargumente veränderten sich im Laufe der Jahre. So 
deutete Pette seinen Prozess gegen Kribbe, der sich um einen Behandlungsfehler eines 

151 Vgl. StAHH 221-11, ED 4194, Erklärungen John Streit, 07.01.1946, Paula Welker, 06.01.1946 und Max 
Israel, 08.01.1946. 
152 Vgl. Matthias Bath, Danebrog gegen Hakenkreuz. Der Widerstand in Dänemark 1940-1945, Neumü-
nster 2011, S. 266-275. 
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Kollegen drehte,153 im Laufe der Jahre zu einer politischen „Verfolgung“ durch Behör-
den und Ministerien um. Im Bundesarchiv Berlin haben unsere vom EGA (S. 19) ange-
regten Recherchen nach einer möglichen Entscheidung des Verfahrens oder auch nur 
einer Einflussnahme durch Reichsministerien keinerlei Funde erbracht. Angesichts der 
unangefochtenen Spitzenstellung Pettes in der GDNP und seiner engen Kontakte mit 
Reichsinnen-, Reichserziehungs- und Reichswirtschaftsministerium bis Kriegsende (3.) 
erscheint eine ministerielle Intervention gegen Pette allerdings ohnehin als äußerst un-
wahrscheinlich. 
Dass die Entscheidung über die NS-Belastung seit dem Sommer 1945 lange Zeit wie 
ein Damoklesschwert über Pettes Kopf schwebte, lässt sich mit zeitgenössischen Ent-
wicklungen erklären. Gerade im Umgang mit Medizinern herrschte in der britischen 
Besatzungszone nach Kriegsende ein gewisser Pragmatismus vor. Wichtiger als die 
Jagd nach Verbrechern war zunächst die gesundheitliche Versorgung,154 insbesondere 
im schwer zerstörten Hamburg.155 Im Dienste der Aufrechterhaltung öffentlicher Infra-
strukturen und Sicherheit blieben zunächst selbst belastete Amtsärzte im Dienst. In 
Hamburg sperrte die britische Militärregierung Ende August 1945 zwar die Gehalts-
konten belasteter und suspendierter Beamter.156 Unter den insgesamt 78 ordentlichen 
und außerplanmäßigen Professoren, Dozenten und Assistenten aller Fächer, denen die 
Hochschulabteilung der Hamburger Schulbehörde daraufhin die Konten einfror, findet 
sich neben Hans Bürger-Prinz, Oskar Döhler, Carl Mau und Rudolf Mond im Übrigen 
auch Heinrich Pette.157 Allerdings erteilte die Militärregierung bereits im Oktober 1945 
belasteten Amtsärzten eine Erlaubnis, „ihre Tätigkeit befristet oder unbefristet einst-
weilen fortzusetzen, um in Angriff genommene Arbeiten abzuschließen, Vertreter ein-
zuarbeiten oder die fachärztliche Versorgung der Kranken mangels geeigneten Ersat-
zes vorläufig weiter durchzuführen.“158 

Die Weiterbeschäftigung Pettes im Jahr 1945 ist daher keinesfalls ein Beweis dafür, dass 
er als „unbelastet“ gegolten habe, wie Dirk Pette gegen das EGA eingewandt hat. Viel-
mehr machen die einleitend genannten selbstkritischen Aussagen Pettes und die eben 
genannte Liste von 78 Wissenschaftlern umgekehrt deutlich, dass Pette für die Militär-
regierung zu diesem Zeitpunkt sehr wohl als „belastet“ galt. In einem Schreiben kam 
die Schulbehörde Mitte Dezember 1945 folglich zu der Entscheidung, dass Pette auf-

153 Vgl. StAHH 361-6, I 0319, Bd. 4. 
154 Vgl. Jessica Reinisch, The Perils of Peace. The Public Health Crisis in Occupied Germany, Oxford 
2013. 
155 Vgl. Gordon Uhlmann/Ursula Weisser, Grundzüge einer Geschichte des Eppendorfer Krankenhauses, 
in: Ursula Weisser (Hrsg.), 100 Jahre 1889-1989. Universitätskrankenhaus Eppendorf, Tübingen 1989, S. 
12-128, bes. S. 121-125. 
156 StAHH, 361-5 II, P d 20, Vermerk der Schulverwaltung, 01.09.1945; Schreiben der Hamburger Spar-
kasse an das Hochschulwesen, 27.08.1945. 
157 StAHH, 361-5 II, P d 20, Schreiben der Hamburger Schulverwaltung an Hamburger Sparkasse, 
07.09.1945, 
158 StAHH, 361-5 II, P d 20, Schreiben der Hamburger Schulverwaltung, 20.10.1945. 
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grund der Anordnungen der Militärregierung „mit sofortiger Wirkung aus dem Beam-
tenverhältnis entlassen“159 werden müsse. Hält man sich vor Augen, dass in der Briti-
schen Besatzungszone Ende 1945 von den bis dahin ca. 539.000 untersuchten Beschäf-
tigten lediglich 43.000, also nicht einmal acht Prozent aller Personen, entlassen wur-
den,160 wird einmal mehr deutlich, dass Pette zu diesem Zeitpunkt definitiv als belastet 
galt. Noch schärfer urteilte die Militärbehörde im Zusammenhang mit Pettes Entlas-
sung im Übrigen über seine Ehefrau, die ein britischer Sicherheitsoffizier als „out-and-
out Nazi“, also als vollkommen überzeugte Nationalsozialistin, beschrieb.161 Die Hin-
tergründe für diese Einschätzung sind in der Akte nicht überliefert, so dass sie für dieses 
Gutachten nicht weiter verfolgt wurden. Angesichts der im Vergleich zu ihrem Ehemann 
ungleich kritischeren Haltung (vgl. 5.) wirkt diese Einschätzung zudem wenig überzeu-
gend. 
Als Angehöriger der Kategorie IV unterlag Pette zwar der Meldepflicht und hätte daher
nicht in politische Ämter in Verwaltung oder Regierung gewählt werden können.162 Da 
eine Entlassung aus dem Beamtenverhältnis eine freie Praxistätigkeit nicht ein-
schränkte, konnte Pette sich indes nach wie vor als Arzt betätigen. „Belastung“ und 
Praxistätigkeit schlossen sich also keineswegs aus, so dass die Fortführung der Arbeit 
keinen Beleg für eine Entlastung Pettes bietet. 

6.2 Erste Entlastungsversuche und Einstufung als „Mitläufer“ 1946-1948 

Eine neue Phase der Auseinandersetzung lässt sich Anfang 1946 beobachten, als Pette 
intensiv Leumundszeugnisse sammelte. Pettes Widerspruch auf die Entlassung als Lei-
ter der Neurologischen Klinik vom 7. August 1946 wurde nun von zahlreichen Anlagen 
flankiert, die seine kritische Gesinnung in der NS-Zeit belegen sollten.163 Im Kern fußte 
seine Entlastungsstrategie auf der Selbstdarstellung als Wissenschaftler, der von Be-
ginn an „der Parteipolitik ferngestanden“ und im Laufe der Zeit zunehmend Kritik am 
Regime geäußert habe (vgl. dazu auch bereits unsere Einordnung in 3.1). Im Gegensatz 
zu späteren Zeugnissen findet sich im August 1946 noch das bemerkenswert offene 
Eingeständnis, dass ihm „gewisse medizinische Tendenzen des Nationalsozialismus [...] 
– besonders in den ersten Jahren – durchaus förderungswert“ erschienen seien. Gleich-
wohl habe er es an „der kritischen Einstellung auch öffentlich nicht [...] fehlen lassen“. 
Am ausführlichsten schildert Pette nun seine Kritik am „Erbgesetz“, also gegen Zwangs-
sterilisationen im Rahmen des GzVeN. Insbesondere im Vergleich mit späteren Aussa-
gen sind diese Schilderungen bemerkenswert. 1946 betonte Pette nämlich, dass er in 

159 StAHH, 361-6, I 0319, Schreiben der Hamburger Schulverwaltung, 14.12.1945. 
160 Ian D. Turner, Denazification in the British Zone, in: Ian D. Turner (Hrsg.), Reconstruction in Post-War 
Germany: British Occupation Policy and the Western Zones, 1945-1955, Oxford 1989, S. 239-268, hier 
S. 263. 
161 StAHH, 221-11, ED 4194, Denazification Sheet, 28.11.1945. 
162 Vgl. Wolfgang Krüger, Entnazifiziert! Zur Praxis der politischen Säuberung in Nordrhein-Westfalen, 
Wuppertal 1982, S. 48-49. 
163 StAHH, 221-11, ED 4194, Schreiben Pette an die Schulverwaltung Hamburg, 07.08.1946, hier auch 
alle folgenden unbelegten Zitate. 
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„Vorträgen vor Ärzten und Vorlesungen vor Studenten [...] immer wieder auf die Not-
wendigkeit einer kritischen Anwendung des Gesetzes hingewiesen“ habe. Vor allem der 
Begriff der „Erbepilepsie“ sei in dem Gesetz „viel zu weit gefasst“ worden. Hier bezieht 
sich Pette auch auf die im EGA genannte Dissertation, nach der „von 72 für die Sterili-
sation vorgesehen Anfallskranken nur 15 von mir als erbepileptisch bestätigt werden 
konnten“. Kurz gesagt stellte Pette seine Kritik am „Erbgesundheitsgesetz“ also explizit 
als rein wissenschaftlich begründete Kritik an einer ungenauen Ausführung des Geset-
zes dar, nicht aber als Kritik an dem Gesetz an sich, an dessen korrekter Umsetzung er 
ja nach eigener Auskunft selbst mitgewirkt hatte. Auch die von Pette für diese Behaup-
tung angeführten zwei Leumundszeugnisse sind bezeichnend: Sowohl das Zeugnis von 
Döring als auch das von Bodechtel (Anlage 2 und 3 des Schreibens) versicherten, dass 
Pette die Diagnose „Erbepilepsie“ als „nach wissenschaftlicher Auffassung“ nicht „hin-
reichend sichere Klarstellung“ „immer wieder“ abgelehnt habe,164 bzw. dass Pette sich 
„nach entsprechenden wissenschaftlichen Grundsätzen nicht damit abfinden“ wollte, 
dass „alles[,] was wegen Anfällen gemeldet war, einfach als erbliche Epilepsie“ anzu-
nehmen sei. Pette habe „seine kritische Stellungnahme aber insbesondere auch durch 
eine Reihe wissenschaftlicher Arbeiten“165 vertieft. Um die hier dokumentierte wissen-
schaftliche Kritik zu einem politischen Entlastungsargument zu erhöhen, führte Pette 
anschließend in dem Widerspruch weiter aus, dass seine wissenschaftlichen Einwände 
als „Boykottierung des Gesetzes“ verstanden und mit der Ablehnung als Gutachter „von 
den Hamburger Erbgerichten“ geahndet worden seien. Auch dieser entlastende Nach-
satz entspricht, wie Pettes von uns nachgewiesenes Mitwirken an Verfahren des Erbge-
sundheitsobergerichts bis mindestens 1940 belegt (4.), nicht der Wahrheit. 
Trotz solcher Unwahrheiten ging Pettes Entlastungsstrategie im September 1946 auf. 
Am 16. September schrieb Pette seiner Frau die Nachricht, dass er aus dem Verfahren 
„gerettet“ worden sei, was ihm selbst wie ein Glücksfall vorkomme: „Nun sind die Wür-
fel gefallen und – die 12 liegt oben“.166 Am 10. Oktober 1946 folgte die schriftliche 
Erklärung der Hamburger Schulverwaltung an Pette, dass die Militärregierung ihn „mit 
Wirkung vom 7.10.1946 [...] in Ihrem Beamtenverhältnis als planmäßiger außerordentli-
cher Professor der Universität Hamburg bestätigt“167 habe.168 

Das endgültige Ergebnis der Entnazifizierung erhielt Pette indes erst 1948. Firnhaber 
kommt in seiner Geschichte der GDNP in diesem Zusammenhang zu einem ebenso 
eindeutigen wie entlastenden Ergebnis: „Heinrich Pette wurde bei seinem Entnazifizie-
rungsverfahren in diese nicht-belastete Gruppe eingestuft. Das bedeutet vor allem, daß 

164 StAHH, 221-11, ED 4194, „Eidesstattliche Versicherung“ Döring, 22.01.1946. 
165 StAHH, 221-11, ED 4194, „Eidesstattliche Erklärung“ Bodechtel, 10.01.1946. 
166 Brief an Edith Pette, 16.09.1946. 
167 StAHH 361-6, I 0319, Bd. 1, Hamburger Schulverwaltung, 10.10.1946. 
168 Vielleicht ist diese beruhigende Nachricht eine Erklärung, warum Pette zurselben Zeit geringe Be-
rührungsängste mit früheren NS-Funktionären zeigte. Ende September 1946 berichtete Pette von ei-
nem Herrn Schmidt, den er gern als Nachfolger für Häussler einstellen wolle, obwohl Schmidt als SA-
Scharführer (vergleichbar mit dem Rang eines Unteroffiziers) gedient habe. Degkwitz habe jedoch Vor-
behalte geäußert, „daß ich im Augenblick damit nicht durchkommen würde“. Brief an Edith Pette, 
26.09.1946. 
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er nicht in irgendwelchen Naziverbrechen persönlich involviert war.“169 Zunächst ein-
mal ist diese Schlussfolgerung falsch, weil Pette am 3. Juni 1948 in die Kategorie IV und 
damit als „Mitläufer“ eingestuft wurde.170 Die von Firnhaber genannte Kategorie 
„Nicht-Belastete“ war in Entnazifizierungsverfahren gar nicht vorgesehen. Als „Unbe-
lastete“ galten hingegen jene Personen, die vom Verfahren gar nicht erst betroffen 
waren. „Entlastete“ (Kategorie V) wiederum waren Personen, die vor den Spruchkam-
mern ihre Schuldlosigkeit nachweisen konnten. 
Um die Einstufung Pettes in die Kategorie IV einordnen und bewerten zu können, lohnt
ein kurzer Überblick auf den Ausgang aller Verfahren in der britischen Besatzungszone, 
in der von Februar 1947 bis Februar 1950 insgesamt 2.041.454 Deutsche entnazifiziert 
wurden. Von diesen mehr als zwei Millionen Personen wurden nur 27.177 als Minder-
belastete (Gruppe III) eingestuft, knapp ein Zehntel, nämlich 222.028 galten wie Pette 
als Mitläufer (IV). Demgegenüber stand die übergroße Mehrheit von 1.191.930 „Entlas-
teten“ (V) und weiteren 512.651 Deutschen, die sogar als „unbelastet“ galten und damit 
gar nicht erst vom Verfahren betroffen waren.171 Pettes Einstufung im Entnazifizie-
rungsverfahren kann heute zwar aus mehreren Gründen kaum als eindeutiger Beweis 
für die persönliche Verantwortung bzw. Nichtbeteiligung an NS-Verbrechen dienen. 
Zum einen agierten die Briten in der Entnazifizierung oft pragmatischer als die US-
Amerikaner. Zum anderen war die Quellenlage nach 1945 derart lückenhaft, dass selbst 
mehrere hochrangige NS-Verbrecher zunächst in die Kategorie III, IV oder V eingestuft 
wurden. Dass eine schematische Kategorisierung wenig über persönliche Verantwor-
tung aussagt, ist im Übrigen bereits in der zeitgenössischen Presse problematisiert 
worden.172 Gleichwohl gehörte man als Angehöriger der Kategorie IV eben nicht zu 
jener übergroßen Mehrheit aller Deutschen, die schon nach der ersten Verfahrensrunde 
frei von Vorwürfen geblieben oder wegen offenkundigen oppositionellen Verhaltens 
gar nicht erst überprüft worden war. 

6.3 Widerspruch und „Entlastung“ 1948-1949 

Pette legte nach der Entscheidung des Entnazifizierungsausschusses und der Einstu-
fung zum „Mitläufer“ umgehend Widerspruch ein. Diese Entscheidung dürfte in erster 
Linie mit einem Berufungsverfahren der Hamburger Universität im Sommer 1948 zu-
sammenhängen. Schließlich machte die Schulbehörde Mitte Juli 1948 in einem Ver-

169 Firnhaber, Die Gesellschaft Deutscher Nervenärzte, S. 401. Firnhaber bezieht sich in den Sätze davor 
auf alle Kategorien von „Hauptbelasteten“ bis „Entlastete“ und spricht zuletzt von „Mitläufern“. Falls er 
sich mit diesem Zitat auf Kategorie IV beziehen sollte, ist die von ihm geschlussfolgerte „Nicht-Belas-
tung“ zumindest irreführend. 
170 StAHH, 221-11, ED 4194, Auszug aus dem Protokoll des Fachausschusses 6a, 03.06.1948; Vorläufige 
Benachrichtigung über Kategorisierung, 04.06.1948; vgl. zur Einstufung in Kategorie IV auch StAHH 
361-6, I 0319, Bd. 1, Schreiben Fachausschuss 6 an Ernst F. Muller, 08.06.1948. 
171 Alle Angaben nach Angelika Königseder, Das Ende der NSDAP. Die Entnazifizierung, in: Benz, Wie 
wurde man Parteigenosse, S. 151-166, S. 159. Über die Einstufung in Kategorie I und II liegen keine sta-
tistischen Daten vor. 
172 Vgl. z.B. Der Spiegel, Praktische Entnazifizierung, 04.10.1947, S. 4. 
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merk deutlich, dass Pette als Angehöriger der Kategorie IV „nach Auffassung der Hoch-
schulsektionsmitglieder“ nicht zum „Ordinarius“ ernannt werden könne und daher 
„seine politische Entlastung zu betreiben“173 habe. 
Pettes Widerspruch gegen die Einstufung in Kategorie IV markiert einen weiteren 
Schritt im Prozess der kumulativen Heroisierung: Seit dem Sommer 1948 stilisierte sich 
Pette zum „Oppositionellen“, der seit 1934 gegen das NS-Regime aufbegehrt habe: 
„Trotz meiner Mitte Mai 1933 erfolgten Meldung zum Eintritt in die Partei bin ich schon 
bald in eine oppositionelle Haltung gekommen“.174 Von den zuvor noch eingestande-
nen „Affinitäten“ zur NS-Gesundheitspolitik war nun nicht mehr die Rede. 
Als Gründe für eine oppositionelle Haltung führte Pette ab Sommer 1948 u.a. den 
Röhm-Putsch an, bei dem ein – namentlich nicht genannter – „Verwandter“ erschossen 
worden sei, sowie die „politisch bedingte Entfernung“ eines – ebenfalls namentlich 
nicht genannten – „Schwagers aus dem Lehrkörper der Berliner Universität (1934)“. Drei 
Jahre nach Kriegsende bezog sich Pette damit erstmals auf den Bruder seiner Ehefrau, 
Erich Graetz, der 1934 die Humboldt-Universität hatte verlassen müssen. Wir kommen 
auf diesen Fall später noch einmal zurück. An dieser Stelle ist zunächst die Beobachtung 
von großer Bedeutung, dass Pette explizit von „politischen“, nicht von „rassischen“, „jü-
dischen“ oder anderen Gründen sprach. Auch sonst werfen diese Angaben grundsätz-
liche Fragen auf: Warum nannte Pette keine Namen der Betroffenen oder Zeugen und 
Hintergründe, die das Entlastungsargument gestärkt hätten? Und warum kam Pette 
erst jetzt, drei Jahre nach Kriegsende, sowohl auf den „Schwager“ als auch auf den bis 
heute anonym bleibenden „Verwandten“ zu sprechen? Offenbar maß Pette diesen As-
pekten erst jetzt als Argument im Entnazifizierungsverfahren Bedeutung bei und lud 
sie mit politischer Brisanz auf. Schließlich finden sich auch in den Briefen an seine Frau 
(für die eine politisch bedingte Entlassung des „Schwagers“ ja von größtem Interesse 
hätte sein müssen), die sich nach 1945 mit Pettes Rolle in der NS-Zeit beschäftigen, 
keinerlei Hinweise. 
Als zweiten Beleg für eine „oppositionelle Haltung“ führt Pette in seinem Widerspruch 
eine öffentliche Stellungnahme gegen das Sterilisationsgesetz an, die 1936 eine „Straf-
androhung von RM. 150,-- und einen Ausschluss aus der Gutachtertätigkeit für die 
Hamburger Erbgesundheitsgerichte zur Folge hatte“. Auch für diese Angaben lieferte 
Pette keine Belege, wie schon van den Bussche festhielt.175 Vielmehr belegt Pettes 
nachgewiesene gutachterliche Mitarbeit in Verfahren zum „Gesetz zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses“ bis einschließlich 1940 (4.), dass Pette bei der „Strafandrohung“ 
und beim „Ausschluss aus der Gutachtertätigkeit“ die Unwahrheit gesagt hat. Als öf-
fentliche Stellungnahmen ließen sich allenfalls Pettes wissenschaftliche Einwände ge-
gen eine allzu breite Auslegung des Vererbungskonzepts verstehen, die aber keine op-

173 StAHH, 361-6, I 0319, Bd. 1,m Vermerk der Schulbehörde, 15.07.1948. 
174 StAHH, 221-11, ED 4194, Einspruch Pettes gegen den Beschluss des Entnazifizierungsausschusses, 
ohne Datum. Da die Benachrichtigung über die Kategorisierung am 4. Juni 1948 versandt wurde, da-
tiert Pettes Einspruch wahrscheinlich auf Anfang/Mitte Juni 1948. Alle folgenden unbelegten Zitate aus 
diesem Dokument. 
175 van den Bussche, Die Hamburger Universitätsmedizin, S. 244. 
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positionelle Haltung begründeten und die darüber hinaus für Pette keinerlei Konse-
quenzen hatten (s. 3.) sowie seine Mitarbeit an Sterilisationsverfahren in keinster Weise 
beeinträchtigten (4.). 
Drittens führt Pette in seinem Widerspruch an, dass er ab 1941 „als einer der ersten 
den Kampf gegen die Euthanasie der Geisteskranken aufgenommen“ habe. Sowohl 
wegen einer Initiative beim RMI als auch wegen einer Einberufung des Vorstands der 
GDNP sei „ab September 1941 die Vergasung der Geisteskranken in Deutschland ein-
gestellt worden“. Wegen dieser Initiative sei er „von seiten des Innen- und mehr noch 
des Kultusministeriums“, gemeint ist hier wohl das REM, „scharf überwacht worden.“ 
Dass eine Einberufung des Vorstandes zu diesem Thema nicht stattgefunden hat und 
dass selbst die später behauptete Planung einer Tagung der GDNP, die eine kritische 
Auseinandersetzung mit der „Euthanasie“ ermöglichen sollte, als extrem unwahrschein-
lich gelten muss, haben wir bereits dargelegt (3.3). Pette konnte an dieser Stelle folglich 
auch kein einziges Entlastungsdokument anfügen oder andere konkretere Belege nen-
nen. Denkbar wäre es allenfalls, dass Pette die Tötung von „Geisteskranken“ persönlich 
ablehnte und er mehrere, auch öffentlich dokumentierte Initiativen Anderer gegen die 
„Euthanasie“ zum Vorbild für seine persönliche Entlastungsstrategie nahm. Insbeson-
dere die Protest-Predigt gegen die „Euthanasie“ des Bischofs von Münster, Clemens 
August Graf von Galen vom 3. August 1941, sorgte bereits im „Dritten Reich“ für große 
Aufmerksamkeit.176 Selbst für diese sehr weitgehende Spekulation findet sich jedoch 
kein einziger Hinweis in den Akten oder in den Briefen bis 1945. Wichtiger ist daher ein 
anderer Aspekt dieser Äußerungen. Sie bestätigen, wie auch spätere Behauptungen 
Pettes im Heyde/Sawade-Untersuchungsausschuss, dass Pette von Verbrechen im Rah-
men der „Euthanasie“ umfassende Kenntnis hatte. Wer nach eigener Aussage „als einer 
der ersten“ den Kampf aufnahm, musste früh über Vorgänge und Verantwortliche Be-
scheid wissen, wie nicht zuletzt Pettes spätere Vorwürfe gegen Nitsche belegen (6.4). 
Aus seiner angeblichen Oppositionsrolle leitete Pette viertens eine kritische Haltung 
seiner gesamten Familie ab, die er zum einen mit dem „Ausweis als politisch Verfolgte“ 
für seine Frau Edith aus dem Frühjahr 1945 dokumentierte. Zum anderen führte Pette 
familiäre Kontakte zu einem „meiner Freunde (Staatssekretär Dr. Kempner)“ an, der im 
Zusammenhang mit dem 20. Juli 1944 erschossen worden sei. Tatsächlich hatte sich 
Franz Kempner während des „Dritten Reichs“ kritisch zum Antisemitismus und zur Kir-
chenpolitik des NS-Regimes geäußert und war ab 1943 im Kreis um Carl Goerdeler als 
Staatssekretär im Falle eines erfolgreichen Putsches gehandelt worden. Kempner 
wurde im Zusammenhang mit dem 20. Juli 1944 verhaftet und noch am 5. März 1945 

176 Zur Haltung der deutschen Bevölkerung gegenüber der „Euthanasie“ vgl. Kurt Nowak, Widerstand, 
Zustimmung, Hinnahme. Das Verhalten der Bevölkerung zur „Euthanasie“, in: Norbert Frei (Hrsg.), Me-
dizin und Gesundheitspolitik in der NS-Zeit, München 1991, S. 235-251; Thomas Stöckle, Die Reaktio-
nen der Angehörigen und der Bevölkerung auf die „Aktion T4“, in Maike Rotzoll/Gerrit Hohen-
dorf/Petra Fuchs u.a. (Hrsg.), Die nationalsozialistische „Euthanasie“-Aktion „T4“. Geschichte und ethi-
sche Konsequenzen für die Gegenwart, Paderborn 2010, S. 118-124. Zu von Galen vgl. u.a. Joachim 
Kuropka (Hrsg.), Clemens August Graf von Galen. Menschenrechte – Widerstand – Euthanasie - Neube-
ginn, Münster 1998; Winfried Süß, Ein Skandal im Sommer 1941. Reaktionen auf den Euthanasie-Pro-
test des Bischofs von Münster, in: Hubert Wolf (Hrsg.), Clemens August von Galen. Ein Kirchenfürst im 
Nationalsozialismus, Darmstadt 2007, S. 181-198. 
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in Berlin-Plötzensee hingerichtet.177 Für seine „ständig[e] Fühlung“ mit Kempner bietet 
Pette ein Zeugnis von Victor Hahndorff. In diesem Dokument bestätigt Hahndorff, dass 
er von Pette Lebensmittelkarten erhalten habe, die Hahndorff wiederum an Kempner 
weitergeleitet habe.178 Ein direkter Kontakt zwischen Heinrich Pette und Kempner habe 
demnach also nicht bestanden, so dass Pettes Engagement eine zumindest sehr weite 
Auslegung von „ständiger Fühlung“ zum Widerstand wäre. Dass Pette als „Freund“ 
Kempners nicht vertrautere Zeugen wie Editha Rau angab, die Kempner nach dem 20. 
Juli Unterschlupf gewährte und ihn bis zu seiner Hinrichtung im Gefängnis besuchte, 
stellt enge Kontakte zwischen Pette und Kempner ebenfalls in Frage.179 

Dirk Pette wiederum berichtet in seinen Erinnerungen „Edith Pette – Familie, Leben und 
Wirken“ vom April 2012, dass Kempner „einige Male zu Besuch in Partenkirchen“, dem 
Ferienhaus der Pettes, gewesen sei und Edith Pette mit Kempner in Korrespondenz 
gestanden habe. Für diese Besuche finden sich tatsächlich Belege in den Briefen Edith 
Pettes, die auf Treffen mit Kempner in Garmisch-Partenkirchen sowie auf ein Treffen 
zwischen Edith Pette, „Blomberg und Kempner“ in Berlin hinweisen.180 Wenngleich 
Edith Pettes Kontakt zu Kempner also in Quellen belegt ist, bleibt angesichts der oben 
aufgezeigten Widerspräche fraglich, ob sich aus Edith Pettes Briefen eine Unterstüt-
zung des 20. Juli durch Heinrich Pette ableiten lässt. Zunächst einmal sind nur Treffen 
zwischen Edith Pette und Kempner belegt. Selbst Heinrich Pettes einziger Leumund, 
Victor Hahndorff, bezeugte ja nur eine Übergabe von Lebensmittelkarten an Kempner. 
Damit fehlt jeglicher Beleg für eine Konspiration Heinrich Pettes, von der ja übrigens 
auch erst jetzt zum ersten Mal, wohlgemerkt drei Jahre nach Kriegsende, mit Beginn 
des Widerspruchsverfahrens die Rede war. In dem vorangegangenen jahrelangen Ent-
nazifizierungsverfahren und in sämtlichen Briefen Heinrich Pettes – im Übrigen auch 
nach Kriegsende – findet sich kein einziger Hinweis auf Widerstandshandlungen und 
entsprechende Kontakte. 
Auch die von Heinrich Pette behauptete „politische Verfolgung“ seiner Frau erscheint 
fraglich. Im Schriftwechsel zwischen Heinrich und Edith Pette findet sich auch zu diesem 
Entlastungsargument kein einziger Hinweis. Die im Entnazifizierungsverfahren vorge-
legte Bescheinigung des Bayerischen Roten Kreuzes, „dass Frau Dr. med. Edith Pette 
[...] infolge ihrer antifaschistischen Gesinnung, die sie vor allem bei der Betreuung der 

177 Ulrike Hett/Johannes Tuchel, Die Reaktionen des NS-Staates auf den Umsturzversuch vom 20. Juli 
1944, in: Peter Steinbach/Johannes Tuchel (Hrsg.), Widerstand gegen die nationalsozialistische Diktatur 
1933-1945, Bonn 2004, S. 522-538, hier S. 526. 
178 StAHH 221-11, ED 4194, Victor Hahndorff an Pette, 23.01.1946. 
179 Zur Editha Rau vgl. den Anhang „Erich Eyck (1878-1964)“ in Irmline Veit-Brause, Wissenschaft – 
Emigration in England. Ein Gespräch mit Wolfgang Liebeschuetz und Edgar Feuchtwanger, in: Hartmut 
Lehmann/Otto Gerhard Oexle (Hrsg.), Nationalsozialismus in den Kulturwissenschaften. Bd. 2: Leitbe-
griffe – Deutungsmuster - Paradigmenkämpfe. Erfahrungen und Transformationen im Exil, Göttingen 
2004, S. 513-547, hier S. 546. 
180 Vgl. die Briefe von Edith an Heinrich Pette, 04.03.1941; 31.05.1943; 22.10.1943. 
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zwangsverschleppten ausländischen Arbeiter, die sie ärztlich zu versorgen hatte, be-
wies, politisch und beruflich verfolgt wurde“,181 lässt Fragen offen. Wurde hier eine be-
sonders fürsorgliche ärztliche Behandlung von Zwangsarbeitern während des „Dritten 
Reichs“ bestätigt und wenn ja: Welche Konsequenzen hatte diese Behandlung genau, 
da ja keine einzige „politische“ oder gar strafrechtliche Sanktion gegenüber Edith Pette 
während des „Dritten Reichs“ dokumentiert ist und eine solche in den drei vorange-
gangenen Jahren von Heinrich Pette auch gar nicht behauptet wurde? 
Zweifel an einer Bescheinigung des Roten Kreuzes sind umso größer, weil das DRK in 
der NS-Zeit eng mit SS, Wehrmacht und NSDAP verflochten war.182 Nach Kriegsende 
hatten die amerikanische und die sowjetische Militärregierung daher massive Vorbe-
halte gegen die Wiederzulassung des DRK, sei es doch „gründlich nazifiziert und be-
trächtlich zu Sanitäts-, Ambulanz- und Militäraufgaben“183 für SS und Wehrmacht her-
angezogen worden. Zu diesem Zeitpunkt war die später aufgedeckte Mitarbeit des DRK 
in Konzentrationslagern noch nicht einmal bekannt. Aussagekräftigere Zeugnisse, wie 
sie Edith Pette in Hamburg ab 1945 vom „Komitee ehemaliger politischer Gefangener“ 
(KepG) bzw. später von der „Vereinigung für die Verfolgten des Naziregimes“ (VVN), 
von der „Arbeitsgemeinschaft verfolgter Sozialdemokraten“, der „Notgemeinschaft der 
durch die Nürnberger Gesetze Betroffenen“ oder weiteren Verfolgtenorganisationen 
auch nachträglich hätte ausgestellt bekommen können, lagen Pettes Widerspruch nicht 
zu Grunde. Als zonenübergreifend arbeitende Einrichtungen standen o.g. Verfolgten-
organisationen für die Dokumentation einer politischen Verfolgung nicht zuletzt für 
Entlastungszeugnisse in Entnazifizierungsverfahren bereit. Darüber hinaus fungierten 
sie nach 1945 als Ansprechpartner für die Zuteilung geeigneten Wohnraums oder zu-
sätzlicher Lebensmittelrationen, die Heinrich und Edith Pette ab 1945 angesichts der in 
den Briefen mehrfach beschriebenen Kriegs- und Nachkriegsnot dringend benötigt 
hätten.184 Als „politisch Verfolgte“ hätte Edith Pette also jederzeit entsprechende ein-
schlägigere Nachweise von Organisationen einholen können und mit größter Wahr-
scheinlichkeit auch einholen wollen, schon um die sehr angespannte Lebenssituation 
der Familie seit 1945 zu verbessern. 
Auch zum Thema politische Verfolgung hat im Übrigen Dirk Pette in seinen o.g. Erin-
nerungen von 2012 Auskunft gegeben: Demnach wurde seine Mutter „im März 1945 
fristlos wegen ‚Sabotage‘ entlassen. Sie hatte französische und russische Zwangsarbei-
terinnen wegen Unterernährung und Erschöpfung krankgeschrieben. Wenige Tage 
später rückten die Amerikaner in Garmisch-Partenkirchen ein.“185 Diese Darstellung er-
scheint als persönliche Erinnerung eines damals zwölfjährigen Sohnes plausibel, im 

181 StAHH, 221-11, ED 4194, Bescheinigung des Bayerischen Roten Kreuzes. Hilfestelle für die politisch 
und rassisch Verfolgten, Kreisstelle Garmisch-Partenkirchen, 13.01.1946. 
182 Vgl. Birgitt Morgenbrod/Stephanie Merkenich, Das Deutsche Rote Kreuz unter der NS-Diktatur 
1933-1945, Paderborn 2008. 
183 So der amerikanische General Lucius D. Clay, zit. n. Dieter Riesenberger, Das Deutsche Rote Kreuz. 
Eine Geschichte 1864-1990, Paderborn 2002, S. 377. 
184 Zum Wirken der Verfolgtenorganisationen in Hamburg vgl. mit weiteren Literaturbelegen Malte 
Thießen, Eingebrannt ins Gedächtnis. Hamburgs Gedenken an Luftkrieg und Kriegsende 1943 bis 2007, 
München 2007, S. 108-128. 
185 Pette, Edith Pette, S. 7. 
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zeithistorischen Kontext aber zumindest widersprüchlich. Im Falle einer tatsächlichen 
Anklage wegen „Sabotage“ ist eine bloße „Entlassung“ Edith Pettes unvorstellbar. Viel-
mehr hätte sie – zumal in der Phase der „Kriegsendphaseverbrechen“ – sehr viel schär-
fere Sanktionen zu fürchten gehabt. Darüber hinaus wurden Zwangsarbeiter-Lager und 
Rüstungsbetriebe im Vorfeld von Kampfhandlungen ohnehin aufgelöst, um die Bewe-
gungsfreiheit von Wehrmachts- und SS-Verbänden zu sichern. Es ist daher am wahr-
scheinlichsten, dass der Rüstungsbetrieb seine Produktion angesichts der näher rü-
ckenden Front, auf die Dirk Pette in den obigen Schilderungen ja selbst hinweist, 
schlichtweg einstellte, alle Mitarbeiter ent- und die Zwangsarbeiterinnen sich selbst 
überließ bzw. diese von Kampfverbänden „verlegt“ wurden. Diese Verlegungen mün-
deten im Übrigen mitunter in Erschießungen der Zwangsarbeiter. 
Finden sich für Edith Pettes Status als „politische Verfolgte“ auch keine stichhaltigen 
Belege, bietet ein Brief einen Hinweis, dass Pettes Frau bei der Behandlung von 
Zwangsarbeitern Zivilcourage bewies. Am 15. März 1943 schrieb sie an Heinrich Pette, 
dass ein 13jähriger „Ukrainerjunge“ das Fahrrad eines ihrer Söhne gestohlen habe. „Die 
Bäuerin wollte das der Polizei melden, ich bat sie das nicht zu tun, dann wird er sofort 
erschossen. Und wegen eines Kinderrades will ich mein Gewissen nicht mit einem Kin-
dermord belasten.“186 

Belege für eine „politische Verfolgung“ Edith Pettes – von einer Verfolgung Heinrich 
Pettes ganz zu schweigen – finden sich gleichwohl bis heute keine. Edith und Heinrich 
Pette haben diesen Aspekt weder in dem umfangreich überlieferten Briefwechsel noch 
in den Auseinandersetzungen um die Entnazifizierung bis 1948 ausgeführt. Auch nach 
Abschluss des Entnazifizierungsverfahrens und selbst im Heyde-Sawade-Prozess (6.4) 
spielte eine angebliche Verfolgung Edith Pettes keine Rolle. 
Die Behauptung einer „politischen Verfolgung“ Edith Pettes ist noch in anderer Hinsicht 
bemerkenswert. In späteren Äußerungen und in der Forschung wird ein erhöhter poli-
tischer Druck auf Heinrich Pette, z.B. zum Parteieintritt, ja auch damit begründet, dass 
Edith Pette „Halbjüdin“ gewesen sei (2.). So weist Firnhaber in seiner Untersuchung zu 
Pettes Wirken in der NS-Zeit darauf hin, dass dieser „mit der Halbjüdin Dr. med. Edith 
Graetz“187 verheiratet gewesen sei. Firnhaber bezieht sich dabei u.a. auf die Kurzbio-
grafie von Bauer sowie auf eine Auskunft von Dirk Pette.188 Hält man sich dagegen an 
die Archive und an die vorliegenden Quellen aus dem Familiennachlass, ist eine Ver-
folgung Edith Pettes als „Halbjüdin“ noch sehr viel unwahrscheinlicher als ihre Verfol-
gung aus „politischen Gründen“. Selbst wenn „jüdische Mischlinge zweiten Grades“, als 
die Edith Pette wenn überhaupt kategorisiert worden wäre, im „Dritten Reich“ nicht 
verfolgt wurden und ihre bürgerlichen Rechte behielten, war unter ihnen der Verfol-
gungsdruck verständlicherweise groß. Falls solche Sorgen bei Pettes in der NS-Zeit ir-
gendeine Rolle gespielt hätten, wäre Heinrich Pette mit ihnen bereits ab 1945 als 

186 Edith Pette an Heinrich Pette, 15.03.1943. 
187 Firnhaber, Inwieweit beeinflussten (1935), S. 7; vgl. Wolfgang Firnhaber, Inwieweit beeinflussten na-
tionalsozialistische rassenhygienische und erbbiologische Ideen die Jahresversammlungen der Gesell-
schaft Deutscher Neurologen und Psychiater (GDNP) 1938 in Köln und 1939 in Wiesbaden?, in: Schrif-
tenreihe der Deutschen Gesellschaft für Geschichte der Nervenheilkunde 19 (2013), S. 35-46, hier S. 43. 
188 Vgl. H. J. Bauer, Heinrich Pette (1887-1964), in: Hans Schliack/Hanns Hippius (Hrsg.), Nervenärzte – 
Biographien, Stuttgart 1998, S. 129-137; Firnhaber, Die Gesellschaft Deutscher Nervenärzte, S. 391. 
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Hauptargument für seine Entlastung ganz bestimmt offensiver aufgetreten. Im Schrift-
wechsel zwischen Edith und Heinrich Pette (5.) ist auch von solchen Sorgen an keiner 
einzigen Stelle etwas zu bemerken. 
Grundsätzliche Zweifel an einer „Halbjüdin“ Edith Pette wecken zudem die Geburtsur-
kunde Edith Pettes sowie sämtliche vorliegenden Heirats- und Geburtsurkunden von 
Eltern und Großeltern, in denen stets die evangelische Taufe vermerkt ist.189 Darüber 
hinaus findet sich für den 21.12.1937 ein Schreiben der Hamburger Schulbehörde, dass 
die „arische Abstammung“ Pettes geprüft worden und die „standesamtliche Heiratsur-
kunde Ihrer Schwiegereltern“ vorzulegen sei.190 Offensichtlich brachte die Überprüfung 
durch die Schulbehörde keine „problematischen“ Funde zu Tage, wäre Pette doch an-
sonsten entsprechend informiert und kaum als stellvertretender Vorsitzender der 
GDNP tätig geblieben. Dass Firnhaber, Bauer und andere den Befund der „Halbjüdin“ 
Edith Pettes seit den 1950er Jahren dennoch als Fakt verbreiteten, ist im Übrigen noch 
in anderer Hinsicht eine wichtige Beobachtung: Sie belegt, dass die kumulative Heroi-
sierung Pettes als „Oppositioneller“ und „Verfolgter“ auch bei anderen verfing und von 
Kollegen tradiert wurde. 
In diesem Zusammenhang kommen wir noch einmal auf Pettes oben genannten Hin-
weis auf die Ausbürgerung seines „Schwagers“ zurück. Bis heute ist nicht geklärt, aus 
welchen Gründen Erich Graetz sein Doktortitel durch die Humboldt-Universität aber-
kannt wurde. Eine – auch von Dirk Pette angeführte – „Erklärung zur Aberkennung aka-
demischer Titel“ der HU, mit der zahlreiche emigrierte Wissenschaftler – unter ihnen 
auch Erich Graetz – im Juli 1998 rehabilitiert wurden, fasst verschiedene Entlassungs-
und Aberkennungsgründe von „politischer“ bis hin zu „rassischer Verfolgung“ zusam-
men und weist darauf hin, dass diese Angaben wegen der „lückenhaften Akten [...] mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit“ zutreffen.191 Im Falle eines „halbjüdischen“ Hinter-
grundes hätte Erich Graetz nach damaliger Diktion als Begründung für seine Entlassung 
zumindest „Geltungsjude“ sein müssen, was angesichts o.g. fehlender Belege in den 
Familienurkunden als sehr unwahrscheinlich gelten muss. Ein von Dirk Pette zu diesem 
Fall im September 2018 nachgereichtes Dokument vom 20. August 1948 spricht zwar 
für eine Verfolgung, allerdings fehlen auch hier Angaben zum Verfolgungsgrund.192 

Erich Graetz bezeichnet sich in diesem Schreiben selbst als „Opfer des Nationalsozia-
lismus“ und gibt keinerlei Hinweise, z.B. zu „rassischen“ Gründen der Verfolgung, wie 
in zeitgenössischer Diktion jüdische Verfolgte umschrieben wurden. Ob Erich Graetz 
die in diesem Schreiben geforderte Wiedergutmachung erhalten hat, seine Verfolgung 

189 Sämtliche Urkunden wurden uns von Dirk Pette und dem HPI zur Verfügung gestellt. 
190 StAHH, 361-6, I 0319, Bd. 1, Schreiben der Kultur- und Schulbehörde, 21.12.1937. 
191 Erklärung des Präsidenten der Humboldt-Universität zu Berlin zur Aberkennung akademischer Titel 
vom 07.07.1998. Einen Ausdruck der Erklärung stellte freundlicherweise Dirk Pette zur Verfügung. Der 
einzige weitere, allerdings schwache Anhaltspunkt für eine „jüdische“ Herkunft von Erich Graetz sind 
die Memoiren von Hansjochem Autrum von 1996, in denen er in einem Nebensatz – und ohne Beleg – 
davon spricht, dass Graetz „jüdisch“ gewesen sei. Demgegenüber hat der 1933 emigrierte Zoologe 
Heinrich Mendelssohn behauptet, dass nur Professor Ernst Marcus und drei Studenten „jüdisch“ gewe-
sen seien. Vgl. Hansjochem Autrum, Mein Leben. Wie sich Glück und Verdienst verketten, Berlin 1996, 
S. 34. 
192 Dirk Pette, Annmerkungen zum Gutachten Schildt/Thießen, [September 2018], S. 3. 
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also anerkannt worden ist, lässt sich ebenfalls nicht belegen. Insbesondere Belege für 
eine „jüdische“ Verfolgung, die für Wiedergutmachungszahlungen o.ä. relevant gewe-
sen wären, liegen nicht vor und wurden unseres Wissens weder von Edith noch von 
Heinrich Pette jemals vorgelegt oder auch nur erwähnt. Wahrscheinlich erfolgte die 
Aberkennung des Doktortitels von Erich Graetz‘ also aus „politischen“ oder anderen als 
„rassischen“ Gründen, wie ja im Übrigen Pette selbst in seinem o.g. Widerspruch im 
Entnazifizierungsverfahren 1948 explizit behauptet hatte. 
Nicht zuletzt ist an Pettes Widerspruch der Hinweis auf die Berichterstattung der „Zei-
tungen der Ostzone“ wichtig. Leider nennt Pette diese Zeitungen nicht genauer, son-
dern gibt nur den Tenor der Berichterstattung wieder, „dass ich verbrecherische Steri-
lisationen an Gegnern des Regimes durchgeführt und Experimente an Gefangenen in 
Konzentrationslagern vorgenommen hätte. [...] Gerade das Gegenteil ist der Fall, wie 
aus meinem Einspruch zur Genüge hervorgeht.“ Unsere Recherche in ostdeutschen 
Presseorganen wie dem „Neuen Deutschland“, der „Neuen Zeit“ und der „Berliner Zei-
tung“ brachte für das Jahr 1948 zwei Artikel zu Tage, die allerdings nur über eine „Psy-
chiater- und Neurologen Tagung“ vom 27. bis 29. Mai 1948 im Allgemeinen, nicht aber 
über Vorwürfe gegen Heinrich Pette im Speziellen berichten. Im „Neuen Deutschland“ 
wird in diesem Zusammenhang eine gemeinsame Resolution zitiert, die auf der Tagung 
verabschiedet worden sei: „Die zur Tagung [....] versammelten deutschen Psychiater 
und Neurologen geben hiermit kund, daß sie mit aller Entschiedenheit von den nazis-
tischen Methoden der zwangsweisen Sterilisation abrücken.“193 Stand Pette in diesen 
Artikeln also auch nicht persönlich in der Kritik, befand er sich als Zweiter Vorsitzender 
der GDNP – von der sich der o.g. Kongress öffentlich distanzierte – Ende Mai 1948 
möglicherweise unter Erklärungsdruck, sich von Zwangssterilisationen zu distanzieren. 
Hier könnte also eine weitere Erklärung für die kumulative Heroisierung liegen. 
Zusammengefasst findet sich für die in Pettes Widerspruch behauptete „oppositionelle 
Haltung“ kein Beleg. Vielmehr kann sie auf Grundlage der bisherigen Ergebnisse (v.a. 
3. und 4.) sowie der hier erläuterten Widersprüche als äußerst unwahrscheinlich gelten. 
Dass Pette für viele seiner Behauptungen als Entlastungszeugen ausgerechnet „Mit-
oder Haupttäter, Gutachter, Unterstützer oder Nutznießer der Euthanasie“194 (z.B. 
Rüdin, Conti, Kurz Pohlisch, Kurt Blome und Hugo Spatz) nennt, hat bereits van den 
Bussche zu Recht sehr verwundert. Unser Ergebnis ist kein Vorwurf gegenüber Pettes 
Verhalten an sich – wenn man aus geschichtswissenschaftlichen Befunden überhaupt 
Vorwürfe schlussfolgern möchte. Schließlich gehörte zu einer öffentlichen Oppositi-
onsrolle erheblicher Mut und die Bereitschaft, berufliche Nachteile, Sanktionen oder 
sogar Repressionen in Kauf zu nehmen. Bemerkenswert ist unser Ergebnis vielmehr 
wegen des extremen Kontrastes zwischen widersprüchlichen bzw. fehlenden Belegen 
für eine „oppositionelle Rolle“ auf der einen Seite und der sukzessiven Selbstheroisie-
rung Pettes auf der anderen. 
Nach jahrelangen Verhandlungen ging Pettes Entlastungsstrategie auf: Am 16. März 
1949 erhielt Pette von der „Zentralstelle für Berufungsausschüsse“ die Mitteilung, dass 

193 Neues Deutschland, Geist der Hilfe für die Kranken. Resolution der Psychiater- und Neurologen-Ta-
gung, 29.05.1948, S. 3. Vgl. auch Berliner Zeitung, Neurologen-Tagung eröffnet, 28.05.1948, S. 2. 
194 van den Bussche, Die Hamburger Universitätsmedizin, S. 245. 
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der Berufungsausschuss 3 seinem Widerspruch stattgeben habe und er nicht mehr in 
Kategorie IV, sondern „in Kategorie V (fünf) eingestuft“195 worden sei. Damit galt Pette 
offiziell als „entlastet“, was zugleich letzte Vorbehalte in der Hamburger Schulbehörde 
entkräftete. Ende April 1949 schrieb die Schulbehörde an Pette, dass er rückwirkend 
zum 1. Juli 1945 als Beamter in den Dienst der Hansestadt Hamburg übernommen 
worden sei.196 Damit stand auch seiner Ernennung zum ordentlichen Professor, die 
noch 1948 wegen der Einstufung in Kategorie IV abgelehnt worden war, nichts mehr 
entgegen. Am 5. Mai 1949 erklärte die Schulbehörde, dass die Hochschulsektion der 
Behörde mit der Ernennung Pettes zum ordentlichen Professor einverstanden sei.197 

Außerordentlich bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang ein Fragebogen der 
Hamburger Schulbehörde zum Abschluss des Entnazifizierungsverfahrens, den Pette 
vor seiner Ernennung zum ordentlichen Professor im Mai 1949 ausfüllte. Hier wurden 
u.a. Parteizugehörigkeit, Ämter und Funktionen in der NS-Zeit sowie der Ausgang des 
Entnazifizierungsverfahrens erfragt sowie Auskünfte darüber erbeten, ob man „1933-
1945 aus politischen, rassischen oder Glaubensgründen gemaßregelt“198 worden sei. 
Pettes Antwort lautete nun ebenso knapp wie unmissverständlich: „nein“. Auch im an-
schließenden Feld, in dem Verfolgungsgründe hätten erläutert werden können, blieb 
Pette mit seinem Eintrag „entfällt“ bei dieser unmissverständlichen Klarstellung, dass er 
keinerlei Verfolgung erlitten habe. Falls Edith Pette oder er selbst wegen einer „jüdi-
schen Aszendenz“ entsprechende Befürchtungen gehabt hätte, wäre Heinrich Pette mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bemüht gewesen, diese Zusammenhänge 
hier anzuführen. Um es noch einmal in aller Klarheit zu sagen: Das genaue Gegenteil 
war der Fall. Sämtliche in den Jahren zuvor angeführten Erzählungen über eine „politi-
sche Verfolgung“, über Kontakte zum Widerstand des 20. Juli oder einen Kampf gegen 
die „Euthanasie“ wurden hier von Heinrich Pette schriftlich verneint. 
Das hier dokumentierte plötzliche Verschwinden des in den Jahren zuvor konstruierten 
Bildes eines Verfolgten und Oppositionellen wirft somit weitere Fragen auf: Hatte Pette 
all seine Entlastungsargumente im Mai 1949 plötzlich vergessen? Oder spielten diese 
nach dem jetzt erfolgreichen Widerspruchsverfahren und der erfolgreichen Entnazifi-
zierung schlichtweg keine Rolle mehr? Oder aber war Pettes Desinteresse der allge-
meinen Ablehnung der Entnazifizierung in Deutschland geschuldet, die spätestens An-
fang 1949 selbst unter ehemaligen Verfolgten als „gescheitert“199 galt? Die verbreitete 
Ablehnung der Entnazifizierung fußte auch auf dem dominanten öffentlichen Bewusst-
sein, „dass die Verantwortung für die Schandtaten des ‚Dritten Reiches‘ allein Hitler und 
einer kleinen Clique von ‚Hauptkriegsverbrechern‘ zuschrieb, während es den Deut-
schen in ihrer Gesamtheit den Status von politisch ‚Verführten‘ zuerkannte, die der 

195 StAHH, 361-6, I 0319, Bd. 1, Abschrift des Schreibens der Zentralstelle für Berufungsausschüsse, 
16.03.1949. 
196 StAHH, 361-6, I 0319, Bd. 1, Schreiben der Hamburger Schulbehörde, 24.04.1949. 
197 StAHH, 361-6, I 0319, Bd. 1, Schreiben der Hamburger Schulbehörde, 05.05.1949 
198 StAHH, 361-6, I 0319, Bd. 1, Fragebogen „Vorschlag zur Ernennung [....] Heinrich Pette zum ordentli-
chen Professor“, „abgesandt 16.05.1949“. 
199 Reichel, Vergangenheitsbewältigung, S. 36. 
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Krieg und seine Folgen schließlich sogar selbst zu ‚Opfern‘ gemacht hatte.“200 Individu-
elle Auseinandersetzungen mit der NS-Zeit waren von nun an für eine lange Zeit nicht 
mehr gefragt und auch nicht mehr notwendig. 
Tatsächlich lässt sich das vorläufige Ende der kumulativen Heroisierung seit Mitte 1949 
nicht nur im oben zitierten Fragebogen Pettes, sondern auch in anderen Quellen, z.B. 
im Hamburger Abendblatt Ende Dezember 1949, nachweisen. In einer Art „Homestory“ 
stellte die Zeitung Heinrich Pette als „Helfer der Seele“ vor und nannte in diesem Zu-
sammenhang auch den Film „Ich klage an“.201 Obwohl sämtliche Passagen des Zei-
tungsartikels – wie für Experteninterviews üblich – zumindest stichwortartig von Pette 
oder einem Mitarbeiter vorgegeben worden waren,202 fehlte an dieser Stelle jeglicher 
Hinweis auf Pettes Kritik am Film oder auf einen Kampf Pettes gegen die „Euthanasie“. 

6.4 Höhepunkt der Heroisierung: Der Heyde/Sawade-Untersuchungsausschuss 

Diese Geschichten sollten erst etliche Jahre später, Anfang der 1960er Jahre im 
Heyde/Sawade-Untersuchungsausschuss, wieder eine Rolle spielen. Der „Fall 
Heyde/Sawade“ erregte in der deutschen Öffentlichkeit (die ostdeutsche Presse berich-
tete ebenso intensiv wie die westdeutsche) enorme Aufmerksamkeit. Dabei ging es vor 
allem um den Vorwurf an Vertreter der schleswig-holsteinischen Landesregierung und 
an mehrere Mediziner, dass diese einen Hauptverantwortlichen für die „Aktion T4“, 
Werner Heyde, unter dem Aliasnamen Fritz Sawade jahrelang gedeckt hätten. 
Neben einem Prozess gegen Heyde,203 der sich dem Urteil 1964 durch Suizid entzog, 
waren die Vorwürfe Gegenstand eines Untersuchungsausschusses im Landtag Schles-
wig-Holsteins. Während dieser Verhandlungen kam auch ein Treffen zwischen Pette 
und Heyde/Sawade am 13. Mai 1952 zur Sprache, was Pette im Untersuchungsaus-
schuss den Vorwurf eintrug, die wahre Identität Heydes nach 1952 nicht öffentlich be-
kannt gemacht zu haben. Selbst die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ berichtete am 7. 
April 1961 über den Vorwurf gegenüber Pette und zitierte dabei den Vorsitzenden des 
Untersuchungsausschusses: „Sichergestellt und durch sämtliche Akten bekundet sei le-
diglich, daß die Hamburger Medizinischen Ordinarien Professor Pette und Professor 
Bürger-Prinz den Euthanasieexperten Heyde gedeckt hätten.“204 Pette wies diesen Vor-
wurf in einem Schreiben an den Rektor der Hamburger Universität umgehend von sich 
und beauftragte gemeinsam mit Bürger-Prinz die Hamburger Rechtsanwälte Alfred 

200 Norbert Frei, Vergangenheitspolitik. Die Anfänge der Bundesrepublik und die NS-Vergangenheit, 
München 21997, S. 405. 
201 HA, Ein Helfer der Seele. Professor Dr. Pette weist der Neurologie neue Wege, 24.12.1949. 
202 Dafür sprechen die vielen Detailfragen des Journalisten zu spezifischen Diagnosen und Forschungs-
schwerpunkten. 
203 Thomas Vormbaum (Hrsg.), „Euthanasie“ vor Gericht. Die Anklageschrift des Generalstaatsanwalts 
beim OLG Frankfurt/M. gegen Dr. Werner Heyde u.a. vom 22. Mai 1962, Berlin 2005. 
204 FAZ, „Ich rate Ihnen dringend, tauchen Sie auf“, 07.04.1961. Die FAZ bezog sich außerdem auf Aus-
sagen eines „Professor Glatzel“, der von Pette in den 1950er Jahren über die Vergangenheit Heydes als 
„Euthanasie-Arzt“ aufgeklärt worden sei. 
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Philipp und Peter Schulz mit dem Fall.205 Philipp und Schulz boten dem Untersuchungs-
ausschuss daraufhin eine Aussage ihrer Mandanten an,206 so dass Pette am 29. April 
1961 in Schleswig seine Sicht der Dinge vortrug. Demnach sei er vor dem Zusammen-
treffen mit Heyde/Swade bei einem Vortrag 1952 über Sawades wahre Identität vom 
Präsidenten des Oberversicherungssamtes Ernst-Siegfried Buresch207 zwar aufgeklärt 
worden. Buresch habe ihm aber versichert, dass die Sache „in Ordnung“ sei.208 

Pette musste 1961 ein großes Interesse an einer entlastenden Darstellung habe, „um 
ein Strafverfahren gegen sich abzuwehren“. Schließlich besaß er im Verfahren „als einer 
von ganz wenigen [...] Kenntnis“ über Heydes Verbrechen in der NS-Zeit. „Da er nach 
dem 13. Mai 1952 geschwiegen hatte, als er bereits Heyde/Sawade zweifelsfrei identi-
fiziert hatte, wäre ihm damit auch der Begünstigungsvorsatz nachzuweisen gewe-
sen.“209 Tatsächlich wuchsen selbst beim Generalstaatsanwalt Nehm im weiteren Ver-
lauf des Verfahrens „Bedenken“ über die Richtigkeit von Pettes Aussage. Zum einen 
gab Heyde später an, Pette an dem besagten Tag gar nicht getroffen zu haben. Zum 
anderen behauptete Buresch, dass er nie mit Pette über die wahre Identität Sawades 
gesprochen habe. Nehm berichtete daraufhin sogar Justizminister Leverenz von seinen 
Zweifeln an Pettes Darstellung, denen allerdings – laut Godau-Schüttke aus „unerfind-
lichen Gründen“ – nicht weiter nachgegangen wurde.210 Dass Pette von Sawades wah-
rer Identität spätestens Anfang der 1950er Jahre wusste, ist also ebenso unstrittig wie 
Pettes Kenntnis von Heydes Verbrechen bereits in der NS-Zeit, die Pette ja im Unter-
suchungsausschuss selbst zugab.211 

Nachweisen lässt sich auch, wie Pette sich im Untersuchungsausschuss zum Verfolgten 
und schärfsten Gegner der „Euthanasie“ erklärte. So verstieg er sich Ende April 1961 zu 
einer besonders lebhaften Schilderung seines Kampfes gegen die Verantwortlichen für 
die „Euthanasie“, wahrscheinlich auch, um seine mögliche Begünstigung Heydes in der 
Nachkriegszeit von Vornherein als umso unwahrscheinlicher klingen zu lassen: 

„Wenn einer – das möchte ich vorweg sagen – gekämpft hat gegen Heyde, dann 
ist es Pette – hier, ich! – in Hamburg gewesen! [...] Ich bin der stärkste Opponent 
gewesen in Deutschland; im Jahr 1941 war mir zu Ohren gekommen – mir als dem 
zweiten Vorsitzenden der Gesellschaft [D]eutscher Neurologen und Psychiater –, 
daß hier etwas vor sich geht, und zwar von Prof. Rüdin. [...] Er ist zu mir gekommen 
und hat gesagt: ‚Herr Pette! Bitte, hier sind die Akten!‘ [...] Und dann habe ich ge-
sagt: ‚Was ist das? Herr Rüdin! Das ist ja Mord, Mord! Was sollen wir tun?‘ [...] Ich 
[...] habe Herrn Rüdin gesagt: Ich werde einen Kongreß in Wien vorbereiten [...] und 

205 StAHH, 361-6, I 0319 Bd. 5, Schreiben Pette, 13.04.1961. 
206 StAHH, 361-6, I 0319 Bd. 5, Schreiben Philipp/Schulz an Rohloff, 18.04.1961. 
207 Aus dem Oberversicherungsamt ging Mitte der 1950er Jahre das Landessozialgericht hervor, dessen 
Präsident Buresch blieb. 
208 Zit. n. Klaus-Detlev Godau-Schüttke, Die Heyde/Sawade-Affäre. Wie Juristen und Mediziner den NS-
Euthanasieprofessor Heyde nach 1945 deckten und straflos blieben, Baden-Baden 1998, S. 83. Das 
„Neue Deutschland“ berief sich auf diese Aussage Pettes, um den schleswig-holsteinischen Behörden 
eine „Förderung nazistischer Verbrecher“ vorzuwerfen. ND, Behördenschutz für Nazi, 01.05.1961, S. 2. 
209 Alle Zitate Godau-Schüttke, Die Heyde/Sawade-Affäre, S. 85. 
210 Vgl. dazu die Belege und weiteren Ausführungen bei Godau-Schüttke, Die Heyde/Sawade-Affäre, S. 
84-85. 
211 Vgl. dazu auch die weiteren Belege bei Godau-Schüttke, Die Heyde/Sawade-Affäre, S. 89. 
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bin über Nacht nach Berlin gefahren, um die Genehmigung einzuholen von [...] Mi-
nisterialrat Linden. Ich habe gesagt: ‚Herr Ministerialrat Linden! Ich komme hierher, 
um die Abhaltung eines Kongresses zu beantragen [...] und zwar ist der Grund aus-
schließlich und allein, daß hier mit Geisteskranken etwas geschieht… [...] Da soll 
jeder sein Glaubensbekenntnis sagen.‘“212 

Diese Aussage zeugt tatsächlich von einem „theatralischen Auftritt“ und damit von der 
Suggestivkraft der kumulativen Heroisierung – falls Pette seine eigenen Ausführungen 
tatsächlich geglaubt haben sollte. Denn gleich mehrere der hier formulierten Behaup-
tungen sind äußerst unglaubwürdig. Dass Rüdin kein Interesse an einer kritischen Aus-
einandersetzung mit der „Euthanasie“ hatte, steht ohnehin vollkommen außer Frage.213 

Darüber hinaus haben wir bereits im Zusammenhang mit der Tagungsplanung 1941 
Rüdins und Nitsches Versuche nachgewiesen, potenzielle Kritiker der „Euthanasie“ von 
der GDNP-Jahresversammlung bewusst auszuschließen. Vor allem aber zeugt die För-
derung dieser Jahresversammlung – an der sowohl Pette als auch Heyde/Sawade ja 
beide mit einem Vortrag beteiligt sein sollten – ausgerechnet durch die RAG, in der 
wiederum Heyde für die „Euthanasie“ tätig war, dass selbst für die von Pette vor dem 
Untersuchungsausschuss behauptete Auseinandersetzung „nur“ mit Heyde im Jahr 
1941 keine Rede sein konnte (3.3). 
Pette ging in seiner Selbstdarstellung als Vorkämpfer gegen die „Euthanasie“ einige 
Wochen später sogar noch weiter, wie weitere Schilderungen vor dem Untersuchungs-
ausschuss auf einer späteren Sitzung Ende Juni 1961 belegen: 

„1941! Ich darf hinzufügen: Für mich war diese Situation mehr als gefährlich; denn 
[...] man hatte mich auf dem Kieker, [...] weil ich vorher den Film ‚Ich klage an‘ von 
der Leinwand gerissen habe [...]; es ist dann auch nicht mehr aufgeführt worden. 
[...] Im Jahre 1944 habe ich es wieder versucht. Ich habe gesagt: Jetzt müssen wir 
noch einmal! Obwohl ich wußte, daß von dem Tage an, als ich in Berlin erschienen 
bin, kein Geisteskranker mehr [...] getötet worden ist. [...] vor allen Dingen, weil ich 
in aller Offenheit Nitsche [...] gesagt habe: Herr Nitsche! [...] Was haben Sie ge-
macht? Das hätte ich Ihnen nicht zugetraut! Da oben ist das Brandenburger Tor. 
Herr Nitsche! Der erste, der baumelt sind Sie! [...] Ich brauche es nicht zu meiner 
Rechtfertigung zu sagen; aber da ja soviel in der Presse erschienen ist, scheint es 
mir doch wichtig zur Aufklärung dieser Angelegenheit zu sein, weil ich wohl derje-
nige bin, der am meisten weiß.“214 

Mit dieser Aussage fand die kumulative Heroisierung ihren End- und Höhepunkt. Hatte 
Pette seit 1945 mit unterschiedlichen Argumenten von einer „scharfen Beobachtung“ 
und Bedrohung durch Reichsministerien sowie von seiner Kritik an Sterilisationen be-

212 Aussage Pette vor dem UA am 29.04.1961, zit. n. Godau-Schüttke, Die Heyde/Sawade-Affäre, S. 81. 
Diese Aussage wurde auch in einem weiteren Artikel der Frankfurter Allgemeinen Zeitung wiedergege-
ben, vgl. FAZ, „Schweigen wird bei uns Psychiatern sehr groß geschrieben“. Kollegen Heydes vor dem 
Kieler Untersuchungsausschuss / Professor Pette widersetzte sich den Euthanasieplänen, 01.05.1961. 
213 Vgl. dazu bereits u.a. Jay Robert Lifton, Ärzte im Dritten Reich, Stuttgart 1988, S. 33-34, 101-102; 
Ernst Klee, Was sie taten – was sie wurden. Ärzte, Juristen und andere Beteiligte am Kranken- oder Ju-
denmord, Frankfurt/Main 132012, S. 171; Klee, „Euthanasie“, S. 36, 43, 73, 217-219, 356, 397. 
214 Aussage Pette vor dem UA am 26.06.1961, zit. n. Godau-Schüttke, Die Heyde/Sawade-Affäre, S. 82. 
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richtet, verwandelte er sich in seiner Selbstdarstellung im Juni 1961 sogar zum Verfolg-
ten und Vorkämpfer gegen die „Euthanasie“. Nachvollziehbar wird dieses Selbstbild mit 
seiner Entlastungsfunktion in einem Verfahren, das für Pette strafrechtliche Konse-
quenzen hätte haben können. Möglicherweise gingen Pette seine „kämpferischen“ 
Schilderungen aber nun umso leichter von den Lippen, weil sämtliche von ihm benann-
ten Personen wie Rüdin und Nitsche mittlerweile verstorben waren. 
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7. Pettes Werk und Wirken in den 1950er und 
1960er Jahren 

Ein Leben lässt sich nicht auf die NS-Zeit reduzieren. Obgleich das Verhalten in der NS-
Zeit für den öffentlichen Umgang mit einer Person hohes Gewicht hat, sollte eine bio-
grafische Untersuchung auch Entwicklungen jenseits dieser zwölf Jahre berücksichti-
gen. Diese Perspektivenerweiterung ist schon deshalb sinnvoll, weil zur Untersuchung 
einer Person ja immer auch die persönliche Auseinandersetzung mit der NS-Zeit dazu-
gehört, so dass wir unsere Recherchen bis zum Heyde/Sawade-Prozess in den 1960er 
Jahren ausgedehnt haben (6.4). Eine selbstkritische Reflexion des eigenen Verhaltens 
im „Dritten Reich“ oder Wandlungen im politischen Engagement sind daher wichtige 
Faktoren nicht zuletzt auch für die Bewertung der NS-Zeit. Bei Heinrich Pette ist ein 
Blick auf sein Wirken nach 1945 darüber hinaus sinnvoll, weil er in der Bundesrepublik 
als Virologe und Experte für die Polioimpfung besondere öffentliche Bedeutung ge-
wann – auch wenn sich diese Arbeitsfelder aus seinen früheren Arbeitsschwerpunkten 
entwickelten. Die Benennungen des „Heinrich-Pette-Instituts“ und des „Heinrich-Pette-
Preises“ der DGN sind ebenso wie mehrere Ehrungen, u.a. zum 70. Geburtstag Pettes, 
auch vor dem Hintergrund der gestiegenen öffentlichen Aufmerksamkeit für virologi-
sche und immunologische Fragen in den 1950er und 1960er Jahren zu verstehen. 
Um den Umfang des Gutachtens nicht zu sprengen, möchten wir keine Biografie Pettes 
für die Zeit nach 1945 schreiben. Vielmehr skizzieren wir im Folgenden einige Eck-
punkte zu Pettes Wirken im zeithistorischen Kontext der 1950er und 1960er Jahren, die 
sowohl für das folgende Kapitel über die Bedeutung von Ehrungen (8.) eine Grundlage 
legen als auch für eine Gesamtwürdigung Pettes weitere Anhaltspunkte liefern sollen. 
Da die medizingeschichtliche Dimension von Pettes Wirken nach 1945 bereits in meh-
reren Nachrufen dargestellt worden ist, konzentrieren wir uns auf die gesellschaftsge-
schichtliche Dimension seiner Person. 
In den letzten Jahren des „Dritten Reichs“ ging die Zahl der Veröffentlichungen Pettes 
zurück.215 1941 veröffentlichte Pette keinen einzigen wissenschaftlichen Aufsatz, son-
dern nur zwei Nachrufe auf Otfried Foerster sowie einen knappen Festbeitrag für Max 
Nonne. Neben seiner Monographie erschien 1942 noch ein Aufsatz, für 1943 finden 
sich zwei Aufsätze sowie ein Referat, 1944 sogar nur noch ein einziger Beitrag. Dieser 
– auch im Vergleich zur Publikationstätigkeit bis Ende der 1930er Jahre – Rückgang 
lässt sich zum einen mit der Gesamtsituation des Krieges erklären. Einsparungen im 
gesamten Buch- und Pressewesen sowie Einberufungen schränkten die wissenschaftli-
che Redaktionstätigkeit im Allgemeinen ein. Zum anderen erklärte Pette selbst in meh-
reren Briefen an seine Frau Edith, dass sein wissenschaftliches Engagement in den 
Kriegsjahren zurückgegangen sei. Wahrscheinlich spielten dafür neben der Praxis- und 
Kliniktätigkeit auch die Beratungen der Kriegsmarine, die Tätigkeit bei der GDNP und 

215 Vgl. dazu und zum Folgenden den Überblick über Pettes Publikationen im Anhang von bei Helmut 
J. Bauer, Heinrich Pette zum Gedächtnis. 1887-1964, in: Deutsche Zeitschrift für Nervenheilkunde 187 
(1965), S. 97-121. 
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vor allem Alltagssorgen im „luftkriegsgefährdeten“ Hamburg (5.) eine Rolle. Umso ak-
tiver zeigte sich Pette nach Gründung der „Stiftung zur Erforschung der spinalen Kin-
derlähmung und der Multiplen Sklerose“ im Juni 1948,216 wobei drei Entwicklungen 
hervorstechen, die wir im Folgenden für eine Charakterisierung Pettes nachzeichnen. 
(1) Zunächst einmal betätigte sich Pette besonders stark in virologischen Forschungen, 
insbesondere zur Poliomyelitis217 bis hin zu Untersuchungen von Impfprogrammen218 

und Stellungnahmen zu potenziellen „Impfschäden“ bzw. Nebenwirkungen von Imp-
fungen.219 Dieser Fokus ist von Bedeutung, weil die Poliomyelitis in den 1950er und 
1960er Jahren zu einer „Signalkrankheit“ avancierte,220 die großes öffentliches Aufse-
hen erregte und ebenso große gesundheitspolitische Aktivitäten beförderte.221 Nicht 
nur eine steigende Zahl an Kinderlähmungsfällen in den USA und Europa, auch der 
Kalte Krieg beförderte das öffentliche Interesse. Schließlich eröffnete der Kampf um die 
höhere Impfquote und das bessere Impfprogramm (Salk- vs. Sabin-Impfung) gewisser-
maßen eine Arena für den Systemgegensatz. Insbesondere bundesdeutsche Gesund-
heitspolitiker mussten sich in den späten 1950er Jahren aus der DDR und in westdeut-
schen Medien den Vorwurf gefallen lassen, zu spät bzw. gar nicht auf die Bedrohung 
durch die Kinderlähmung reagiert zu haben. Während in Osteuropa und in mehreren 
westeuropäischen Staaten bereits erfolgreich Polioimpfprogramme angelaufen waren, 
stritt man in der Bundesrepublik um Sicherheitsstandards und Lizenzprogramme für 
US-amerikanische Impfstoffe oder westdeutsche Produkteinführungen.222 

Ende der 1950er Jahre wurden endlich auch in vielen Bundesländern Polioimpfpro-
gramme, meist in Form der populären Schluckimpfung durchgeführt. Heinrich Pette 
hatte an dieser Einführung großen Anteil. Sein Institut fungierte seit 1954 – noch vor 

216 Vgl. dazu das Manuskript von Dirk Pette, 50 Jahre Heinrich-Pette-Institut, 1948-1998. 
217 Als erste Beiträge zur Poliomyelitis in der Nachkriegszeit vgl. u.a. Heinrich Pette, Heutiger Stand des 
Poliomyelitisproblems, in: Deutsche Medizinische Wochenschrift 72 (1947), S. 625-629; Heinrich Pette, 
Wandlung epidemiologischer und pathogenetischer Gedankengänge bei der Poliomyelitis, in: Klinische 
Wochenschrift 27 (1949), S. 321-330; Heinrich Pette/R. Chr. Behrend, Zur Prophylaxe und Therapie der 
Poliomyelitis, in: Deutsche Medizinische Wochenschrift 75 (1950), S. 1288-1291. 
218 Vgl. u.a. Heinrich Pette, Zur Schutzimpfung gegen Poliomyelitis, in: Deutsche Medizinisch Wochen-
schrift 79 (1954), S. 1664-1666; Heinrich Pette, Neuerkrankungen an Kinderlähmung im Bundesgebiet, 
in: Münchener medizinische Wochenschrift 97 (1955), S. 283; Heinrich Pette, Wo stehen wir heute im 
Kampf gegen die Kinderlähmung?, in: Münchener medizinische Wochenschrift 97 (1955), S. 1413-1417; 
H. Eyer/H. Herken/F. Höring/H. Pette u.a., Zum Gutachten über die Schutzimpfung gegen Poliomyelitis, 
in: Münchener medizinische Wochenschrift 98 (1956), S. 492-496; Heinrich Pette, Zur Poliomyelitis-
Schluckimpfung in Hamburg, in: Hamburger Ärzteblatt 16 (1962), S. 4. 
219 Vgl. u.a. Heinrich Pette, Zur Frage der neurologischen Komplikationen nach Schluckimpfung mit Po-
liomyelitis Typ I (Sabin), in: Deutsche Medizinische Wochenschrift 88 (1963), S. 886-891; G. Bo-
dechtel/R. Haas/H. Pette u.a., Gesundheitsschäden nach oraler Impfung mit dem Poliomyelitis-Impf-
stoff Typ I von Sabin, in: Deutsche medizinische Wochenschrift 88 (1962), S. 1821-1828. 
220 Zum Konzept der „Signalkrankheit“ vgl. Dirk Blasius, Tuberkulose: Signalkrankheit deutscher Ge-
schichte, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 47 (1996), S. 300-332. 
221 Zum Folgenden vgl. mit weiteren Belegen Malte Thießen, Immunisierte Gesellschaft. Impfen in 
Deutschland im 19. und 20. Jahrhundert, Göttingen 2017, S. 218-226; Ulrike Lindner, Gesundheitspolitik 
in der Nachkriegszeit. Großbritannien und die Bundesrepublik Deutschland im Vergleich, München 
2004, S. 221-282. 
222 Vgl. auch Ulrike Lindner/Stuart S. Blume, Vaccine Innovation and Adoption. Polio Vaccines in the 
UK, the Netherlands and West Germany, 1955-1965, in: Medical History 50 (2006), S. 425-446. 
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dem in den Folgejahren für Impfstofffragen maßgeblichen Paul-Ehrlich-Institut – als 
wichtiger Ansprechpartner für das Bundesgesundheitsamt (BGA) und Bundesinnenmi-
nisterium. Insbesondere bei der Einführung eines neuen Polio-Impfstoffs der Marbur-
ger Behringwerke sicherte Pettes Institut durch Versuchsreihen die Qualität des Her-
stellungsverfahrens.223 Diese Qualitätssicherung war notwendig geworden, weil sich 
Behringwerke und BGA Mitte der 1950er Jahre heillos in der Frage zerstritten hatten, 
wer die Marktzulassung des Impfstoffes kontrollieren solle. Heinrich Pette erfüllte seit-
her eine wichtige Beratungsfunktion für das BGA sowie für Bundes- und Ländermini-
sterien bei der Einführung der Polioimpfung.224 Auch deshalb war er im Frühjahr 1958 
an der Erstellung eines Gutachtens des BGA über den „Stand der Schutzimpfung gegen 
die Spinale Kinderlähmung“ beteiligt, das die Einführung der Schluckimpfung vorbe-
reitete.225 Dieses Engagement Pettes und seine Aufklärung von „Impfschäden“ bzw. 
Nebenwirkungen der Schluckimpfung, die unter den Bundesdeutschen für Unruhe 
sorgten und die Durchführung des Impfprogramms stellenweise gefährdeten, begrün-
deten die Aufmerksamkeit der Presse für Pettes Forschungen, die es bis in den „Spie-
gel“ schafften.226 

(2) Bei der Erforschung des Polio-Impfstoffs stand Heinrich Pettes Institut auch deshalb 
im Interesse von Experten und Presse, weil er seit 1958 meist auf Tierversuche mit Affen 
setzte.227 Das ist insofern bemerkenswert, weil sowohl der „Selbstversuch“228 als auch 
Medikamentenversuche an Heimkindern bis in die 1960er Jahre in der medizinischen 
Forschung keine Seltenheit waren. 
Neue Forschungen von Sylvia Wagner weisen allerdings nach, dass Heinrich Pette zu-
mindest für Kontrollreihen auch auf Versuche an Heimkindern setzen wollte. Wagner 
zitiert in diesem Zusammenhang eine Besprechung der „Deutschen Vereinigung zur 

223 Vgl. BArch, B 208, 2, Tb. 1, Manuskript Henneberg/Lundt vom BGA, „Die Entwicklung des ‚Poliomy-
elitis-Impfstoffes Behringwerke“; B 142/22, Dienstbesprechung mit den Leitenden Medizinalbeamten 
der Länder zum Gutachten des BGA über den Stand der Schutzimpfung gegen Kinderlähmung, 
10.02.1956; Niederschrift über die Sitzung des Kuratoriums der Stiftung zur Erforschung der spinalen 
Kinderlähmung und der Multiplen Sklerose, 07.10.1957; Niederschrift über die Sitzung des Kuratoriums 
der „Stiftung zur Erforschung der spinalen Kinderlähmung und der Multiplen Sklerose“, 25.07.1958. 
224 BArch, B 142/47, Protokoll über die Sitzung der Sachverständigen betr. Folgen der Poliomyelitis-
Schutzimpfung in den Behringwerken, 27.11.1954. 
225 Zweites Gutachten über den Stand der Schutzimpfung gegen die Spinale Kinderlähmung. Erstattet 
vom Bundesgesundheitsamt nach dem Stand vom 31. März 1958, Berlin 1959. 
226 Vgl. Spiegel, Kinderlähmung – Impfen oder nicht, 24.04.1957; Spiegel, Kinderlähmung – später Sieg, 
12.02.1964. 
227 Vgl. als Publikationen u.a. Heinrich Pette/Günther Kersting, Das Tierexperiment in der Erforschung 
neuroviraler Krankheiten, in: Giornale Di Malattie Infettive E Parassitarie 8 (1956), S. 1-12; Heinrich 
Pette u.a., Tierexperimentelle Untersuchungen zur Neuropathogenität der ECHO-Virustypen 4, 6 und 
16, in: Klinische Wochenschrift 38 (1960), S. 916-919; Heinrich Pette u.a., Die Neuropathogenität abge-
schwächter Polioviren im Affenexperiment, in: Zeitschrift für Hygiene, Infektionskrankheiten, medizini-
sche Mikrobiologie, Immunologie und Virologie 148 (1961), S. 168-192. Für die archivalische Überliefe-
rung vgl. die entsprechenden Protokolle des BGA und der „Arbeitsgruppe der Leitenden Medizinalbe-
amten der Länder“ in BArch, B 142/22; B 189/14102; B 208/2. 
228 Zur Akzeptanz von „Selbstversuchen“ bei der Einführung bundesdeutscher Impfprogramme vgl. 
Thießen, Immunisierte Gesellschaft, S. 271. 
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Bekämpfung der spinalen Kinderlähmung e.V.“ im Februar 1958, während der ein An-
trag Heinrich Pettes auf Impfstoffversuche an Bremer Heimkindern diskutiert worden 
sei.229 Im Wortlaut heißt es in dem Protokoll: 

„Aus der folgenden Diskussion war besonders interessant, dass Prof. Pette bei den 
Gesundheitsbehörden des Landes Bremen beantragt hatte, in einem Bremer Kin-
derheim Versuche mit Lebend-Impfstoff durchführen zu können. Dieser Antrag 
Prof. Pettes ist, wie Dr. v. Manger-König ausführte, bisher abschlägig beschieden, 
und Dr. Maßen sagte, dass die Angelegenheit noch nicht entschieden sei.“230 

Der hier genannte „Dr. Maßen“ fungierte laut Protokoll während dieser Sitzung als Ver-
treter Pettes, was nicht nur den Befund erhärtet, dass Pette tatsächlich einen Antrag 
auf Versuche an Heimkindern in Bremen gestellt hatte, sondern dass das Institut einen 
solchen Antrag im Februar 1958 noch weiter verfolgte. 
Tatsächlich hat Sylvia Wagner auf unsere Nachfrage hin weitere Belege erbracht, die 
diesen Eindruck erhärten. 1959 veröffentlichten H. Lennartz, Ch. Hertenstein und R. 
Crüsemann „aus den Laboratorien der Stiftung zur Erforschung der spinalen Kinderläh-
mung und der Multiplen Sklerose (Prof. Dr. Heinrich Pette) Hamburg“ eine Studie, in 
der von „Antikörpertestung nach der Poliovaccination in einem Bremer Kinderheim“ 
die Rede ist. In einer anschließenden Untersuchungsserie hätten zudem 28 „Kleinkinder 
in Bremen“ mehrere „Polioinjektionen“ erhalten, während „einige Kinder [….] als Kon-
trollgruppe ungeimpft“231 geblieben seien. Als weiteren Beleg für Versuche an Heim-
kindern in Pettes Institut hat Sylvia Wagner die zwei Jahre später erschienene Studie 
von Lennartz und Valenciano angeführt, ebenfalls „aus den Laboratorien der Stiftung 
zur Erforschung der spinalen Kinderlähmung und der Multiplen Sklerose (Prof. Dr. 
Heinrich Pette) Hamburg“. Hier führen die beiden Mitarbeiter des Instituts als Ergeb-
nisse ihrer Forschungen zur Polio-Schluckimpfung u.a. aus: 

„Wir prüften in einem Kinderheim Elisabethstift mit 139 Kindern im Alter von 0 bis 
15 Jahren die Antikörperbildung und die Virusausscheidung nach der oralen Im-
munisierung mit den abgeschwächten Poliomyelitis-Stämmen. An Hand dieses 
Materials war es möglich, eine Vorstellung über die Häufigkeit von Kontaktinfekti-
onen und die Stabilität der Vakzinestämme nach Menschenpassage zu gewin-
nen.“232 

Die hier genannten Aspekte der „Menschenpassage“ und „Kontaktinfektionen“ machen 
deutlich, warum gerade Kinderheime für die Polio-Impfstoffforschung ein beliebtes 
Untersuchungsfeld darstellten. Bei der Polio-Schluckimpfung wurde Ende der 1950er 
Jahre die Nachteile von Kontaktinfektionen bzw. die Vorteile von Sekundärimmunisie-
rungen diskutiert. Da die Polioschluckimpfung mit Lebend-Impfstoffen durchgeführt 

229 Vgl. Sylvia Wagner, Ein unterdrücktes und verdrängtes Kapitel der Heimgeschichte. Arzneimittelstu-
dien an Heimkindern, in: Sozial.Geschichte Online 19 (2016), S. 61-113, bes. S. 80-88. 
230 Einen Scan des Protokolls stellte freundlicherweise Sylvia Wagner zur Verfügung, das Zitat findet 
sich ebenfalls in ihrer Publikation: Wagner, Ein unterdrücktes und verdrängtes Kapitel, S. 80. 
231 H. Lennartz/Ch. Hertenstein/R. Crüsemann, Komplementäre Antikörper nach Impfung mit inaktivier-
tem Poliovirus, in: Klinische Wochenschrift 37 (1959), S. 1261-1262, hier S. 1261. 
232 H. Lennartz/L. Valenciano, Virologische Untersuchungen zur oralen Schutzimpfung gegen Poliomy-
elitis in Westberlin 1960, in: DMW 86 (1961), S. 1497-1503, hier S. 1497. 
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wurde, konnten sich Ungeimpfte durch Ausscheidungen geimpfter Kinder mit abge-
schwächten Polio-Viren anstecken bzw. immunisieren, was im BGA zeitweilig Bedenken 
gegen ein bundesweites Impfprogramm beförderte.233 Lennartz und Valenciano ging 
es in der Studie an Heimkindern daher auch um den Nachweis, dass „die Wahrschein-
lichkeit einer Kontaktinfektion in engen Wohngemeinschaften mit Kleinkindern“234 

hoch sei, dass diese Kontaktinfektionen jedoch bei den zuvor Ungeimpften meist für 
eine Immunisierung sorgten, wenngleich das Problem einiger „Impfzwischenfälle“ be-
stehen bleibe. Neben den idealen Testbedingungen in Gruppenunterkünften waren 
Versuche an Heimkindern darüber hinaus beliebt, weil hier keine Zustimmung von El-
tern, sondern von Heimleitungen einzuholen war. Eine entsprechende Zustimmung er-
öffnete Medizinern folglich mit verhältnismäßig wenig Aufwand verhältnismäßig viel 
Forschungs-„Material“, wie es Lennartz und Valenciano nannten. 
Solche Versuche finden sich an mehreren Forschungseinrichtungen bis weit in die 
1960er Jahre, zum Teil noch länger, wie o.g. Verweise auf Vergleichsstudien und Wag-
ners Untersuchungen belegen. Entsprechende Experimente auch an Pettes For-
schungsinstitut stechen insofern nicht als Extremfälle hervor. Vielmehr stehen sie für 
einen zeitgenössischen Pragmatismus bei ethischen Fragen, obgleich die Rechtspre-
chung Experimente an Kindern sogar bei Zustimmungen durch Eltern oder Vormünder 
ablehnte.235 Dennoch ist beispielsweise der missbräuchliche Medikamenteneinsatz in 
bundesdeutschen Heimen jener Jahre zur „Ruhigstellung“ oder Bestrafung bereits seit 
längerem bekannt.236 Wagners Funde machen deutlich, dass auch Heinrich Pette und 
Kollegen am Institut keineswegs nur an Affen experimentierten und von der Notwen-
digkeit von Menschenversuchen überzeugt waren. Noch 1963, auch darauf hat Sylvia 
Wagner hingewiesen, bedauerte Heinrich Pette in der „Deutschen Medizinischen Wo-
chenschrift“ explizit, für neue Forschungen zur Schluckimpfung keine entsprechenden 
Versuche durchführen zu können, wie sie anderen Studien – Pette nannte in diesem 
Zusammenhang Forschungen mit Heimkindern „1962 im Robert-Koch-Institut in Berlin 
(Henneberg) und im Hygiene-Institut in Marburg (Siegert)“ – möglich gewesen waren: 
„Leider war uns selbst in Hamburg keine Möglichkeit gegeben, in Kinderkrippen dieser 
theoretisch wie praktisch gleich wichtigen Frage nachzugehen.“237 

(3) Und nicht zuletzt zeichnet Pettes Werk und Wirken nach 1945 eine vergleichsweise 
frühe Wiederaufnahme internationaler Kontakte aus.238 Im Gegensatz zu vielen Kolle-
gen, die noch lange Vorbehalte gegen „ausländische“ Standards pflegten,239 tauschte 

233 Vgl. Lindner, Gesundheitspolitik, S. 236-257. 
234 Lennartz u.a., Virologische, S. 1501. 
235 Richard R. Kuhns, Das gesamte Recht der Heilberufe, Berlin 1958, S. 424. Für den Hinweis danken 
wir Heiner Fangerau. 
236 Vgl. u.a. Hans-Walter Schmuhl/Ulrike Winkler, Als wären wir zur Strafe hier. Gewalt gegen Menschen 
mit geistiger Behinderung – der Wittekindshof in den 1960er und 1960er Jahren, Bielefeld 2011, S. 17-
18; Bernhard Frings, Heimerziehung im Essener Franz-Sales-Haus 1945-1979, München 2012, S. 92-95. 
237 Heinrich Pette, Zur Frage der neurologischen Komplikationen nach Schluckimpfung mit Poliomyeli-
tisvirus Typ I (Sabin), in: DMW, S. 886-889. 
238 Vgl. u.a. Bauer, Heinrich Pette, S. 117-118. 
239 Thießen, Immunisierte Gesellschaft, S. 258-259. 
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Pette sich relativ früh v.a. mit amerikanischen Forschern über Polioimpfstoffe aus. Hein-
rich und Edith Pette reisten ab 1955 mehrfach in die USA, um mit US-amerikanischen 
und kanadischen Kollegen, unter anderem mit Jonas Salk, über deren Erfahrungen mit 
Impfprogrammen zu sprechen.240 Pettes Expertise bei der Einführung der Schluckimp-
fung fußte nicht zuletzt auf diesen Kontakten und eröffnete wiederum der Fachdiskus-
sion im BGA und Ministerium internationale Ansätze für bundesdeutsche Impfpro-
gramme. 
Pettes öffentliche Präsenz und die gesellschaftliche Bedeutung des Instituts ist also 
auch im zeitgenössischen Kontext zu verstehen. Obgleich die Polio in der bundesdeut-
schen Öffentlichkeit vor allem in den 1950er und 1960er Jahren für Aufmerksamkeit 
sorgte, war der Bedarf an Forschungen bereits nach Kriegsende in den Besatzungszo-
nen groß. Am Hamburger Standort des Instituts machte eine große Polio-Epidemie 
1947, also ein Jahr vor Gründung der Stiftung, von sich reden. Ob die Stiftung des 
Instituts durch Philipp F. Reemtsma auch vor diesem Hintergrund zu verstehen ist, 
könnten möglicherweise weitere Forschungen am Hamburger Institut für Sozialfor-
schungen überprüfen. Die Kompetenzen des Instituts bei der Einführung des Polio-
impfstoffs waren auf jeden Fall nicht nur bei Hamburger Behörden, sondern ebenso in 
der Arbeitsgemeinschaft der Leitenden Medizinalbeamten des Bundesländer, im Bun-
desinnenministerium und BGA gefragt. Auch vor diesem Hintergrund wurde das Insti-
tut 1955 mit dem „Königsteiner Abkommen“ in die Liste zu fördernder Forschungsein-
richtungen und damit in die heutige Leibniz-Gemeinschaft aufgenommen.241 

Kurz gesagt haben der Ruhm Pettes und „seines“ Instituts mindestens zwei Wurzeln: 
das frühe Interesse an einem internationalen Austausch sowie das Engagement gegen 
die Poliomyelitis, die seit den 1950er Jahren zu einer „Signalkrankheit“ avancierte. Pette 
wurde in der Öffentlichkeit daher vor allem als „bedeutender Kinderlähmungsforscher“ 
bekannt, so die Zuspitzung der „Westdeutschen Allgemeinen“, der sein „Lebenswerk“ 
ganz dem Kampf gegen die Poliomyelitis gewidmet hatte.242 Die Ehrung mit dem Gro-
ßen Bundesverdienstkreuz oder die umfangreiche Berichterstattung der Tagespresse 
zu Pettes 70. Geburtstag im November 1957243 bieten weitere Beispiele für das unge-
wöhnlich große gesellschaftliche Interesse an einem Neurologen und liefern damit wei-
tere Erklärungen für die Benennung des Instituts. 

240 BArch, B 142/49, Bericht über eine Studienreise in die Vereinigten Staaten von H. und E. Pette und 
H. Lennartz, o.D. [Ende 1955]. 
241 Manuskript Edith Pette, Entstehung und Aufbau des Heinrich-Pette-Instituts für experimentelle Vi-
rologie und Immunologie an der Universitär Hamburg, 1971. 
242 Beide Zitate in Westdeutsche Allgemeine, Zigarettenkönig Reemtsma beerbt Prof. Pette - Erfor-
schung der Kinderlähmung sein Lebensziel, 12.08.1961. 
243 Vgl. u.a. Hamburger Morgenpost, Ehrung für Prof. Pette, 25.11.1957; Bild, Jugendfrisch mit 70. Ham-
burg feiert Professor Pette, 22.11.1957; Hamburger Abendblatt, Prof. Pette wird siebzig, 22.11.1957; 
Hamburger Echo, Professor Pette wird 70, 22.11.1957; Die Welt, Prof. Pette wird siebzig, 22.11.1957; 
Hamburger Morgenpost, „Nur mit halber Kraft“, 25.11.1957; Die Welt, Feierstunde für Prof. Pette, 
25.11.1957. 
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8. Eine Frage der Ehre: Heinrich Pette als 
Namensgeber für Institut und Preis 

Heinrich Pette ist nach 1945 vielfach geehrt worden. Neben zahlreichen Glückwün-
schen zu runden Geburtstagen und den Ernennungen zum Ehrenmitglied in Fachge-
sellschaften, z.B. der Società Italiana di Neurologia 1952, der Deutschen Gesellschaft 
für Neurologie 1957, der Nordwestdeutschen Gesellschaft für Innere Medizin sowie der 
Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin (beide 1962), lässt sich u.a. die Verleihung 
des großen Bundesverdienstkreuzes 1957 nennen.244 Obwohl die Begründung dieser 
Ehrungen nicht überliefert sind bzw. nicht ermittelt werden konnten, dürfte neben der 
Ehrung des Lebenswerks und seiner neurologischen Forschungen vor allem Pettes En-
gagement gegen die Kinderlähmung eine Rolle gespielt haben. Die gesellschaftliche 
Tragweite der Polioforschung war in den 1950er und 1960er Jahren schließlich ein me-
dialer Dauerbrenner (6.). Der Beschluss des Kuratoriums der Stiftung vom 29. Januar 
1965, das Institut fortan „Heinrich-Pette-Institut für experimentelle Virologie und Im-
munologie an der Universität Hamburg zu nennen“, erscheint insofern nur konsequent. 
Nicht zuletzt die „virologische“ und „immunologische“ Bezeichnung des Instituts un-
terstreicht diesen Ausgangspunkt der Benennung – ein Pette-Institut hätte ja mit guten 
Gründen auch ein „neurologisches“ sein können. 
Dieser Hinweis ist nicht so trivial, wie er zunächst klingt. Denn bei der Benennung von 
Straßen, Plätzen oder öffentlichen Einrichtungen geht es nie „nur“ um eine, z.B. aus 
historischen Gründen, „passende“ namentliche Zuschreibung. Vielmehr sind Benen-
nungen eine wechselseitige „Ehrung“: Einerseits wird der Namensgeber mit der Her-
ausstellung seines Namens „auf Dauer“ geehrt. Andererseits ehrt sich die oder der Eh-
rende immer auch selbst, werden bestimmte „Leistungen“ und „Eigenschaften“ des Ge-
ehrten – in diesem Falle das virologische und immunologische Engagement – als Leit-
linien für Werte und Weltbilder des Ehrenden herausgestellt. Schon deshalb ehrt eine 
Institutsbenennung nicht allein „vergangene“ Leistungen. Darüber hinaus haben Eh-
rungen einen starken Zukunftsbezug: „Ehrungen sind eine Zuweisung von symboli-
schen Gratifikationen, mit deren Hilfen Leistungen motiviert werden können.“245 Sa-
lopp gesagt sollten (und sollen) in einem Heinrich-Pette-Institut Pettes Leistungen als 
Vorbild und Ansporn dienen. Das Heinrich-Pette-Institut stellt sich mit der Benennung 
daher in eine spezifische Forschungstradition, auf der gegenwärtige und zukünftige 
Arbeiten aufbauen sollen. Diese Traditionsstiftung zog und zieht ihre Legitimität selbst-
verständlich in erster Linie aus Pettes Engagement gegen die Kinderlähmung seit den 
1950er Jahren, nicht aber aus Pettes Wirken in der NS-Zeit, das in den 1960er Jahren 
noch auf eine Verfolgten- und Widerstandsbiografie reduziert wurde (6.4). 

244 Sammlung Dirk Pette, Ernennungsurkunde der Società Italiana di Neurologia, 30.03.1952; Ernen-
nungsurkunde der DGN, 23.11.1957; Ernennungsurkunde der DGIM, 02.05.1962; Verleihungsurkunde 
Bundespräsident Heuss, 15.11.1957. 
245 Ludgera Vogt, Zur Logik der Ehre in der Gegenwartsgesellschaft. Differenzierung, Macht, Integra-
tion, Frankfurt/Main 1997, S. 240. 
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Ehrungen sind für den Ehrenden also „in hohem Maße identitätsrelevant, weil sie eine 
besonders herausgehobene, öffentliche Selbst-Repräsentation darstellen und auf die 
gemeinsame Gestaltung von Gegenwart und Zukunft zielen.“246 Diese drei Faktoren 
von Namensgebungen – Traditionsstiftung, Identitätsrelevanz, Zukunftsorientierung – 
bieten in der Öffentlichkeit häufig Anlass für Auseinandersetzungen. Die zurzeit be-
kanntesten Beispiele sind Konflikte um Straßennamen, bei denen nie nur um die ver-
storbenen Personen an sich, sondern mehr noch um die Gegenwart, um Geschichts-
und Gesellschaftsbilder, um Normen und Identität gerungen wird.247 Vor kurzem hat 
Franz-Werner Kersting eine ganz ähnliche Debatte wie die um Heinrich Pette aufgear-
beitet. An der sich wandelnden Auseinandersetzung um den Psychiater Hermann Si-
mon zeichnet Kersting die normative Aufladung von Namensgebungen nach. Im Falle 
des „Hermann-Simon-Preises“, der seit 1971 durch die Deutsche Gesellschaft für Psy-
chiatrie, Psychotherapie und Nervenheilkunde (DGPPN) verliehen wurde, erschienen 
die Probleme der Namensgebung am Ende zu groß: Seit 2009 wird der Preis nicht mehr 
vergeben.248 Diese normative Aufladung sollte auch bei der Auseinandersetzung um 
ein Heinrich-Pette-Institut berücksichtigt werden. Das HPI heißt eben nicht quasi 
zwangsläufig so, weil Heinrich Pette an diesem Institut als „Gründungsvater“ und lang-
jähriger Leiter arbeitete. Darüber hinaus hebt die Namensgebung spezifische Werte 
hervor, die man mit dem Namensgeber verbindet und die für die Agenda des Instituts 
als relevant erachtet werden sollen. Selbst wenn dieser Aspekt im Institutsalltag kaum 
jedem Mitarbeiter bewusst sein dürfte, prägt eine Namensgebung die Repräsentation 
der Einrichtung und die Außenwahrnehmung. 
Letzteres ist entscheidend für die gesellschaftliche Diskussion von Benennungen. Wäh-
rend das Institut mit seiner Ehrung Mitte der 1960er Jahre vorwiegend Pettes Engage-
ment seit den 1950er Jahren hervorheben wollte, wie wir vermuten, steht in der heuti-
gen Wahrnehmung die gesamte Biografie im Fokus. Dass die Kritik an der Namensge-
bung zunächst „von außen“ an das HPI herangetragen wurde, ist daher typisch. Kritiker 
der Benennung sehen Heinrich Pette (auch) als Repräsentanten eines typischen Mit-
läufers in der NS-Zeit oder gar eines überzeugten Parteigenossen – wofür der Aus-
gangspunkt der Diskussion, Pettes Mitgliedschaft in der NSDAP, steht. Befürworter der 
Benennung halten diesem Vorwurf Pettes Lebensleistungen, nicht zuletzt seine For-
schungen und sein gesellschaftliches Engagement gegen die Kinderlähmung ab den 
1950er Jahren, entgegen. 
Für beide Positionen gibt es überzeugende Gründe. Auf der einen Seite ist die Bedeu-
tung des internationalen Engagements und gesundheitspolitischen Netzwerks Pettes 
für den Erfolg von Polio-Impfprogrammen in der Bundesrepublik offensichtlich. Auch 
das internationale Renommee seiner früheren Forschungen seit den 1920er Jahren ist 

246 Dietmar von Reeken/Malte Thießen, Ehrregime. Perspektiven, Potenziale und Befunde eines For-
schungskonzepts, in: Dietmar von Reeken/Malte Thießen (Hrsg.), Ehrregime. Akteure, Praktiken und 
Medien lokaler Ehrungen in der Moderne, Göttingen 2016, S. 11-29, hier S. 17. 
247 Vgl. als Überblick über die kaum noch zu überschauende Literatur zuletzt die Fallstudien in den bei-
den Sammelbänden Matthias Frese/Marcus Weidner (Hrsg.), Verhandelte Erinnerungen. Der Umgang 
mit Ehrungen, Denkmälern und Gedenkorten nach 1945, Paderborn 2017; Reeken/Thießen, Ehrregime. 
248 Franz-Werner Kersting, Der Psychiater Hermann Simon im erinnerungskulturellen Kontext, in: Frese/ 
Weidner, Verhandelte Erinnerungen, S. 209-229. 
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unbestritten. Dass Pette darüber hinaus ein ausgesprochen liebenswürdiger Mensch 
gewesen sein muss, wie viele Nachrufe und Zeitungsberichte hervorheben, rundet den 
positiven Blick auf den Namensgeber ab: Identitätsstiftung, Traditionsbildung und Zu-
kunftsorientierung stellen in dieser Perspektive kein Problem dar. Für die andere Seite 
stellt sich die Ehrung hingegen anders dar: Obgleich sich für die NS-Zeit bei Pette keine 
schweren Verbrechen nachweisen lassen, ist er als Gutachter für Zwangssterilisationen 
und Funktionär eines Berufsverbandes mit maßgeblicher gesundheitspolitischer Ge-
staltungskraft im „Dritten Reich“ kein unbeschriebenes Blatt. Dass Pette sein Verhalten 
in der NS-Zeit selbst nach Jahrzehnten nicht selbstkritisch in den Blick nahm, sondern 
sich immer stärker zum Verfolgten und Oppositionellen stilisierte, erhöht in dieser Per-
spektive die Problematik der Namensgebung noch. Da die Benennung eines Instituts 
(einer Straße, eines Platzes, Gebäudes, Preises usw.) nicht einzelne Lebensleistungen 
oder ausgewählte Lebensphasen des Namensgebers ehren kann, sondern immer die 
Person als Ganzes zur Repräsentationsfigur erhebt, sollten bei der weiteren Diskussion 
und anschließenden Entscheidung über die Benennung des Heinrich-Pette-Instituts 
weiterhin alle Aspekte der Biografie berücksichtigt werden. Damit ist noch nichts über 
eine Entscheidung gesagt, ob der Name „Heinrich-Pette-Institut“ bleiben oder geän-
dert werden sollte. 
Für diese Entscheidung bleiben im Grunde drei Optionen: Erstens kann man die Be-
nennung des HPI einfach kommentarlos beibehalten. Zweitens könnte das HPI weiter-
hin Heinrich-Pette-Institut heißen, die Benennung allerdings an prominenter Stelle (z.B. 
auf der Homepage, in Festschriften, mit Veröffentlichungen o.ä.) thematisiert und um-
strittene Aspekte des Namensgebers benannt werden. Diese zweite Möglichkeit 
schiene uns im Falle der Benennung des Instituts einfacher durchführbar als im Falle 
des Heinrich-Pette-Preises, dessen heutige Vorbildfunktion für renommierte deutsch-
sprachige Wissenschaftler ja eine besondere Tragweite hat. Bei der Benennung des 
Heinrich-Pette-Preises wäre also auch in medizinethischer Perspektive ein Blick auf Pet-
tes Gutachten für Zwangssterilisationen, auf seine Verbandstätigkeit und ggf. auf die 
Rolle seines Instituts bei Versuchen an Heimkindern in den 1950er und 1960er Jahren 
zu werfen. Drittens kann sich das HPI in seinen bisherigen „Untertitel“, also in „Leibniz-
Institut für Experimentelle Virologie“, umbenennen. Auch in diesem Fall wäre, wie bei 
der zweiten Option, eine öffentliche Erklärung zur Umbenennung auf jeden Fall sinn-
voll. 
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9. Fazit 

Heinrich Pette bleibt auch nach den Ergebnissen unseres Gutachtens ein international 
renommierter und herausragender Wissenschaftler. Ebenso selbstverständlich ist indes 
unser Ergebnis, dass sich Pettes „wissenschaftliches“ Engagement nicht von zeitgenös-
sischen gesellschaftlichen Entwicklungen abkoppeln, geschweige denn als Gegensatz 
zur „Politik“ verstehen lässt. Das gilt im Übrigen nicht nur für die NS-Zeit, sondern ge-
nauso für spätere Jahre – und sehr wahrscheinlich auch für den jungen Heinrich Pette, 
der nicht Gegenstand unseres Gutachtens war. 
Heinrich Pette verschrieb sich – trotz kurzzeitiger in Briefen angedeuteter Schaffenskri-
sen in den letzten Kriegsjahren – Zeit seines Lebens seinen Forschungen. Zumindest in 
der zweiten Hälfte des „Dritten Reichs“ vertrat er seine wissenschaftlichen Überzeugun-
gen mit Nachdruck. So kritisierte er spätestens seit Ende der 1930er Jahre offen die 
inflationäre Anwendung „erbbiologischer“ Konzepte in der Neurologie und im Falle der 
„Erbepilepsie“. Diese Kritik war keineswegs als Regimekritik gedacht und stand ganz im 
Einklang mit dem Konzept des NS-Gesundheitswesens, das auf Optimierung des 
„Volkskörpers“ im Dienste des „Endsiegs“ bedacht war. Pettes wissenschaftliche Kon-
sequenz macht gleichwohl deutlich, dass er sich nicht um jeden Preis dem ideologi-
schen „Zeitgeist“ unterwarf wie viele seiner GDNP-Kollegen, die mit ideologischen An-
biederungen auf die Zuteilung von Ressourcen hofften. Da Pette sich bis in die letzten 
Kriegsjahre hinein seiner Kontakte zu NS-Funktionären und staatlichen Vertretern und 
damit der Förderung durch Reichsministerien sicher sein konnte, war der Bedarf für 
solche Anbiederungen indes nicht sehr groß. Bis zuletzt galt Pette in Partei und Mini-
sterien als zuverlässiger und wichtiger Ansprechpartner. 
Diese „Zuverlässigkeit“ demonstrierte Pette bereits 1933 mit seinem Parteieintritt. 
Nachweislich vor Mai 1933, wahrscheinlich also im März oder April 1933, stellte Pette 
einen Aufnahmeantrag bei der NSDAP. Er war damit selbst vielen Kollegen voraus, die 
sich engagierter in der NS-Gesundheitspolitik einbrachten, aber erst nach 1937 in die 
Partei eintraten. Pettes Eintritt ist mit sehr großer Wahrscheinlichkeit auf Karriere-
gründe zurückzuführen, wofür seine berufliche Situation im Jahr 1933 spricht. Schon 
mit Blick auf seine Berufung zum Zweiten Vorsitzenden der GDNP zahlte sich dieses 
Motiv 1935 aus. Andere, nach 1945 angeführte Gründe für den Parteieintritt wie eine 
„halbjüdische“ Herkunft seiner Ehefrau Edith Pette sind hingegen Behauptungen Dritter 
nach 1945, für die sich keine Belege finden lassen. Heinrich Pette selbst hat im Übrigen 
seinen Parteieintritt unseres Wissens nie mit Schutzbehauptungen zu bemänteln ver-
sucht und auch nie von einer Verfolgung aus „rassischen“ Gründen gesprochen. 
Pettes wissenschaftliche Konsequenz ist noch in anderer Hinsicht zu relativieren. Zum 
einen vertrat er bis Mitte der 1930er Jahre in mehreren programmatischen Veröffent-
lichungen und Vorträgen eine Neuausrichtung der Neurologie im Dienste des NS-Ge-
sundheitswesens. Er sprach in diesem Zusammenhang auch von sozialer „Auslese“ und 
„Sippenforschung“. Zum anderen fungierte Pette als Zweiter Vorsitzender der GDNP 
die gesamte Zeit des „Dritten Reichs“ über als wichtigster Vertreter der Neurologie. Als 
solcher wusste er noch 1938 mit einer ausführlichen Ergebenheitsadresse an den „Füh-
rer“ und programmatischen Worten zur Bedeutung von Neurologie und Psychiatrie im 
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NS-Staat zu repräsentieren. Selbst wenn die Alleinurheberschaft Pettes an dieser Rede 
fraglich bleibt, spielte Pette als öffentliche Repräsentationsfigur eine Schlüsselrolle an 
der Schnittstelle zwischen Fachgesellschaft und NS-Gesundheitspolitik. Sein kontinu-
ierliches Wirken in diesem höchsten verbandspolitischen Amt brachte Pette ebenso 
kontinuierlich mit Verantwortlichen für die „Euthanasie“ und Menschenversuche zu-
sammen. Pette war an der Programmgestaltung von GDNP-Veranstaltungen ebenso 
beteiligt wie an der Politikberatung. In der „Führungsspitze“ mit Nitsche, Rüdin und 
Pette war letzterer in maßgebliche Entscheidungsprozesse eingebunden oder zumin-
dest informiert. Auch außerhalb der GDNP pflegte Pette einen intensiven Austausch 
mit maßgeblichen Verantwortlichen für Medizinverbrechen wie Hallervorden, Schalt-
enbrand und Spatz, wie auch die Korrespondenz mit seiner Ehefrau einmal mehr of-
fenbart. Dass Pette von medizinischen Verbrechen Kenntnisse hatte, ist schon ange-
sichts seiner vielen Kontakte und gemeinsamer Forschungsinteressen zur Epilepsie, z.B. 
wie im Falle Hallervordens,249 wahrscheinlich. Dass Pette von der „Euthanasie“ detail-
lierte Kenntnisse hatte, machte er selbst in mehreren Stellungnahmen nach 1945 öf-
fentlich, wobei die „Euthanasie“ spätestens seit Beginn der „Aktion T4“ im gesamten 
Deutschen Reich ohnehin als „offenes Geheimnis“250 galt. 
Weder für eine mögliche Beteiligung Pettes an „Euthanasie“-Verbrechen oder an Hu-
manexperimenten noch für einen Zusammenhang zwischen Pettes wissenschaftlichem 
Werk und der „Euthanasie“-Begleitforschung haben wir Belege finden können. Nicht 
nur wegen des wissenschaftlichen Profils Pettes und des Rückgangs seiner Forschung 
in den 1940er Jahren erscheint uns eine solche Beteiligung unwahrscheinlich. Auch der 
gegenwärtige Forschungsstand und die jahrzehntelange juristische Auseinanderset-
zung mit NS-Medizinverbrechen bieten dafür keine Hinweise. Zwar zogen die Nach-
kriegsprozesse nur wenige Mediziner zur Verantwortung, so dass die meisten der mit 
Pette bekannten Verantwortlichen für NS-Verbrechen (u.a. Julius Hallervorden, Ernst 
Rüdin, Georg Schaltenbrand, Hugo Spatz) nach 1945 unbehelligt blieben. In den weni-
gen Gerichtsverfahren gegen Kollegen und Bekannte Pettes – wie die gegen Paul-Sieg-
fried Handloser, Werner Heyde oder Hermann Nitsche – spielte Pette jedoch keine 
Rolle im Zusammenhang mit Menschenversuchen oder „Euthanasie“-Verbrechen bzw. 
der „Euthanasie“-Begleitforschung. Da auch sämtliche bisherigen Forschungen zur 
GDNP und zum KWI für Hirnforschung trotz intensiver Archivauswertungen keine ent-
sprechenden Hinweise erbracht haben, gibt es für weitere Recherchen keine brauch-
baren Anhaltspunkte, die im Rahmen unseres Gutachtens hätten verfolgt werden kön-
nen. 
Nachweisen konnten wir hingegen eine Beteiligung Pettes an mehreren Sterilisations-
verfahren bis in die 1940er Jahre. Bislang waren nur Einzelfälle bis Mitte der 1930er 
Jahre bekannt. Van den Bussche hat zur Beteiligung Pettes in diesen Verfahren die – 
allerdings nicht belegte – Vermutung angestellt, dass sich beamtete Ärzte einem Mit-
wirken an Erbgesundheitsverfahren nicht ganz entziehen konnten. Gegen diese Ver-
mutung ließe sich einwenden, dass Pette zumindest ab 1935 wegen seiner Einbindung 
in die GDNP oder ab 1939 als Berater der Marine überzeugende Gründe gegen eine 

249 Martin u.a., Neurologie und Neurologen – Hirnforschung, S. 26. 
250 Jütte u.a., Medizin, S. 229. 
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Einbindung als Gutachter gehabt hätte. Selbst wenn Pette zum Mitwirken an Sterilisa-
tionsverfahren gedrängt worden sein sollte, legte er seinen großen Entscheidungsspiel-
raum in diesen Verfahren keineswegs stets zugunsten der Betroffenen aus, wie er nach 
1945 behauptete und wie auch heute nach wie vor zu lesen ist, im Gegenteil: in meh-
reren Verfahren bestand er nachweislich auf seiner Diagnose einer „Erbkrankheit“, ob-
wohl die Gerichte zuvor selbst Zweifel an der Diagnose geäußert hatten. Pette tat dies 
nachweislich auch in Fällen von „Schwachsinn“ und „Trunksucht“, die mit seinem Fach-
gebiet, der „erblichen Epilepsie“, keine unmittelbaren Berührungspunkte hatten. 
Und nicht zuletzt sind die von Pette behauptete „oppositionellen“ Tätigkeiten bzw. spä-
ter seine „Verfolgung“ als Kritiker der NS-Gesundheitspolitik oder gar sein „Wider-
stand“ gegen die „Euthanasie“ mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit eine 
Konstruktion der Nachkriegsjahre. Dafür sprechen nicht nur unsere Befunde, mit denen 
wir einzelne Behauptungen widerlegen, sondern ebenso unser Gesamtüberblick über 
Pettes Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit von 1945 bis 1961, die wir als 
„kumulative Heroisierung“ beschrieben haben. Dass Pette öffentlich keine oppositio-
nelle Rolle einnahm und auch keinen Widerstand gegen die „Euthanasie“ leistete, wie 
er selbst nach 1945 behauptete, ist an sich noch kein Vorwurf, wie wir abschließend 
noch einmal betonen möchten. Vielmehr wiegt Pettes Rolle als „Mitläufer“ schwer im 
Kontrast zu einer Stilisierung zum Verfolgten und Widerstandskämpfer, an der nicht 
nur er selbst, sondern ebenso Kollegen und Angehörige in den Jahrzehnten nach 1945 
mitgewirkt haben – mitunter bis in unsere Gegenwart hinein. 
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